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gefürdert vom Bundesministerium für Familie und Senioren (BMFuS) 
und der Senatsverwaltung für Soziales, Berlín. 



VORWORT 

Das DZA hat im Jahre 1991 eine Arbeitstagung veranstaltet unter dem 

Titel: Die gesellschaftliche Gestaltbarkeit individueller Lebenspl anung 
und Lebensverlaufe. 

Dem Veranstalter ging es um eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
den Moglichkeiten und Begrenzungen gesellschaftspolitischer Nonnierung 
bezogen auf individuel le Prioritatensetzung. Die Beitrage dieses Bandes 
setzen sich auseinander mit den Wirkungen und Wirkungsmoglichkeiten sozial­
politischer und wirtschaftspolitischer Regelungen in den Lebenswelten und 
in der konkreten Lebensgestaltung von Gruppen und Individuen. Die politi­
sche Gestaltbarkeit individueller Lebensplanung und Lebensverlaufe findet 
ihre Grenze in den ihren Gestaltungszielen zuwider laufenden kulturellen 
Pragungen und individuellen Interessensausrichtungen, in der Unfahigkeit, 
die Lebenswirklichkeit umfassend auf kurze und mittlere Sicht zu verandern. 
Das Normierungsbestreben ist seinerseits begrenzt, Inkompatibilitaten 
zwischen Politikbereichen und innerhalb der Politikbereiche sind der 
Gestaltung ininanent. 

Dieser Band enthalt Beitrage aus der o.g. Tagung des DZA. Dies erklart 
ihren deutlich unterschiedlichen Charakter: Es finden sich ausfonnulierte 
wissenschaftliche Beitrage ebenso wie ausfUhrlichere Diskussionsanmerkungen. 
Die Mehrzahl der Beitrage war zudem 1992 abgeschlossen. Eine Reihe der Bei­
trage ist deutlich gepragt durch den Zeitpunkt ihres Entstehens - bedingt 
durch den TransfonnationsprozeB in den "neuen Bundeslandern" oder auch 
durch den Stand des Gesetzgebungsverfahrens zur Pflegeversicherung. Die 
Heterogenitat der Beitrage und ihre Zeitpragung vennindern unseres Erach­
tens nicht die Bedeutung dieses Saninelbandes; sie sind dem herausgebenden 
lnstitut bewu6t, sie müssen durch den Leser und Nutzer in Rechnung ge­
stellt werden. Durch die Autoren selbst sind sie nicht zu verantworten. 

Berlín, im November 1994 Deutsches Zentrum für Altersfragen e.V. 
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DIE ZUKÜNFTIGE DOMINANZ PREKARER "NORMALITATEN" 
Zur gesellschaftl ichen Gestaltung von Lebensverlaufen 

von Hans-Joachim von Kondratowitz 

Inhalt: 

l. Die Unerla6lichkeit eines "doppelten Vergleichs" 
2. "NonTialitat" der Lebensverlaufe in der Krise I 
3. "NonTial itat" der Lebensverlaufe in der Krise II 
4. Pflege als "neuer NonTialhorizont" 
Literaturverzeichnis 

l. Die Unerla61 ichkeit eines "doppel ten Vergleichs" 

Bereits eine erste kursorische Durchsicht des vorliegenden Bandes zeigt eine 
charakteristische Eigenschaft, die venTiutlich noch viele Sammelbande sozial ­
wissenschaftlichen Inhalts in den nachsten Jahren auszeichnen dürfte: eine 
als dringlich erachtete Thematik der gesellschaftspolitischen Diskussion 
- hier: die gesellschaftliche Gestaltbarkeit von Lebensverlaufen - mu6 auf­
grund der historischen Gegebenheiten heute in der Bundesrepublik sinnvoller­
weise in zwei Vergleichszusammenhange hineingestellt werden und erhalt ge­
rade dadurch eine zusatzliche Brisanz und ungeahnte Dynamik. 

Zum einen zwingt die deutsch-deutsche Vereinigung zum immer erneuten Querle­
sen und Neubewerten scheinbar gesicherter sozialwissenschaftler Befunde, die 
si ch dann aber a 11 zuoft al s recht "westdeutsch"-begrenzt und kei neswegs ver­
a 11 gemei nerbar herausstellen, sondern in den neuen Bundeslandern haufig ge­
radezu gegenlaufige Entwicklungen und mit unterschiedlichem Bedeutungsge­
halt versehene soziale Tatsachen reprasentieren. Zum zweiten erfordern es die 
gegenwartig anstehenden Debatten zur grundsatzlichen Revision des Modells des 
modernen Wohlfahrtsstaates (oder doch seiner wesentlichen Elemente), da6 man 
sich versichert, welche Strategien, Perspektiven und Programme zu bestirrmten 
gesellschaftspolitischen Problemen in anderen europaischen Staaten bzw. an­
deren au6ereuropaischen Wohlfahrtsstaaten erwogen, zu implementieren ver­
sucht bzw. den jeweiligen konkreten Bedingungen angepa6t worden sind. Eine 
Orientierung auf den sozialwissenschaftlich sensibilisierten Vergleich - und 
dies dann sogar in doppelter Hinsicht - wird dann die sozialwissenschaftliche 
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Erorterung solcher Themen zumindest in Deutschland, ob man will oder nicht, 

bestirrmen müssen. 

In eben diesem Sinne finden sich im vorliegenden Band beide Vergleichsperspek­
tiven in nahezu allen Beitragen. Aus Gründen der inhaltlichen Konzentration 
sind dabei zwei gerontologisch dominante Problemkomplexe ins Zentrum des 
Sammelbandes gerückt worden: . zum einen die Phase des Ubergangs in den Ruhe­
stand im Kontext gesellschaftlicher Entberuflichungsvorgange, zum zweiten die 
gesellschaftliche Thematisierung der Pflege und die sie begleitenden komple­
xen sozialen Prozesse. Die Prasenz des angesprochenen "doppelten Vergleichs" 
weist heute allerdings noch ein bezeichnendes Mi6verhaltnis auf: die deutsch­
deutsche Kontrastierung wird hier fast ausschlie6lich im Zusarrmenhang mit der 
unterschiedlichen Oynamik und Verarbeitung von Entberuflichungsprozessen an­
gesprochen, wahrend Dimensionen eines internationalen Vergleichs mehrheitlich 
beim Thema der Pflege zum Tragen k011111en. Diese Disproportion ist nicht nur 
der gegenwartig noch uneinheitlichen Materiallage geschuldet, sondern darin 
reflektieren sich auch politische Konjunkturen, die dem neu zu gestaltenden 
sozialpolitischen Feld einen vielfaltigeren Aufmerksamkeitsbonus verleihen 
und damit dem internationalen Vergleich einen gegenwartig hoheren Rang geben. 
Aber zweifellos wird in der Zukunft, auch und gerade als Folge der Pflegever­
sicherung, die Gewichtung und Einschatzung von Pflegearrangements im deutsch­
deutschen Vergleich eine bedeutendere Rolle spielen als sie es jetzt in die­
sem Band tun kann. 

Schwierigkeiten bei der Herstellung solcher Vergleichsperspektiven sind jedoch 
nur zum kleineren Teil auf Ungleichgewichtigkeiten im empirischen Material zu­
rückzuführen. Sie liegen im Grunde - dies die These - in der Gleichzeitigkeit 
und wechselseitigen Uberlagerung mehrer gesellschaftlicher Prozesse, die sich 
als Ausdruck des demographischen Wandels in dauerhaften Anforderungen an die 
zukünftigen Alterskohorten in Deutschland niederschlagen werden . Alle diese 
Prozesse scheinen es zu tun zu haben mit dem permanenten Austarieren einer 
"prekaren Normalitat" im Lebenslauf. Diese kann vor allem deshalb prekar ge­
nannt werden, weil es sich um die gleichzeitige Konfrontation mit dem Verlust 

• einer "Normal itat" ("Normalarbeitsverhaltnis" und "Normalbiographie"} und dem 
Erscheinen einer neuen Normalitat ("Pflege" als "Altersschicksal"} handelt. 
Oder pointierter ausgedrückt: auf kontinuierliche Erwerbsverlaufe wird in 
Zukunft inmer weni ger al s "Normal itat" gerechnet werden konnen, aber mit Auf-
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gaben eines Pflegemanagements der eigenen Eltern und dann der eigenen Pflege 
konfrontiert zu werden, dürfte zum gesel lschaftl ichen "Nonnalfall" werden. 
Nimmt man diese Tendenz nun noch ernst auf dem Hintergrund unterschiedlicher 
Normalitatshorizonte in den beiden deutschen Teilgebieten und macht sich zu­
gleich klar, daB sich mit den vergangenen und zukünftigen "Nonnalitaten" eine 
Fülle von sozialpolitischen Regulatorien und Institutionen zwangslaufig ver­
binden, so wird die Komplexitat der zukünftigen Konstellationen überdeutlich. 
Einige zusatzliche Bemerkungen sollen nun folgen. 

2. "Normalitat" der Lebensverlaufe in der Krise I 

Schon seit geraumer Zeit und lange vor der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten und den durch sie markierten sozialen Verwerfungen war es in der 
bundesdeutschen sozialwissenschaftlichen Diskussion nicht mehr zu verkennen, 
daB mit der Voraussetzung einer "Nonnalitat" von Arbeitsbeziehungen und Le­
bensverlauf nicht langer überzeugend zu argumentieren war. Vielmehr lieBen 
die soziookonomischen Daten und die zunehmend disparater werdenden empiri­
schen Belege es in-mer fragwürdiger erscheinen, solche Nonnalitatsannahmen als 
dominantes, ja geradezu epochales Charakteristikum der aktuellen Industriege­
sellschaft zu behaupten. Es gehorte überdies, wie 0STERLAND richtig festge­
stellt hat, zur besonderen Ironie der Situation, daB die Karriere der Er­
klarungskraft dieses Konzepts sich gerade dann zeigte, als eben diese "Nonna­
litat" als grundlegender Tatbestand einer Ausweitung und tendenziellen Verall­
gemeinerung der Lohnarbeitserfahrung selbst schon brüchig wurde. "Solange man 
davon ausgehen konnte, es gabe eine 'Nonnalitat' von Arbeitsverhaltnissen und 
Lebensverlauf, blieb sie eher unbemerkt: Erst eine Entwicklung in jüngerer 
Zeit, die mit Etiketten wie 'neuer Individualisierungsschub' und 'Erosion 
des Nonnalarbeitsverhaltnisses' versehen wird, brachte zum Vorschein, daB 
sich über ein rundes Vierteljahrhundert hierzulande etwas vollzogen hatte, 
was offenbar für 'normal' gehalten wurde und als ·standard eine gewisse Allge­
mei nverbi ndl ichkeit beanspruchen konnte" ( 0STERLAND 1990, 350). 

Diese gegenwartige Dissoziation der "Nonnalbiographie" bzw. des "Nonnalar­
beitsverhaltnisses" sollte allerdings nicht daran hindern, sich noch einmal 
die überragende Bedeutung dieser Perspektive ins Gedachtnis zu rufen. Denn 
die dauerhafte Herausbildung des "Normalarbeitsverhaltnisses" nach der okono-
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mischen Rekonstruktion in Deutschland war ja mehr als nur die lan9fristi9 er­
fol9reiche Verall9emeinerun9 einer tarifrechtlich und finanziell hinreichend 
9esicherten kontinuierlichen Vollerwerbstati9keit. Dieses Konstrukt stellte 
auch 9leichzeiti9 eine essentielle normative Grundla9e des bundesdeutschen 
Sozialstaats dar und zentrale Schutz- und Beteili9un9srechte dieser Sozial­
ordnun9 und die Funktionsprinzipien des sozialen Sicherun9ssystems sind ohne 
die stillschwei9ende oder explizite Prasenz dieses Konstrukts nicht denkbar 
( v9l. MÜCKENBERGER 1985). I nsoweit ste 11 t di eses "Norma 1 itatsverhal tni s" 
als Gestaltun9stypus auch der 9esellschaftlichen Ausdifferenzierun9 der 
"Normalbio9raphie" mit ihren spezifischen Erwartun9shaltun9en, Verbindlich­
keitsannahmen und kulturellen Definitionen (v9l. z.B. KOHLI 1985; 1988; 
LEVY 1977) den entsprechenden Rahmen und ist ohne es 9ar nicht hinreichend 
verstandlich. 

Allerdin9s ist schon bald von verschiedenen Beobachtern darauf hin9ewiesen 
worden, da6 diese historische Justierung des "Normalarbeitsverhaltnisses" 
bzw. der "Normalbio9raphie" zum weitaus überwie9enden Teil eine mannliche Er­
fahrun9swelt wieder9ibt. Die weibliche Normalbio9raphie war bereits im Ansatz 
durch Diskontinuitaten, durch den Zwan9 zu Unterbrechungen des Arbeitsver­
haltnisses (wenn es denn überhaupt bestand), durch ausschlie61iche oder zu­
mindest zeitweili9e Familienarbeit u.a.m. gepra9t (v9l. all9emein: S0RENSEN 
1990). Dies zeigt sicherlich, da6 die klassische Konzeption des (mannlichen) 
"Normalarbeitsverhaltnisses" immer auch die weibliche Normalbiographie, zu­
mindest bis in die spaten siebziger Jahre, als ein notwendiges Komplement zur 
emotionalen und versorgungsma6i9en Sicherung desselben verstanden hat. Jen­
seits dieser Reproduktionslogik wird man sicher auch sagen konnen, da6 diese 
beiden gesellschaftsspezifischen "Normalitaten" sich bei der mannlichen Nor­
malbio9raphie eher mit der Ausbildung rigider Orientierun9en, bei der weib­
lichen Normalbiographie mit (erforderter) Flexibilitat_assoziieren und damit 
auf durchaus unterschiedliche potentielle Bewaltigun9smuster für die Zeit 
der Krise dieser Normalitatsannahmen hinweisen. 

Als Ende der 7Oer Jahre sich in der Bundesrepublik diese tief9reifende Krise 
unabweisbar abzeichnete, wurde auch klar, da6 diese potentiellen Bewalti-
9ungsmuster keineswe9s allzu optimistisch interpretiert werden durften: die 
"Erosion des Normalarbeitsverhaltnisses" schlug sich in allgemeinen Flexibi­
lisierun9sprozessen in der Arbeits- und Sozialpolitik, in Entnormierungs-
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strategien der Arbeitsverhaltnisse, besonders aber in der Ausformung unregu­
lierter oder marginaler Beschaftigungsformen nieder. Für die mannlichen "Nor­
malarbeitsverhaltnisse" und die angelagerten Normalbiographien bedeutete 
dies vor allem Infragestellung wesentlicher arbeitspolitischer Grundent­
scheidungen und die gezielte Beseitigung einer Reihe von bisher verbindlichen 
Regeln der Arbeitsgestaltung (s. MÜCKENBERGER 1985). Gleichzeitig vermittelte 
die Entstehung und Ausbreitung von neuen Beschaftigungsformen denjenigen 
Gruppen, die langfristig nicht (mehr) damit rechnen konnen, in ein "Normal­
arbeitsverhaltnis" Eintritt zu finden , wie Jugendliche und Frauen mittleren 
Alters, ein besti11111tes Handlungsfeld, das in bezeichnender Weise oszilliert 
zwischen dem Gewinn individueller Spielraume und dem Verlust von sozialen 
Rechten. OSTERLAND hat zu Recht darauf hingewiesen, da6 der Wunsch verheira­
teter Frauen, heute eine Teilzeitarbeit anzustreben, sich trotz zunehmender 
Erwerbsbeteiligung der Frauen in eine erneute Stabilisierung der alten unter­
schiedlichen "Normalbiographien" entlang der Trennung der Geschlechter ent­
wickeln konnte. "Unter dem Gesichtspunkt der Konsequenzen für die Normalbio­
graphie ist allerdings die Konzentration dieser Beschaftigungsformen auf die 
jüngeren Altersgruppen von gro6erer Bedeutung, denn die mannlichen Jugendli­
chen befinden sich hier inzwischen in einer Situation, die sich der 'normalen' 
weiblichen angleicht: Für beide ist die gesicherte lebenslange Vollzeitbe­
schaftigung nicht (mehr) Grundlage der Lebensplanung. Sie teilen die Unsicher­
heit und Diskontinuitat einer Erwerbssituation, welche bei den alteren Jahr­
gangen vorwiegend nur für die Frauen galt. Die Jahrgange, deren Erwerbsbio­
graphie wahrend der okonomischen Krise begann, haben offenkundig erhebliche 
Schwierigkeiten, ungeachtet ihrer Qualifikation, entsprechende dauerhafte 
Vollarbeitsplatze zu erhalten. Nicht wenige unter ihnen sind darum auf Arbeit 
in den prekaren Verhaltnissen der Grauzone angewiesen und gezwungen, auf 
Schutzrechte, Sozialabsicherung, Einko11111en, Karriereabsichten usw. zumindest 
partiell zu verzichten" (OSTERLAND 1990, 356). 

Es ist diese Situation in der Bundesrepublik gewesen, in die die Vereinigung 
mit dem ostdeutschen Staat fiel und die nun eine zusatzliche Dynamik ins 
Spiel brachte: die aus dem massiven Freisetzungsproze6 ganzer Alterskohorten 
entstandenen Frustrationen und Enttauschungen der Beschaftigten, vor allem 
mittleren Alters, als auch die existentielle Herausforderung, sich mit dem 
durch die Vereinigung verbundenen raschen Wandel produktiv auseinandersetzen 
zu müssen . Dies gilt noch um so eher, als gerade in der alten DDR ein beson­
derer Typ eines, wenn man so will, "Normalarbeitsverhaltnisses" vorzufinden 
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war, der gesellschaftlich systematisch hergestellt wurde und die Einstel­
lungen und Mentalitaten der DDR-Bewohner tiefgreifend gepragt hat. 

3. "Normal itat der Lebensverlaufe in der Krise II 

Überhaupt von einem "Normalarbeitsverhaltnis" in der DDR zu sprechen, ist si­
cherlich riskant. Denn zwangslaufig eingeschlossen in dieses Konzept ist 
immer auch dessen konkreter historischer Hintergrund als Voraussetzungsrah­
men: die offensive Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit und ihren 
jeweiligen Organisationen, die letztendlich tarifrechtliche Bindung von 
Arbeitsverhaltnissen, ihre jeweilige arbeits- und sozialrechtliche Einbet­
tung als Ausdruck wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung. Da6 es aber diese kon­
kreten Aushandlungsbedingungen in der staatssozialistischen Gesellschaft 
nicht gegeben hat, ist bekannt - insoweit wUrden in der Tat entscheidende 
Pramissen fUr die Verwendung dieser Kategorie fehlen. Trotzdem lassen sich 
charakteristische Unterschiede als auch vergleichbare Bedingungen angeben, 
die es rechtfertigen konnten, von einem "institutionalisierten Normalarbeits­
verhaltnis" in der DDR zu reden. 

Sicherlich zentral für die Wahrnehmung der Arbeitsverhaltnisse in der DDR 
war die ideologische Pramisse von der angeblich strukturellen Interessen­
identitat zwischen Werktatigen und sozialistischem Staat, die dadurch er­
reicht sei, da6 der Kapitalismus mit seiner Aneignungslogik durch eine so­
zialistische Gesellschaft mit ihren charakteristischen Entscheidungsprozes­
sen ersetzt worden war. Nachdem die Existenz von grundsatzlichen Wider­
sprüchen in der sozialistischen Gesellschaft damit erfolgreich wegdefiniert 
worden war, war es dann folgerichtig die Aufgabe des Arbeits- und Sozial­
rechts (z.B. des Gesetzbuchs der Arbeit von 1961), die inmer losbaren, weil 
nichtantagonistischen Konflikte z.B. zwischen Beschaftigten und Betriebslei­
tung sozusagen kleinzuarbeiten und in dafür vorgesehenen Instanzen (wie z.B. 
den Konfliktkommissionen) zu regeln. Nur bei deutlicher politischer Gegner­
schaft, mit der man sich - im Selbstverstandnis der DDR - au6erhalb der 
"sozialistischen Menschengemeinschaft" (ein Slogan der spaten 60er Jahre in 
der DOR) gestellt habe, wurden diese Prinzipien fallengelassen und durch 
offene sicherheitspolitische Pressionen ersetzt. 
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Wurde also durch diesen Definitionsrahmen bereits eine Zuschreibung der 
"Norma 1 i tat" für di e überwalti gende Mehrheit der "Mitmachenden" errei cht, so 
gewann das institutionalisierte "Normalarbeitsverhaltnis" der DDR seine ent­
scheidende Kraft durch das Belohnungsangebot für die erwahnte Mitmachbereit­
schaft: die grundsatzliche staatliche Arbeitsplatzgarantie für nahezu alle 
Beschaftigte in der DDR. Es ist natürlich auch diese Garantie gewesen, die 
als indirektes Fluktuationshemmnis begriffen wurde und zum Ausgangspunkt 
der mannigfachen Studien der DDR-Soziologie über die Stellung der Kollektive 
im Betrieb bereits seit den frühen 60er Jahren wurde und die unter ver­
schiedenen Überschriften und wechselnden ideologischen Konjunkturen gehan­
delt wurden ("Betriebsklima" um 1965, "Sozialistische Gemeinschaftsarbeit" 
um 1968, "Lebensweise"-Diskussion um 1975 etc.). In den achtziger Jahren 
erweiterte sich die Perspektive in den Kulturwissenschaften der DDR hin zu 
einem Versuch, das Zusammengehorigkeitsgefühl in den Kollektiven bzw. im 
Betrieb über das innerbetriebliche Initiierungspotential von Rationalisie­
rungsprozessen hinaus als Alltagsressource der Menschen zu sehen, wenn 
auch offentlich nie so weit gegangen wurde, die informellen Austausch- und 
Unterstützungsprozesse zur Kompensation der Mangelgesellschaft als einen 
solchen "sozialen Kitt" zu dechiffrieren. 

DaB diesem, mit viel ideologischer Anstrengung eingeführten Begriff des 
"Kollektivs" trotzdem auch eine bestimmte reale Qualitat zukam, wurde erst 
dann ganz deutlich, als die DDR als selbstandige Okonomie zu bestehen aufge­
hort hatte und damit auch gleichzeitig viele Betriebe zusammenbrachen, da 
sie sich im Wettbewerb mit westlichen Unternehmen nicht durchsetzen konnten 
oder auch in ihrer Durchsetzung gehindert wurden. Es wurde schnell klar, 
was zumindest in der Bundesrepublik nicht immer realisiert worden war: jen­
seits ihrer fragwürdigen okonomischen Effektivitat waren die Betriebe so 
etwas wie wichtige regionale oder lokale sozial- und gesundheitspolitische 
Leistungszentren, mittels derer viele wichtige Bedürfnisse am Ort befriedigt 
werden konnten. Zu denken ist hier nur an die Bereitstellung von Dienstlei­
stungen wie den Kinderkrippen, der Dispensairebetreuung, den Verkaufsstel­
len für spezifische Güter, aber auch an die Organisation von sozialen Gele­
genheiten, in denen sich die Mitarbeiter des Betriebes über ihre individuel­
le Existenz als "Werktatiger" hinaus als gemeinschaftlich Arbeitende und 
Lebende erfahren sollten. Dieser Versuch einer Gemeinschaftsproduktion war 
doch immerhin insoweit erfolgreich, als damit eine dauernde Einübung in 
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die Werte einer "Arbeitsgesellschaft" vorgeno0111en wurde. Und es ist heute 
unter allen Beobachtern der alten DDR wohl einhellige Meinung, daB diese 
DDR in viel starkerem MaBe als "Arbeitsgesellschaft" angesehen werden mufl 
als das für die gleichzeitige Situation in der alten Bundesrepublik galt. 

Behalt man diese soziale Konstellation im BewuBtsein, wird sicherlich klar, 
welche ungeheuren sozialen Einbrüche durch die Vereinigung und ihre Folge­
wirkungen in kürzester Zeit in den neuen Bundeslandern zu verarbeiten wa­
ren. Besonders dramatisch wird man aber die sozialen Wirkungen für die 
weitestgehend gezwungenennaBen in den Ruhestand gehenden Beschaftigten in 
den neuen Bundeslandern nennen müssen - die vorliegenden Beitrage dieses 
Bandes geben dafür vielfaltige Belege. Der Hinweis auf einen erzwungenen 
Eintritt in den Ruhestand bezieht sich keineswegs nur auf die vielen 
Vorruhestandsfalle (unter welchen materiellen Bedingungen auch i0111er), 
sondern begreift auch jene "Bürger im héiheren lebensalter" (dies der of­
fizielle DDR-Tenninus) ein, die formell bereits die Altersgrenze erreicht 
haben. Denn mitin den Erwartungshorizont eines DDR-Rentners war i0111er die 
sehr oft realisierte Moglichkeit der Weiterarbeit im Betrieb einbegriffen 
und es hat lange und vielfaltige Diskussionen über die Motivlage dieser 
Rentner in der DDR-Soziologie und Leitungswissenschaft gegeben, vor allem 
darüber, ob eher der Zwang zur Weiterarbeit aufgrund der niedrigen Renten 
oder der Wunsch, weiter im Kollektiv der Arbeitskollegen zu wirken, dafUr 
verantwortlich zu machen sei (vgl. dazu: von KONDRATOWITZ 1978, hier: 
99-105). Allerdings waren schon lange vor der Wende in der DDR die Zeichen 
für einen unaufhaltsamen RUckgang der Rentnerarbeit nicht mehr zu verkennen: 
die Eigenrationalitat der Betriebe wirkte unverkennbar in Richtung auf de­
ren Abbau und dies trotz mancher Versuche, eigene Rentnerarbeitsplatze mit 
spezifischen Belastungsgrenzen auszubilden. 

Zum Rentnerstatus in der DDR gehéirte allerdings auch noch eine weitere Di­
mension der "sozial istischen Alterswahrnehmung": in der DDR bildeten sich 
namlich bereits seit ihrer Gründung und in direkter Verbindung dazu spezi­
fische Altersbilder aus, die zumindest bis in die frühen 80er Jahre einen 
nicht unbedeutenden Rang einnahmen und die kurz erlautert werden sollten. 
Drei nonnativ deutlich geschiedene Altersbilder sind es, die die Alters­
wahrnehmung der frühen Jahre der DDR bis in die sechziger Jahre hinein do-
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minierten: der Parteiveteran, der Veteran der Arbeit und der Rentner. Ge­
meinsam ist ihnen die Bindung anden Austritt aus dem Arbeitsleben nach dem 
Passieren einer chronologischen Marke und der Beginn einer nachberuflichen 
Lebensphase . Aber ebenso auffallig ist die entscheidende Differenz in ihrer 
Wertigkeit. Da6 man si ch für den "gewi:ihnlichen" Werktatigen mit dem glanz­
losen Begriff "Rentner" beschied und den achtunggebietenden Status "Vete­
ran" für die in der Partei und/oder der Gewerkschaft organisierten Werk­
tatigen reservierte, demonstriert deutlich die innere hierarchische Ord­
nung dieser Altersbilder. Diese Ordnung war zuallererst historisch begrün­
det: in der Gründungsphase der DDR und den nachfolgenden Jahren wurde vor 

allem mit hochpositiv besetzten Vorbildfunktionen gearbeitet: "Veteranen", 
ohnehin durch SED- oder Gewerkschaftsmitgliedschaft geadelt, waren vor 
allem "Veteranen des sozial istischen Aufbaus", "Rentner" waren jene nicht­
oppositionellen, mitmachbereiten alteren Werktatigen, die aber gleichwohl 
in den Kreis der potentiell für den Sozialismus Ansprechbaren aufgeno11111en 
waren. Bald aber wurde diese hierarchische Differenzierung aufgegeben: 
schon in den spaten fünfziger Jahren fallt auf, daB Aktivitaten, die bis 
dahin exklusiv den Veteranen zugedacht waren, nun mit dem stillschweigend 
eingefUhrten Zusatz "und Rentnern" erscheinen. Dies machte in der Gegen­
wart natürlich um so mehr Sinn, als in den spaten siebziger und achtziger 
Jahren Werktatige in das Rentenalter kamen, deren Kindheit und frühe 
Jugend zwar noch vom Ende der Weimarer Republik und vom Faschismus gepragt 
worden war, die aber bereits - und dies zunehmend - den überwiegenden Teil 
ihres Arbeitslebens in der DDR verbracht und sich auch den dort herrschen­
den Organisationszwangen gebeugt hatten, dadurch aber auch eine Trennung 
in "Veteranen" und "Rentner" obsolet machten. Seit den siebziger Jahren 
formt sich daher so etwas wie ein Leitbild des "ideellen Gesamtrentners" 
in der DDR aus, das mit dem seitdem üblichen Tenninus des "Bürgers im hi:i­
heren Lebensalter" umschrieben wird und in der Ara Honecker zuerst recht­
lich, spater konzeptionell weiter ausdifferenziert wurde {vgl. auch: von 
KONDRATOWITZ 1988, bes. 515-518) . 

Trotz dieser offensichtlichen "Nonnalisierung" des Rentnerstatus demonstrier­
ten aber vielfaltige Aktivitaten der Betriebsgewerkschaftsleitungen, der 
Veteranenko11111issionen usw. in den Betrieben, daB die sorgende Umhegung des 
"Bürgers im hi:iheren Lebensalter" symbolisch den Rentnern gerade durch die 
Betri ebsbezogenheit, also durch j ene Menschen, die sie kannten und einschat-
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zen konnten, ein bestimmtes Ma6 an Anerkennung und Akzeptanz ven11ittelt ha­
ben dürfte, was nun nach der Wende schmerzlich venni6t wird. Hinzu kommt 
nun aber auch die Allgegenwart von Freisetzungserfahrungen in der unmittel­
baren Umwelt der Rentner, in den Familien, bei den Nachbarn (zumindest in 
bestimmten Regionen). Alle diese Erlebnisse und Eindrücke fon11en sich zu 
einem Krisenszenario des Alterserlebens, das über Jahrzehnte stabilisierte 
Erwartungen in schnell aufeinanderfolgenden Erfahrungsschüben radikal in 
Frage stellt und dazu in scharfen Kontrast setzt zu gleichzeitigen Lebens­
welten und Erfahrungshorizonten in den alten Bundeslandern. Diese durch die 
rapide Einigung geradezu zerschlagene "Non11alitat" der Rentner und Vorruhe­
standler, aber auch der jüngeren und mittleren Alterskohorten zu transfor­
mieren in eine Perspektive der erneuten Kontinuitatssicherung, ist die 
bisher mi6lungene Aufgabe gestaltungspolitischer Überlegungen in Deutschland. 

4. Pflege als "neuer Normalhorizont" 

"Pflege" hat heute als gesellschaftspolitisches Thema in der offentlichen 
Auseinandersetzung einen merkwürdig ambivalenten Status gewonnen. Noch vor 
zehn Jahren war die Diskussion über die verschiedenen diskutierten Siche­
rungsmodelle für den Fall der Pflegebedürftigkeit das Geschaft einer über­
schaubaren Anzahl von Praktikern und sozialpolitisch Interessierten aus dem 
Feld der institutionalisierten deutschen, z.T. auch internationalen Sozial­
und Gesundheitspolitik. Was nun das Wissen über die letzten Details und Dis­
krepanzen zwischen einzelnen Entwürfen angeht, mag sich das bis heute viel­
leicht nicht einmal geandert haben. Aber was sich ohne jeden Zweifel gean­
dert hat, is t der Ums tand, da6 heute so etwas wi e ei ne "ges e 11 schaftl iche 
Einbettung" des Themas in den weiteren Umkreis sich überlagernder, verschie­
dener Diskussionszusammenhange existiert und diese Einbettung so etwas wie 
den "zündenden Funken" für die Konjunktur dieses Themas geliefert hat. 

Sehe ich recht, so sind es zumindest sechs solcher Diskussionszusammenhange, 
die die "take-off"-Phase der Pflege auf den Weg gebracht haben, wobei ich 
es hier bei sparsamen Konvnentierungen belassen will, zumal über die Aus­
wahl der hier berücksichtigten Diskurse beim infon11ierten Beobachter kaum 

Meinungsverschiedenheiten bestehen dürften. 
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a. Historisch wichtig war sicherlich die Diskussion über die Facetten ei­
ner Dienstleistungsgesellschaft, wie sie in der Folge der Verstandi­
gung über die postindustrielle Gesellschaft ausgearbeitet wurde. · Sie 
hat der sozialen Dienstleistung überhaupt erst den adaquaten Rang in 
einem analytischen Rahmen wiedergegeben, der dominiert war von der 
Orientierung an der industriellen Lohnarbeit. 

b. Entscheidenden Einflu8 hatte ebenso die feministische Frauenforschung, 
die durch die Analyse der Hausarbeit bzw. der "Familienarbeit" und der 
"Reproduktionsarbeit" erst den theoreti schen Zugang ausformul iert hat, 
der heute eine reflektierte Betrachtung der in der Pflegesituation ge­
bündelten strukturellen und subjektiven Faktoren ermoglicht. 

c. Im sozialmedizinischen Diskurs sind durch die Analyse des Entstehungs­
zusammenhangs von chronischen Krankheiten Zugangsmoglichkeiten er­

schlossen wurden, um damit die soziale Verursachung wie auch die sozia­
le Unterstützung solcher Krankheitsbilder besser verstehen zu lernen. 
Im Bereich der medizinischen Altersforschung gibt es allerdings in akut­
geriatrischen Modellen auch konkurrierende Zugangsweisen, die zudem 
professionspolitische Abstützungen haben. 

d. Aus den Diskussionen zur Kritik des modernen Wohlfahrtsstaates wird in 
den letzten Jahren ein gesteigertes Interesse an der amerikanischen 
Kommunitarismusdebatte artikuliert. Der dort zentrale Gedanke, gerade 
partikularen, gemeinschaftsgebundenen Werthaltungen wieder gegenüber 
einer Tradition zu ihrem Recht zu verhelfen, die lediglich auf der Ebene 
der lnteraktion vereinzelter Subjekte ansetzt, ist interessant für ein 
sozialpolitisches Verstandnis, das jenseits des "starken Staates" auf 
die selbstregulative Kraft interaktiver sozialer Felder, auf neue Ge­
meinschaftsbildungen und damit auf eine neue Dienstleistungskultur setzt. 

e. In ethnologischen und kulturanthropologischen Studien sind Alltagshan­
deln und kulturelle Praktiken in familialen und gruppenspezifischen 
Situationen angesprochen worden. Der methodologische und inhaltliche 
Transfer solcher Fragestellungen für die Situationsanalyse hochindustria­
lisierter Lander ist aus diesem Forschungszusammenhang als Aufgabe her­
vorgegangen und wird seit langerem diskutiert und erprobt. Für die 
Pflegeforschung spielen solche mikropolitischen Perspektiven, zumindest 
in Deutschland, eine noch zu periphere Rolle. 



- 12 -

f. Den neuesten Kulminationspunkt findet das Thema der Pflege aber in der 
Diskussion Uber die Folgen des demographischen Wandels. Dies vor allem 
deswegen, weil sich in diesem Diskurs alle vorhergehenden Diskussions­
zusarrwnenhange paradigmatisch verschmelzen und thematisch sozusagen durch­
exerzieren lassen (vgl. ZWISCHENBERICHT 1994; BRAUN et al. 1994). 

Die folgende Aussage, die schlüssig die Pflegethematik in den Kontext des 
demographischen Wandels stellt, macht auch gleichzeitig eine besondere und 
damit recht prekare Qua 1 itat des Themas "Pfl ege" offenbar. "I nfo 1 ge des un­
gebrochenen Trends zur Hochaltrigkeit und infolge der Tatsache, da8 irrmer 
mehr Menschen ein, bildlich gesprochen, 'biblisches Alter' erreichen sowie 
der mit hohem Alter zugleich steigenden Krankheitspravalenz von geronto­
psychiatrischen und somatischen Leiden, deren Folgen dann sozialrechtlich 
~it dem Begriff der Pflegebedürftigkeit gefa8t werden, sind auch Familien­
mitglieder unterschiedlicher verwandtschaftlicher Grade irrmer ofter mit den 
alltagsweltlichen und sozialrechtlichen Folgen von 'Pflege' befa8t. Sei es 
urvnittelbar tangiert oder eher mittelbar im familiaren Austausch, Pflege 
rUckt prospektiv in den Normalhorizont von biographischen ZukunftsentwUrfen 
und ist zugleich massenhaft prasent in der Gegenwart verschiedener Familien­
generationen" (SCHMIDT 1992, 190-191). 

Die faktische Spreizung des Themas der "Pflege" umfa8t also die strukturelle 
Ebene gesellschaftlicher Entwicklungen genauso wie die unmittelbare, klein­
raumige, mikropolitische Ebene des Zwangs zur unmittelbaren Auseinanderset­
zung. Und es ist diese Situation der Ambivalenz, die bisher noch verhindert 
hat, da8 das Thema "Pflege", wie SCHMIDT richtig fordert, ein bUrgerschaft­
liches Thema wurde, d.h. ein Thema, das in Foren, Diskussionszirkeln, 
Markten des Austauschs u.a.m. sozusagen zwischen den Fronten irrmer erneut 
ausgehandelt werden konnte (vgl. SCHMIDT 1992, 194-196). Im Gegensatz zum 
Ruhestand, Uber dessen Eintrittsmodalitaten zwar verhandelt werden kann, der 
aber doch angetreten wird, vor allem dann, wenn ihn die Beschaftigten selbst 
positiv besetzen, ist und bleibt bei der Pflege der Eintritt des Ernstfalls 
irrmer nur eine Wahrscheinlichkeit, die auch vermieden werden konnte. Diese 
"Normalitat auf Abruf" ist bis heute ein wesentliches Element bei der 
irrmer erneuten biographischen Vertagung dieses neuralgischen Punktes in den 
Altersverlaufen. Wie diese Sprachlosigkeit trotzdem organisatorische Ge­
stalt annehmen konnte und Interessenartikulationen der Pflegenden formu-
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liert werden, ist eine bedeutende Frage der Selbstorganisation der Zukunft. 
Beispiele für Erfolge lieBen sich aus anderen europaischen Landern durch­
aus anführen (so z. B. England), aber an einem energischen Wissenstransfer 
mangelt es noch. Es dürfte dieser eines der vorrangigen Ziele der nachsten 
Jahre bei der gesellschaftlichen Dauerthematisierung der Pflege sein. 
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DIE "SOZIALE LOGIK" VON ENTBERUFLICHUNGSSTRATEGIEN IM VERGLEICH OER ALTEN UNO 
OER NEUEN BUNDESLANDER 

von Jürgen Wolf 

lnha lt: 

l. Überb l i ck 
2. Entberuflichung West: Die Normalisierung des frühen Ruhestands 
3. Entberuflichung Ost: Der Sprung in den frühen Ruhestand 
4. Gibt es "ost-spezifische" Folgen für die Individuen? 
5. Ausb 1 ick: Die drohende "Veréistl ichung" der Entberufl i chung 
Anmerkungen 
Literaturverzeichnis 

l. Überb 1 ick 

"Entberuflichung" gilt als ein KernprozeB im "Strukturwandel des Alters" . Im 
wesentlichen ist damit die Entstehung einer "Alterszeit ohne Berufstatigkeit" 
(TEWS 1990: 484 f . ) gemeint, die sich verall9emeinert und - verstarkt durch 
die gestiegene Lebenserwartung - lebenszeitlich ausgedehnt hat. Hierbei müssen 
zwei Prozesse unterschieden werden: der fundamentale, langfristige ProzeB der 
Herausbildung des Ruhestands als ausdifferenzierter Phase des modernen Lebens­
laufs und der in den 70er Jahren einsetzende Trend zum frühen Ruhestand, mit 
dem die Entberuflichung sich auf ein zunehmend früheres Lebensalter vorverl a­
gert hat. Mit der Rentenreform 1992 soll dieser zweite ProzeB angehalten und 
langerfristig revidiert werden . Waren die zuvor dominanten Strategien der 
LebensarbeitszeitverkUrzung vorwiegend arbeitsmarktpolitisch motiviert, so ist 
die neue, entgegengesetzte Strategie vorwiegend demographisch begründet. Ange­
sichts einer alternden 8evéilkerung wird der frühe Ruhestand als nicht mehr 
langer sinnvoll und finanzierbar angesehen. Der erste, grundlegende Entberuf­
lichungsprozeB, also die Existenz eines erwerbsarbeitsfreien Ruhestands, wird 
davon vorlaufig nicht berührt. Angestrebt wird lediglich, die Zasur zwischen 
Arbeitsleben und Ruhestand allmahlich auf die "normale" Altersgrenze des 
65 . Lebensjahres zu verschieben . Sie soll nach unten abgedichtet und nach oben 
- durch die Méiglichkeit der Teilrente und durch finanzielle Anreize zur Wei ter­
arbeit - durchlassiger gemacht werden. 
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Diese Beschreibung tauscht jedoch über die realen Probleme hinweg. Die Dynamik 
der Entberuflichung hat sich gerade beim zunehmend frühen Übergang in den 
Ruhestand gezeigt. Bei ihm handelt es sich um einen Trend, der auf den enger 
gewordenen Arbeitsmarkt und auf die Fonnen der betrieblichen Regulierung der 
Beschaftigungsverhaltnisse zurückgeht, und der auch auf der Seite der alteren 
Arbeitnehmer zu Erwartungen an eine relativ frühzeitige Beendigung des Erwerbs­
lebens geführt hat. Der Proze6 der Entberuflichung fand in der alten Bundes­
republik über einen langeren Zeitraum und - zumindest bis zum Ende der 80er 
Jahre - im Rahmen eines eingespielten Akteursgefüges zwischen den Betrieben, 
den Arbeitnehmern mit ihren Vertretungen und der staatlichen Sozialpolitik 
statt. Der Trend zum frühen Ruhestand dürfte deshalb nur schwer und mit erheb­
lichen Kosten - vennutlich vor allem für die Alteren selbst - rUckgangig zu 
machen sein. Auch wenn man anerkennt, da6 die Altersgrenzen zwischen Erwerbs­
leben und Ruhestand soziale Konstruktionen sind, dürfte deren Re-Konstruktion 
zugunsten einer Trendwende doch auf starke Beharrungskrafte sto6en (vgl. aus­
führlich hierzu KOHLI 1992a) . Dieser Zusammenhang ist mit der Metapher der 
"sozialen Logik" von Entberuflichungsstrategien gemeint. 

Die Arbeitsmarktkrise in den neuen Bundeslandern hat zu Entberuflichungspha­
nomenen von bisher nicht gekanntem Ausma6 gefUhrt. Gleichsam aus dem Stand 
wurden dort westliche Entberuflichungsniveaus erreicht und sogar übertroffen. 
Was auf den ersten Blick als bekanntes Muster erscheint, erweist sich bei 
genauerer Betrachtung jedoch als Kontrastfall zu den Erfahrungen in der "alten" 
Bundesrepublik. Die frUhe Ausgliederung alterer Arbeitnehmer aus dem Arbeits­
markt ist in den neuen Bundeslandern weder in einen betrieblichen Aushandlungs­
rahmen eingebettet, noch trifft sie auf entsprechende biographische Erwartun­
gen bei den Individuen. Der Kontrast besteht deshalb weniger auf der Ebene der 

Arbeitsmarkteffekte als auf derjenigen der individuellen Folgen. DarUber hin­
aus konterkariert die Entwicklung in Ostdeutschland die politischen Impulse, 
die mit der Rentenreform zugunsten einer Rücknahme des Entberuflichungstrends 
eingeleitet wurden. 
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2. Entberuflichung West: Die Normalisierung des frühen Ruhestands 

Wenn von Entberuflichung die Rede ist, wird damit üblicherweise die Entwick­
lung innerhalb der letzten beiden Jahrzehnte gemeint. In diesem Zeitraum hat 
sich der Trend zum frühen Ruhestand herausgebildet. Er stellt eine der mar­
kantesten strukturellen Veranderungen in den westlichen Industrielandern dar. 
In der jüngsten Geschichte dieser Lander gibt es nicht viele Trends, die so 
konsistent und homogen sind wie dieser (vgl. K0HLI et al. 1989). Die immer 
früher einsetzende Entberuflichung ist also keineswegs ein deutscher Sonder­
weg, der etwa dem hiesigen Sozialsicherungssystem geschuldet ware, sondern 
ein sakularer Trend, der nicht auf spezifische "Wohlfahrtsregimes" (ESPING­
ANDERSEN 1990) begrenzt ist. 

Der Ruhestand hat sich bis zum Beginn der 70er Jahre mit einem fast vollstan­
digen Rückgang der Erwerbstatigkeit Uber dem 65. Lebensjahr als Bestandteil 
des "institutionalisierten" Normallebenslaufs (vgl. K0HLI 1985) herausgebil­
det und verallgemeinert. Seither hat sich auch die Erwerbsbeteiligung der 
jüngeren Jahrgange, vor allem der 60- bis 64jahrigen, etwas weniger aber auch 
der 55- bis 59jahrigen, deutlich reduziert. In der alten Bundesrepublik ist 
die Erwerbsbeteiligung der 60- bis 64jahrigen Manner um mehr als die Halfte 
zurückgegangen, namlich von annahernd 73 % im Jahre 1970 auf knapp 32 % Ende 
der 80er Jahre, bei den Frauen von 22 % auf etwas über 10 % (vgl . UBERSICHT 1). 
Annahernd 70 Prozent der 60- bis 64jahrigen Manner haben heute mit anderen 
Worten den Arbeitsmarkt bereits endgültig verlassen. Bei den Frauen wird die­
ser Trend durch ihre steigende generelle Erwerbsbeteiligung überlagert; die 
allgemeine Aussage gilt aber auch für sie: jede jüngere Kohorte fangt auf 
einem hoheren Niveau der Erwerbsbeteiligung an und weist um das 60. Lebensjahr 
einen steileren Rückgang auf (vgl . JAC0BS et al. 1991a: 59ff.). 

Diese Entwicklung zeigt sich Uber alle Wirtschaftsbranchen hinweg. Sowohl 
in expandierenden als auch in kontrahierenden lndustriezweigen, sowohl in 
"Uberalterten" als auch in Branchen mit "normaler" Altersstruktur fand ein 
Rückgang der Erwerbstatigkeit alterer Arbeitnehmer statt (vgl. JAC0BS et al. 
1991b). Diese Aussage gilt auch für die Beschaftigten des offentlichen 
Dienstes, die in der einschlagigen Forschung üblicherweise nicht berücksich­
wigt werden (vgl. STUBIG/WAGNER 1991). 
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Übersicht 1 (aus Rosenow 1992) 

...... 

Entwicklung dcr altersspezifaschcn Erwerbstiitigenquoten in % 

alte Bundeslinder neue Bundesliinder 

Alter 
55-59 60--64 >65 

Alter 
55-59 60-64 >65 

Miinner Miinner 
1970 87.1 72,9 19.3 ·1989 93.7 77.2 12,5 
1975 83,6 56.5 10,9 1990 87,8 76,0 5,7 
1980 80,0 42,7 7,4 1991 69,0 28,4 4,6 
1985 72,9 31,4 5,3 
1989 70,6 31,7 4,4 

Fraucn Frauen 
1970 36,7 22,2 6,5 ·1989 77,8 29.7 4.6 
1975 37,2 16,2 4,4 1990 73,3 27,5 3,5 
1980 37,2 12,6 2,9 1991 36,6 8,1 1,1 
1985 34,1 J0,4 2,1 

1989 35,0 10,3 1,6 

Oucllc: S101. Bundcsaml: .Sland und Enlwickluni der 
E.-rbsllligkcil 1970-1988" u .• Lansc Rcihcn in dcr 
WirL,c.haftsentwicklung .. : cige:nc. Bc:rcchnungcn 

•19ft9 Rctrospcklivdalcn vum rancf IYQ(J 
Qucllc: Sm.iollkonomischcs Pancl/051 1'!90, 19'11: 
cigcnc ~rcchnunicn 



- 23 -

Wahrend man den langfristigen Trend - die Institutionalisierung des Ruhe­
stands - modernisierungstheoretisch als Anpassung der Arbeitskraftestruktur 
an eine sich rationalisierende Wirtschaft interpretieren kann (vgl . PAMPEL/ 
WILLIAMSON 1989), verlief der Trend zum frUhen Ruhestand konjunkturabhangig, 
d.h. entlang der kurz- und mittelfristigen wirtschaftlichen Entwicklung. Der 
Druck des Arbeitsmarktes dUrfte somit hauptsachlich fUr den Entberuflichungs­
trend der letzten 20 Jahre verantwortlich sein. Explizit wurde dieser Zusam­
menhang noch bei der dezidiert arbeitsmarktpolitischen BegrUndung des bis 
Ende 1988 gUltigen Vorruhestandsgesetzes hergestellt. Die staatliche Politik 
hat sich den Arbeitsmarkterfordernissen bis vor kurzem durch Veranderungen 
der Rentenzugangsvoraussetzungen angepa6t. Sie hat aber auch zugelassen, da6 
Betriebe und Gewerkschaften unterhalb dieser Ebene bestehende Institutionen, 
wie etwa die Arbei tslosen- und Invaliditatsversicherung, in regulare Pfade 
des frUhen Ausscheidens aus der Erwerbsarbeit verwandelt haben (vgl. KOHLI 
1992b; WOLF 1993) . Hierzu konrnen noch betriebs- und branchenspezifische Vor­
ruhestandsvereinbarungen. Die staatliche Politik hatte in diesem Proze6 zu­
nehmend die Funktion, geregelte Auffangkanale fUr die Effekte des "Freiset­
zungs"-Drucks aus den Betrieben hieraus zu schaffen. Die verschiedenen Entbe­
ruflichungspfade, die von den betrieblichen Politiken zur "Personalanpassung 
durch Verrentung" (ROSENOW 1992a) genutzt oder auch neu geschaffen wurden , 
konnten durch di.e staatliche Politik teilweise geschlossen, teilweise auf 
andere, bestehende oder neu eroffnete Pfade umgelenkt werden. Der Trend wurde 
jedoch nicht angehalten. Das deutlichste Beispiel hierfUr ist das Vorruhe­
standsgesetz, das 1984 - flankiert u.a. durch das Haushaltsstrukturgesetz -
die Belastungen der Arbeitslosen- und Rentenversicherung durch die anschwel­
lende Nutzung von "59er"-Regelungen und Frilhverrentung reduzieren sollte 
(vgl . KOHLI et al. 1989; JACOBS et al. 1991a). Es waren also weniger sozial­
staatlich induzierte "Erdrutsche" (vgl. DIECK 1985), die zur Beschleunigung 
der Entberuflichung gefUhrt haben, sondern vor allem Arrangements zwischen 
betrieblichen Anforderungen und den institutionalisierten Bedingungen des 
Alterssicherungssystems zur Bewaltigung der Arbeitsmarktkrise, auch wenn 
deren Effekt von den sozialpolitischen Akteuren und den Tragern der offent­
lichen Alterssicherungssysteme moglicherweise nicht in dieser Form inten­
diert war. 

Grundlegend hierfilr ist die Existenz und Verfilgbarkeit des sozialen Siche­
rungssystems und die Tatsache, da6 der Ruhestand - im Unterschied zur Arbeits-
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losigkeit - ein normal erwartbarer und legitimer Teil des Lebenslaufs gewor­
den ist. Neben betrieblichen Rationalisierungs- und KostengrUnden fUhrt diese 
Tatsache dazu. da6 der frUhe Ruhestand weithin als sozialvertraglichste Ma6-
nahme zur Reduktion und Anpassung des Arbeitskraftebestandes gilt. HierfUr 
ist auch die arbeitsrechtliche Regulierung der Produktionsbedingungen verant­
wortlich. KUndigungsschutzgesetz. Betriebsverfassungsgesetz und Tarifvertrage 
bzw. Betriebsvereinbarungen ~egrenzen die Moglichkeit der altersselektiven 
Personalanpassung und machen es erforderlich, da6 Strategien zur FrUhausglie­
derung in einem Aushandlungsrahmen entwickelt werden mUssen, der prinzipiell 
die Zusti11111ung der betroffenen alteren Arbeitnehmer einbezieht (vgl. ROSENOW 

1992a; WOLF 1993). 

Die alteren Arbeitnehmer selbst bilden einen Teil der hierbei zugrunde lie­
genden Interessenkoalition . Der frUhe Ruhestand wird keineswegs von allen 
Betroffenen als erzwungen empfunden, sondern sogar vielfach als ein erworbe­
ner und schutzbedürftiger Anspruch gesehen (vgl. KOHLI et al. 1989; B~CKER/ 
NAEGELE 1993). Hit der sukzessiven Absenkung der faktischen Altersgrenze hat 
sich der frühe Ruhestand allmahlich nonnalisiert, das hei6t. er wird als 
erwartbare Option der normalen Berufsbiographie wahrgenO!llllen und nicht als 
Abweichung von ihr1). FUr die Individuen sind mit dem Entberuflichungstrend 
zunehmend Zwischenphasen zwischen dem Ausscheiden aus der Arbeit und dem 
Ubergang in den Ruhestand getreten. Das bedeutendste Beispiel hierfUr ist die 
sogenannte 59er-Regelung - die realistischerweise als 57er-Regelung zu be­
zeichnen ist -, mit der die Tatsache der Rentenberechtigung mit 60 Jahren bei 
vorheriger Arbeitslosigkeit ausgenutzt wird, um einen frUhen Ruhestand zu 
erreichen2l. Ein direkter Wechsel vom Arbeitsplatz in die Rente ist nicht 

mehr unbedingt die Regel. 

Bis heute ist der Trend zum frUhen Ruhestand ungebrochen, und er spiegelt 
sich - wenn auch nur unzureichend - in der Rentenzugangsstatistik wieder 
(vgl. VDR 1991). lm Jahre 1990 lag beispielsweise der Rentenzugang mit 
60 Jahren wegen vorheriger Arbeitslosigkeit für Manner bei deutlich Uber 
13 t . Gegenüber den Vorjahren bedeutet dies eine Zunahme der Bedeutung dieses 
Pfades des frühen Berufsaustritts. Insgesamt nur 39 X der Manner nahmen die 
flexible und die normale Rentengrenze mit 63 und 65 Jahren in Anspruch. In 
der Arbeiter-Renten-Versicherung ist bei Mannern noch i11111er die Erwerbsun­
fahigkeitsrente mit über 42 X die haufigste Rentenart. Auf der Seite der 
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Individuen treffen hier ungünstige Arbeitsmarkt- und Gesundheitsbedingungen 
zusammen (zur langfristigen Entwicklung vgl. REHFELD 1991). 

Auf der generellen Ebene der altersspezifischen Erwerbsbeteiligung stellt die 
frühe Entberuflichung einen weitgehend homo9enen Trend dar. Die jeweili9en 
Modalitaten der Ausgliederun9 aus dem Erwerbsleben sind jedoch sehr hetero­
gen. Im Zusanmenspiel der beteiligten Akteure haben sich differenzierte For­
men der Entberuflichung entwickelt, die für die Betroffenen günstigere oder 
un9ünstigere Bedingungen des frühen Ubergangs in den Ruhestand bewirken. Sie 
reichen von der zwangsweisen Arbeitslosigkeit bis hin zu betrieblichen Rege­
lungen, die ein Wahlangebot hinsichtlich des Austrittszeitpunkts und einen 
weitgehenden Lohnausgleich bieten. Prinzipiell unterscheiden sie sich nach 
dem Grad der finanziellen Belastung, den personlichen Anspruchsvoraussetzun­
gen (mu6 man z.B. erst krank oder arbeitslos werden?) und des Verfahrens der 
Ausgliederung selbst (wer hat die Kontrolle über Art und Zeitpunkt des Aus­
scheidens? ) (vgl. K0HLI et al. 1989; BACKER/NAEGELE 1993). Ein gro6er Teil 
der alteren Arbeitnehmer hat aber 0ptionen für den Ausstieg aus dem Arbeits­
leben, und die praferierte 0ption besteht Uberwiegend im frUhen Ruhestand3). 

3. Entberuflichung 0st: Der Sprung in den frUhen Ruhestand 

Bei der Entwicklung in den neuen Bundeslandern fallt vor allem die Geschwin­
digkeit der Entberuflichung auf. Nie zuvor hat sich das Primat des Arbeits­
marktes für den Trend zum frühen Ruhestand derart eindeutig gezeigt. Die "Erd­
rutsche" der Alterserwerbstatigkeit, die für die Alt-Bundesrepublik beschrie­
ben wurden, verlieren in diesem Licht nachtraglich viel von ihrer Dramatik 
und stellen sich eher als ein sanftes Heruntergleiten dar. Bis zur "Wende" 
wies die altersspezifische Erwerbsbeteiligung in der DDR ein weitgehend 
stabiles Muster auf. Die Altersgrenzen lagen bei 60 Jahren für Frauen und 
65 Jahren für Manner. Au6er der Invalidenrente gab es keine Moglichkeit für 
einen frühen Ubergang in den Ruhestand, es war im Gegenteil segar die Er­
werbstatigkei t von Rentnern in einem beachtlichen Ausma6 verbreitet: 38,1 % 

der 60- bis 64jahrigen Frauen und 28,2 % der 65- bis 69jahrigen Manner stan­
den 1989 noch in einem Beschaftigungsverhaltnis. Nur in dieser Gruppe der 
weiterarbeitenden Altersrentner hatte es seit den 70er Jahren einen Rückgang 
der Erwerbsbetei l igung gegeben: im Jahr 1972 waren noch 22,7 % der Rentner 
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weiterbeschaftigt, bis zum Jahr 1989 hat sich dieser Anteil auf 10,5 % redu­
ziert (vgl. WINKLER 1990: 338 f.). 

Vor diesem Hintergrund wird nun der Trend zum frühen Ruhestand, der sich in 
den westlichen Landern langerfristig entwickeln und auch l ebensweltlich nor­
malisieren konnte, im Eiltempo nachgeholt und sogar überholt. Im Zeitraum 
von 1989 bis 1991 hat eine E~tberuflichung stattgefunden, die in diesem Aus­
ma6 und in dieser Schnelligkeit ohne Vergleich dasteht (vgl. LiBERSICHT 1) . 
Nur bei den 55- bis 59jahrigen Frauen liegt die Erwerbstatigenquote noch 
leicht über derjenigen der alten Bundeslander. Hauptursache ist hierfür je­
doch die sehr viel hohere Erwerbsbeteiligung der Frauen wahrend der DDR-Zeit; 
gegenüber 1989 bedeutet die Erwerbstatigenquote von 36,6 % im Jahre 1991 
einen Rückgang auf deutlich weniger als die Halfte . Laut Mikrozensus haben 
sich diese Daten bis zum Januar 1992 noch weiter nach unten verschoben (vgl. 
UBERSICHT 2); die Erwerbsquote4> der 55- bis 59jahrigen Manner lag zu diesem 
Zeitpunkt bei gerade noch 47 %, bei den gleichaltrigen Frauen bei 28 %. Aus 
der Abbildung wird deutlich, da6 die altersspezifischen Erwerbsquoten ab dem 
55. Lebensjahr in der Abfolge der Me6zeitpunkte immer steiler abknicken. Be­
rücksichtigt man, da6 der Anteil der Erwerbslosen (die in dieser Darstellung 
mit einbezogen sind) unter den 55- bis 59jahrigen Erwerbspersonen im Januar 
1992 bei gut 21 % (Manner) bzw. bei rund 34 % (Frauen) lag und damit hoher 
war als in allen anderen Altersgruppen (vgl. WIRTSCHAFT UNO STATISTIK 1993), 
wird das tatsachliche Ausma6 des Entberuflichungsprozesses noch klarer. Die 
neuen Bundeslander haben sich einer Situation der vol lstandigen Entberufli­
chung ab dem 55. Lebensjahr angenahert. 

Eingeleitet wurde diese Entwicklung im Februar 1990, als noch unter der 
Modrow-Regierung die "Verordnung über die Gewahrung von Vorruhestandsgeld" 
in Kraft trat. Von ihr machten rund 441 .000 Manner ab 60 und Frauen ab 55 
Jahren Gebrauch (kumulierte Zahl, vgl. BUNDESANSTALT 1991). Mit dem Eini­
gungsvertrag wurde diese Regelung ab Oktober 1990 durch die Altersübergangs­
geld-Regelung ersetzt. Diese stellt gleichsam eine verstaatlichte und zu­
gleich rigidisierte Form der "59er"-Regelung dar: 55jahrige und altere 
Arbeitslose erhalten bis zum Erreichen eines Rentenanspruchs mit 60 Jahren 
ein Altersübergangsgeld in Hohe von 65 % des bisherigen Nettoeinkontnens. Die 
alteren Arbeitslosen werden in eine andere sozialrechtliche Kategorie über­
führt, womit sie aus der Arbeitslosenstatistik und auch weitgehend aus dem 
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Ubersicht 2 (aus Wirtschaft und Statistik 2/1993: 92) 
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IN DEN NEUEN LANDERN UNO BERLIN - OST 
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offentlichen Bewu6tsein verschwinden. Letzteres ist deshalb der Fall, weil 
fUr diese Personen eine endgültige, zumindest im Westen wohlerprobte Regelung 
gefunden worden ist und sie nicht weiter zu den Erwerbspersonen zahlen . Die 
Altersübergangsgeld-Regelung war ursprünglich bis Ende 1991 befristet, ist 

dann aber zweimal verlangert worden und am 31.12.1992 schlie6li ch ausgelaufen. 
Die Altersgrenzen sind wahrend der Laufzeit der Regelung mehnnals nachgebes­
sert worden: bis Ende 1990 lagen sie bei 57 Jahren für Manner und 55 Jahren 
für Frauen, ab Januar für beide bei 57 Jahren und ab Juli 1992 schlie6lich 
bei einheitlich 55 Jahren . 

Im Dezember 1992 waren 835.000 Personen Empfanger von Vorruhestands- oder 
Altersübergangsgeld (vgl. IAB 1993). Die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
lag zum gleichen Zeitpunkt bei 1,1 Millionen. Diese Entberufli chungsstrategi e 
stellt somit die gewichtigste Ma6nahme zur Entlastung des Arbeitsmarktes dar, 
nachdem die spezielle Kurzarbeiterregelung ausgelaufen ist und auch die Be­
schaftigtenzahlen in Arbeitsbeschaffungsma6nahmen rücklaufig sind5). Auf 
100 registrierte Arbeitslose kommen im Dezemver 1992 in 0stdeutschland 76 
"Vorruhestandler" (vgl . IAB 1993) . Unter arbeitsmarktpolitischen Gesichts­
punkten ist der frUhe Ruhestand in den neuen Bundeslandern also ein voller 
Erfolg und hat die ursprünglichen Erwartungen deutlich Ubertroffen. 
Vergegenwartigt man sich, da6 wahrend der Laufzeit des westdeutschen Vorruhe­
standsgesetzes zwischen 1984 und 1988 insgesamt rund 360.000 altere Arbeit­
nehmer durch Vorruhestand und "59er"-Regelung vorzeitig aus der Erwerbsarbeit 
ausgegliedert wurden, wird das ganze Ausma6 der Entwicklung in den neuen 
Bundeslandern auf drastische Weise deutlich. Die gesamte Laufzeit der Vorruhe­
stands- und der Altersübergangsregelung betrug - von Anfang 1990 bis Ende 
1992 - 35 Monate. In diesem Zeitraum wurde weit mehr als die doppelte 
(2,3fache) Anzahl alterer Arbeitnehmer aus dem Arbeitsmarkt der neuen Bundes­
lander ausgegliedert als wahrend der 56 Monate, in denen das westdeutsche 
Vorruhestandsgesetz galt - und dies bei einem Arbeitsmarktvolumen, das nur 
ungefahr ein Drittel desjenigen der alten Bundeslander ausmacht. 

Nicht nur das quantitative Ausma6 und die Geschwindigkeit unterscheidet den 
EntberuflichungsprozeB in den neuen von jenem der alten Bundeslander. Ein ent­
scheidender Unterschied besteht auch in der betrieblichen und politischen Re­
gulierung der Entberuflichungsstrategien. Die westliche Ausgliederungspraxis 
geht - wie dargestellt - überwiegend in einem betrieblichen Aushandlungs-
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rahmen vonstatten, der prinzipiell einen Konsens der beteiligten Akteure 
voraussetzt und den alteren Arbeitnehmern auch unter restriktiven Bedingungen 
eine Entscheidung und eine Abstimmung mit biographischen Optionen ermoglicht. 
Die Voraussetzungen dieser Praxis fehlen in den neuen Bundeslandern fast 
vollstandig (vgl. ROSENOW 1992b): Die gesetzlichen und tarifvertraglichen 
Schutzbestimmungen für altere Arbeitnehmer sind im EinigungsprozeB nicht 
übernommen worden; umgekehrt wurde von staatlicher Seite mit dem Altersüber­
gangsgeld ein Instrument zum altersspezifischen Arbeitskrafteabbau geschaf­
fen; schlieBlich bewirkt die Auslegung des Kündigungsschutzgesetzes, daB der 
erweiterte Kündigungsschutz für altere Arbeitnehmer bei einem Anspruch auf 
Altersübergangsgeld faktisch wirkungslos bleibt. 

Die Anspruchsberechtigung für das Altersübergangsgeld hat sich zunehmend zur 
faktischen Altersgrenze entwickelt. Auch Sozialplanregelungen sind in der 
Regel nur bis zu diesem Anspruch gültig, weil aufgrund des Altersübergangs­
geldes kein weiterer Schutzanspruch mehr gesehen wird (vgl. WOLF 1991: 730ff.). 
Im Unterschied zum Westen, wo zumindest noch Reste von alternativen Entschei­
dungsmoglichkeiten vorhanden sind, führen diese Bedingungen dazu, daB die 
Betriebe im Osten "ihre personalwirtschaftlichen Anpassungen an die Markt­
okonomie unter einem institutionell abgesicherten Altersregime vollziehen, 
unter dem sie besonders leicht und weitgehend ohne Verhandlungszwang auf 
~ltere zu9reifen konnen" (ROSENOW 1992b: 689). Das Gros der alteren Arbeit­
nehmer kann sich damit lediglich zwischen dem Altersübergangsgeld und der 
langfristig noch ungünstigeren Arbeitslosigkeit entscheiden6). 

Konnen wir für die alten Bundeslander Heterogenitat und Differenzierung inner­
halb des homogenen Entberuflichungstrends konstatieren, so laBt sich die Ent­
beruflichung in den neuen Bundeslandern als ein umfassender ProzeB der Ent­
differenzierung und Normierung beschreiben. Der groBte Teil alterer Arbeit­
nehmer tritt im gleichen Alter über das gleiche arbeitsmarktpolitische 
Instrument den Ubergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand an. Nicht nur die 
Tatsache der umfassenden Entberuflichung bildet einen homogenen ProzeB, auch 
die dabei angewandten Verfahren und Modalitaten. 
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4. Gibt es "ost-spezifische" Folgen für die Individuen? 

Wahrend in den Altbundeslandern ein früher Ubergang in den Ruhestand wahrend 
eines langeren Zeitraums zum Bestandteil des biographischen Erwartungshaus­
halts werden konnte, ist die Einführung der Frühausgliederung Alterer in den 
neuen Bundeslandern auf biographische Erwartungen gestoBen, die sich auf eine 
Beteil igung an der Erwerbsar.beit bis zu den dort gUltigen Rentengrenzen oder 
gar darüber hinaus gerichtet haben. Was im Westen allmahlich "nonnal" werden 
konnte, ist im Osten plotzlich und unvorbereitet auf die Arbeitnehmer zuge­
ko11111en. Dies umschreibt bereits einen zentralen Problembereich, der in der 
Einführungsphase zu einer schwierigen Lebenssituation der "Vorruhestandler" 
geführt hat. Der nicht antizipierbare, als erzwungen und zu früh empfundene 
Ubergang in den Ruhestand erhoht stark die Wahrscheinlichkeit einer problema­
tischen Lebenssituation nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (vgl. zusam­
menfassend KOHLI et al. 1989: 25ff.; NAEGELE 1992: 306ff.). Dies ist aber ein 
allgemeingUltiger Befund, der nichts darUber aussagt, ob die Spezifik des 
ostlichen Entberuflichungsprozesses auch eine Spezifik auf der Seite der indi­
viduellen Folgen entspricht. LieBen sich die Problemgehalte auf diesen Zusam­
menhang reduzieren, konnte fUr die Situation in Ostdeutschland schnell Ent­
warnung gegeben werden. Nach einer Ubergangsphase mit Anpassungsharten 
dUrfte dann ein rascher Gewohnungs- und NonnalisierungsprozeB einsetzen, und 
die positiven und negativen Bedingungen der Lebenslage im frUhen Ruhestand 
waren zunehmend mit den Erkenntnissen kompatibel, die aus der einschlagigen 

Forschung wohlbekannt sind. 

Ostdeutsche Besonderheiten scheinen aber in der Tat vorzuliegen (ausfUhrlich 
hierzu: WOLF 1991). Sie beginnen bei der Tatsache, daB die Entberuflichung 
bereits mit einem deutlich niedrigeren Lebensalter als im Westen einsetzt 
(vgl. MICHEL et al. 1992). Eine Optionalitat im Sinne von Wahlchancen und Ent­
scheidungsmoglichkeiten Uber Zeitpunkt und Verfahren des Ausscheidens aus der 
Arbeit existiert so gut wie gar nicht. Die Kontrolle Uber den Ausgliederungs­
prozeB liegt also eindeutig bei den Unternehmensleitungen oder auch der Treu­
handanstalt. Weiterhin ist die finanzielle Absicherung ungünstig und unsicher. 
Die Reduktion des Einkomnens um 35 % ist ein klarer Abstieg, wenn auch das 
Altersübergangsgeld wenigstens diesen Anspruch festhalt und eine nochmalige 
Reduktion verhindert, die im Fall der Arbeitslosigkeit durch den Wechsel zur 
Arbeitslosenhilfe eintreten würde. SchlieBlich ist die altersspezifische Ent-



- 31 -

beruflichun9 nicht in einen ProzeB des inter9enerationellen Austauschs von 
Arbeitsplatzen ein9ebunden . Dies ist - beispielsweise beim Vorruhestands-
9esetz - in den alten Bundeslandern vielfach der Fall 9ewesen und hat dem 
Vorruhestand eine zusatzliche moralische Le9itimation verschafft. 

Neben diesen Problemen 9ibt es auch für die ostdeutschen Vorruhestandler 
"Gewinne" durch den frühen Ruhestand. In den weni9en bisher vorlie9enden Unter­
suchun9en wird jedoch deutlich, daB diese die wahr9enoR1Tienen "Verluste" nicht 
aufwie9en. 20 % der ostlichen Befra9ten einer Reprasentativstudie verbinden 
"überhaupt keine schlechten Seiten" mit dem Ausscheiden aus der Berufsar-
beit; unter den westlichen Befra9ten auBern sich jedoch 48 % in dieser 
Weise (v9l. TEWS 1992: 319). Das Altersüber9an9s9eld wird als bessere und 
beruhi9endere Alternative der materiellen Sicherun9 9esehen als das Arbeits­
losen9eld und zu9leich als eine Reduktion von Unsicherheit 9e9enüber der 
Entwicklun9 der weiteren Beschafti9un9smo9lichkeiten (v9l. ROSENOW 1992b: 
693f.). IRJTierhin werden auch 43 % der befra9ten Vorruhestandler aus einem 
kleinen ostberliner Sample (die allerdin9s noch die etwas 9ünsti9ere 
"Modrow"-Vorruhestandsre9elun9 in Anspruch 9enonmen haben) zur Gruppe der 
"Zufriedenen" 9ezahlt. Allerdin9s werden diese Gewinne der Entberufl ichun9 
durch die einzi9 verblei bende Alternative der Arbeitslosi9keit relativiert 
(v9l. ROSENOW 1992b: 694). Die Belastun9en scheinen ins9esamt doch zu über­
wie9en. Wahrend auch international in westlichen Untersuchun9en des frühen 
Ruhestands bei rund 30 % eine problembeladene Lebenssituation fest9estellt 
wird (v9l. u.a . BRAITHWAITE/GIBSON 1987), scheinen die Verhaltnisse in den 
neuen Bundeslandern - 9rob 9esa9t - bis auf weiteres um9ekehrt zu sein: ein 
nur weni9 9r0Berer Anteil koRJTit mit dem frühen Ruhestand 9ut zurecht. 

Der entscheidende Hinter9rund hierfür dürfte das "ostspezifische" Lebenslauf­
muster sein, die Sozialisationserfahrun9en und die 9esellschaftliche Bedeu­
tun9 der Erwerbsarbeit in der ehemali9en DDR. Die DDR war in wesentlich star­
kerem MaBe eine "Arbeits9esellschaft" al s die alte Bundesrepublik. Manner und 
Frauen waren 9leichermaBen im ErwerbsprozeB ein9ebunden, mit lan9eren Arbeits­
zeiten und teilweise bis über die Renten9renze hinaus. Die "betriebszen­
trierte Sozialpolitik" (v9l. AL-MASARWEH 1991) hat einen 9r0Ben Teil sozialer 
und kultureller Leistun9en an die Arbeitssphare 9ekoppelt. SchlieBlich dürfte 
auch die symbolische Ebene der 9esellschaftlichen Bewertun9 der Arbeit 
("Arbeiter- und Bauernstaat" ) nicht nur pure Rhetorik 9ewesen sein. Die bio-
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graphischen Nonnalerwartungen waren damit in einem umfassenden Sinn auf die 
Beteiligung am Erwerbsleben gerichtet. 

Die 0ption des frilhen Ruhestands wird im Westen - sofern die Bedingungen ak­
zeptabel sind - vielfach offensiv gefordert und sogar als gleichsam moralisch 
gerechtfertigte Gegenleistung fUr die individuelle Lebensleistung verstanden 
- als eine Art Belohnung für_die Aufbauleistungen, die Anstrengungen und Ver­
sagungen in der Nachkriegszeit, aber auch für Arbeitsleistungen Uberhaupt 
(vgl. W0LF 1988). Dabei treten die Alteren oft genug die Flucht aus der Arbeit 
an - vor den Arbeitsbelastungen oder auch einem gewissen sozialen Druck. Der 
Ruhestand hat andererseits aber auch Anziehungswirkungen: man will "noch etwas 
von ihm haben". Die Vorruhestandler in den neuen Landern teilen diese Voraus­
setzungen und Erfahrungen nicht. Die biographischen Normalitatserwartungen 
waren auf den dortigen - relativ spaten - Rentenzeitpunkt gerichtet, wenn 
nicht sogar darilber hinaus. Auch wenn die Weiterbeschaftigung von Rentnern -
in den Worten des Ifo-Instituts (vgl. FAZ, 31.8.1990) - ein Teil der verdeck­
ten Arbeitslosigkeit in der DDR war, laBt sich nicht leugnen, daB Arbeit und 
betriebliche Einbindung den dominanten Modus der Ver9esellschaftung auch der 
Alteren darstellten. Dies drUckt sich auch in Untersuchungsergebnissen aus , 
nach denen die 50- bis 75jahrigen 0stdeutschen wesentlich starker als die 
Westdeutschen darilber klagen, daB sie nach dem Ausscheiden aus dem Beruf den 
Kontakt zu Kolle9en vermissen (49 % der 0st-, 20 % der Westbefragten), da6 
ihnen die Arbeit fehlt, daB sie gegen ihren Willen nicht mehr berufstatig 
sind und das Gefühl haben, nicht mehr als vollwertig angesehen zu werden 
(vgl. TEWS 1992: 319). Der Kontrast wird noch scharfer, wenn wir Ergebnisse 
unserer eigenen Reprasentativbefragung von westdeutschen Vorruhestandlern 
aus der chemischen Industrie zugrundelegen: nur 10 % von ihnen sehen über­
wie9end negative Seiten im frühen Ruhestand. Unter diesen Uberwiegen gesund­
heitliche und finanzielle Probleme (56 % bzw. 50 %); nur 26 % dieser kleinen 
Gruppe, also eine sehr geringe Anzahl der Vorruhestandler insgesamt, klagen 
über mangelnden Kollegenkontakt (vgl. K0HLI et al. 1989: 125ff.) 

Die Bedeutung der Weiterführung sozialer Kontakte zu Arbeitskollegen im Ruhe­
stand hangt eng mit der Bedeutung dieser Kontakte wahrend des Erwerbslebens 
zusammen. In der DDR war die Kollegenschaft sehr viel weniger ein Zweckver­
band als im Westen, sondern ein umfassender Sozialzusammenhang, der auch 
weitere Lebensbereiche umschloB. MaBgebend hierfür war das DDR-spezifische 
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Arbeitsverhaltnis, das sich auf die lntegration des "ganzen Menschen" bezog 
und auch Kultur- und Sozialleistungen der Betriebe eingeschlossen hat. Gerade 
wegen des pennanenten Versagens des Plans waren im Arbeitsproze6 Grauzonen 
mit improvisierten Leistungen auf Gegenseitigkeit und sozialen Austauschbe­
ziehungen innerhalb und zwischen den Betrieben erforderlich (v9l. ROTTENBURG 
1991) . Das Arbeitsverhaltnis litt dadurch zweifellos unter einer "Funktions­
überlastung" (VOBRUBA 1991 : 137), und es ennogl ichte auch ein 9ro6es MaB an 
sozialer und politischer Kontrolle. Zugleich wurde aber auch die offiziell 
gewünschte "Betriebsverbundenheit" und soziale Inte9ration der Beschaftigten 
tatsachlich befordert. 

Die Betriebsbindung blieb in DDR-Zeiten auch unter den Alteren wesentlich 
starker als im Westen erhalten. Eine zentrale Einrichtung hierfür waren die 
HVeteranenorganisationen" des FDGB (v9l. von KONDRATOWITZ 1988; TEIPEN 1992), 
die Leistungen wie den Besuch spezieller Veranstaltungen, die Vergabe von 
Ferienheimplatzen, verbilligtes oder kostenloses Werkküchenessen, aber auch 
medizinische Betreuung und Hilfen bei Beschaffung und Renovierun9 von Wohnraum 
anboten. Diese betrieblich zentrierte Fonn der Vergesellschaftung der Alteren 
war einerseits ein Kontrollinstrument, das die Verteilung knapper Ressourcen 
monopoliert und damit vom Wohlverhalten abhangig gemacht hat, sie hatte aber 
andererseits auch wichtige Inte9rationsfunktionen. Nach der "Wende" sind die­
se Leistungen dem Markt übertra9en worden, wo man sie politisch und moralisch 
entlastet kaufen kann. Aber neben der sicherlich nicht unwichtigen Frage 
Hkann ich es mir leisten?" kann diese Befreiung von Kontrolle bei den Alteren 
auch ein Gefühl der Abkoppelung von Unterstützung und der weiteren Entwick­
lúng des Arbeitsbereiches im weiten Sinn bewirken7l. 

Die Ausgliederung alterer Arbeitnehmer aus der Erwerbsarbeit produziert somit 
nicht nur je individuelle, sondern auch umfassendere soziale Problemlagen. 
Sie bedeutet einen Einbruch im Modus der sozialen Integration und der gesell­
schaftlichen Partizipation, zumal deren frühere zentrale Instanz, der Betrieb 
und die über ihn vennittelten sozialen Leistungen, eine weitreichende Funk­
tionseinbu6e erlitten hat oder gar vollig verschwunden ist. Die Entberufli­
chung im Osten Deutschlands wird deshalb von einem 9ro6en Teil der Betroffe­
nen als eine Versa9un9 des Rechts auf Arbeit und als 9esellschaftliche Desin­
te9ration erfahren. Sie konnen nicht einmal die Flucht aus der Arbeit antre­
ten, denn sie haben überwiegend keine Wahl. 
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Neben der quantitativen Arbeitsmarktbilanz werden auch Aspekte der Qualifika­
tions-Umschichtung und der Bewaltigung der politischen "Altlasten" wichtig. 
Die Entberuflichung betrifft - bis zum Auslaufen der Altersübergangsgeld­

Regelung - die Geburtsjahrgange um 1930 bis 1937. 1949, bei Gründung der DDR, 
haben sie ihr Erwerbsleben begonnen. Ihre Lebenslaufe sind somit eng mit dem 
Aufbau der DDR verwoben - bis hin zum Zusammenbruch des Systems, der für sie 
den Verlust des Arbeitsplatz.es brachte. Es handelt sich um die Generation, 
die im passenden Alter für leitende Kaderfunktionen gewesen ware. Doch der 
Staat und die Wirtschaft, für die ihre Angehorigen ein Leben lang tatig waren, 
ist verschwunden, und es wird ihnen nun gleichsam bescheinigt, daB sie für 
die Marktwirtschaft nicht mehr zu gebrauchen sind. Etwas weiter ausholend 
lieBe sich davon sprechen, daB es sich bei den "Vorruhestandlern" der neuen 
Bundeslander um eine exemplarische Generation handelt, mit der das gesamte 
Wi rtschafts- und Ges e 11 schaftssystem in Pens ion geschi ckt oder "wegbil anzi ert" 
wird (in diese Richtung argumentiert auch ALY 1991). Diese einzigartige Paral­
lelitat von Lebensgeschichte und Gesellschaftsgeschichte dürfte neben den ge­
nannten anderen ungUnstigen Folgen ein wesentlicher Grund dafür sein, daB die 
"Vorruhestandler" in den neuen Bundeslandern nicht als die aktiven "jungen 
Alten" wahrgenommen werden, sondern als besonders problematische Gruppe. In 
ihren Lebensgeschichten sedimentiert sich die tragische Erfahrung von Auf­
stieg und Fall eines Gesellschaftssystems, die im schlimmsten Fall als Schei­
tern der Biographie erlebt werden kann. 

5. Ausblick : Die drohende "Verostlichung" der Entberuflichung 

Der Vergleich der Entberuflichungsstrategien in den alten und den neuen Bundes­
landern zeigt vor allem, daB die entsprechenden sozialpolitischen Instrumente 
in ihren Wirkungen von der gesellschaftlichen "Umwelt" abhangen, in die sie 
implantiert werden. Zu dieser Umwelt gehoren neben den wirtschafts-, arbeits­
und sozialpolitischen Regelungen gleichwertig auch die sozialen Integrations­
formen und die biographischen Erfahrungen und Erwartungen der Individuen. Dar­
über hinaus tritt auch die Bedeutung der zeitlichen Dimension klar hervor. 
Wahrend es bei den Entberuflichungsstrategien in der alten Bundesrepublik 
üblicherweise Anlaufverzogerungen und Eingewohnungsphasen gegeben hat (vgl. 
KOHLI et al. 1989), wurden die Betroffenen in den neuen Bundeslandern ohne 
Moglichkeit, sich darauf einzustellen, mit einer Situation konfrontiert, für 

http:Arbeitsplatz.es
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die es für sie keinerlei Vorerfahrungen gab. Die Entberuflichung in den neuen 
Bundeslandern ist in ihren Folgen also anders zu bewerten als der Trend zum 
frühen Ruhestand im Westen. 

Die geschilderten Probleme dürften sich in einiger Zeit entscharfen - wenn 
der Verteilungsspielraum wachsen wird, die Entberuflichungsstrategien in ei­
nen anspruchsvolleren rechtlichen und sozialen Rahmen gestellt werden und 
sich auch in den neuen Landern der frühe Ruhestand normalisiert haben wird. 
FUr die heutigen Vorruhestandler konnten diese Entwicklungen jedoch zu spat 
kommen. Zukünftige Arbeits-, Konsun- und Erlebenschancen, auf die die Jüngeren 
setzen konnen, werden ihnen nur beschrankt zuganglich sein . Auch eine Wieder­
eingliederung in den Arbeitsmarkt kommt für sie realistischerweise nicht mehr 
in Frage. Sie bilden eine Generation, für die die Entberuflichung zu einer 
"Vergesellschaftungslücke" (WOLF 1991) im Umbruch des Gesellschaftssystems 
geführt hat, die auch mit Sozialarbeit nur schwer zu beheben sein wird. Ins­
gesamt dürfte die "ostspezi fi sche" Prob l emati k der Entberufl f chung a llerdi ngs 
ein Ubergangsphanomen darstellen, das sich voraussfchtlich jedoch nicht kurz­
fristig erledigen, sondern einen langeren Proze6 der Anpassung erfordern 
wird8). 

ZukUnftig werden die Folgen des Rentenreformgesetzes den ost- wie den west­
deutschen Arbeitnehmern neue Anpassungsleistungen abverlangen. Die Wirksam­
keit der politischen Signale zur Trendwende im Entberuflichungsproze6 konnen 
mit guten Gründen skeptisch eingeschatzt werden (vgl. BACKER/NAEGELE 1992; 
WOLF 1993). Die strategische Position alterer Arbeitnehmer hinsichtlich ihrer 
Ausgliederung aus der Erwerbsarbeit wird geschwacht, weil der RUckzug des 
Staates aus dem Akteursgefüge der Entberuflichungsstrategien zu einem Abbau 
von Rechtsansprüchen führt. Die Betriebe drangen auf die für sie vorteilhaf­
teste Losung, die ihnen die Kontrolle über das Austrittsgeschehen Uberla6t, 
so da6 sie die benotigten und noch brauchbaren Arbeitskrafte langer halten 
und sich der anderen früh und ohne gro6e Mehrkosten entledigen konnen (vgl. 
KOHLI 1992b). Die zurückliegenden Erfahrungen, auch mit Blick auf das Aus­
land, geben hierfür eine mogliche Entwicklungsrichtung an: unterhalb der ange­
hobenen Normalaltersgrenze kann ein Facher privat oder offentlich finanzierter 
Pfade des frühen Ausscheidens für die "Problemgruppen" beibehalten oder neu 
geschaffen werden, oder die Alteren selbst werden starker mit den Kosten des 
frühen Austritts belastet. Dieses Szenario dürfte einigerma6en realistisch 
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sein. Es lauft nicht auf die Ausweitung der Alterserwerbstatigkeit hinaus, 
sondern auf eine "Verostlichung" der Entberuflichungsstrategien in 0st und 
West. 

Anmerkungen: 

1) "Moglicherweise nicht mehr wie bisher frühzeitig ausscheiden konnen" -
nach der Ansicht von Arbeitsdirektoren der Stahlindustrie lautet so die 
neuartige Interpretation des "Pensionsschocks" (mUndliche Mitteilung von 
Ulrich Stirn). 

2) Mit den Arbeitnehmern wird in der Regel ein Aufhebungsvertrag fUr das 
Arbeitsverhaltnis geschlossen und fUr die Zeit der Arbeitslosigkeit oft­
mals eine betriebliche Ausgleichszahlung geleistet. 0hne Zusti11111ung des 
Arbeitnehmers - die natUrlich mehr oder weniger erzwungen werden kann -
ist die Praktizierung dieser Regelung also nicht moglich. Die Varia­
tionsbreite fUr solche Regelungen ist seit der Verlangerung der An­
spruchsberechtigung auf Arbeitslosengeld fUr Xltere auf 32 Monate im 
Juli 1987 gro6er geworden. Trotz verschiedener Versuche, die Instrumen­
talisierung des sozialen Sicherungssystems gesetzlich einzuschranken, 
handelt es sich bei dieser Praxis um einen der wesentlichen Ausgliede­
rungspfade fUr altere Arbeitnehmer aus dem Erwerbsleben. 

3) Diese 0ptionalitat ist auch Voraussetzung fUr die Beobachtung, da6 der 
Zeitpunkt des Ubergangs in den Ruhestand zu einem gro6en Teil auch von 
der Familiensituation abhangt: arbeitende Ehepartner versuchen oftmals, 
den Zeitpunkt des Austritts aus der Erwerbsarbeit zu synchronisieren 
(vgl. ALLMENDINGER 1990). 

4) Zu den Erwerbspersonen zahlen auch Arbeitslose. In die Berechnung von 
Erwerbsquoten (die in der UBERSICHT 2 zugrundegelegt werden) gehen die 
Erwerbstatigen und die - als arbeitssuchend eingestuften - Arbeitslosen 
ein. Die Erwerbstatigenquote (die in der UBERSICHT 1 zugrundegelegt 
wird) bezieht sich dagegen nur auf den Anteil der tatsachlich Beschaf­
tigten unter den Angehorigen der entsprechenden Altersgruppe. 

5) Die vollstandige Erfassung der Entberuflichungsstrategien in den neuen 
Bundeslandern erfordert zusatzlich, die Ausgliederung der - Ende 1989 
rund 280.000 - weiterarbeitenden Altersrentner einzubeziehen. Laut Ex­
pertenaussagen ist dies bereits im ersten Halbjahr 1990 parallel zum 
Vorruhestand umfassend erfolgt. 

6) Meine Gesprache mit Betroffenen zeigen, da6 zumindest anfangs die regulare 
Arbeitslosigkeit deswegen als Alternative erwogen wurde, weil mit dieser 
nicht die vollstandige Ausgliederung aus dem Arbeitsmarkt verbunden ist. 
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Entsprechende Hoffnungen auf eine Wiedereingliederung in den Arbeits­
prozeB dUrften inzwischen jedoch nicht mehr bestehen. 

7) Die Gewerkschaften. die in dieser Frage gleichsam der natUrliche 
Akteur waren. erkennen die AnknUpfung an die Veteranenarbeit zwar als 
wichtige Aufgabe an, die arbeits- und tarifpolitischen Tagesprobleme 
dominieren jedoch die tatsachlichen Handlungsorientierungen. AuBer 
guten Worten bleibt fUr die - nicht wenigen - Mitglieder im Vorruhe­
stand oder Ruhestand nicht viel übrig (vgl. TEIPEN 1992). 

8) Skepsis ist sicherlich auch gegenUber dem "verhalten optimistischen" 
Szenario (SCHWITZER 1992: 281) angebracht. nach dem die 50- bis 
60jahrigen nach dem Ausbluten des ostdeutschen Arbeitsmarktes wieder 
als "Aufbaugeneration" gebraucht werden kéinnten. Falls diese dann 
Uberhaupt noch bereit dazu ware. dürfte dann aber eine Re-Migrations­
welle JUngerer aus dem Westen wahrscheinlicher sein. 
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FRÜHVERRENTETE ZWISCHEN "NEUEN ALTEN" (WEST) UND "NEUEN ARMEN" (OST)? 
ÜBERLEGUNGEN ZU GERONTOLOGISCHEN DISTINKTIONSKRITERIEN 

von Gerhard Naegele 

!~~~1!~ 

l . Berufsaustrittsalter 
2. Quantitative Betroffenheit 
3. Gruppentypische Betroffenheit 
4. Interessenstrukturen von Akteuren und Beteiligten 
5. Wahlfreiheit 
6. Materielle Absicherung 
7. Verarbeitungspsychologien und -muster 
Literaturverzeichnis 

Mein Beitrag zielt auf wichtige Unterscheidungsmerkmale in der Lebenslage 
von frühverrenteten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland-Ost 
und Deutschland-West. 

l. Berufsaustrittsalter 

lm Durchschnitt sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland­
Ost in einem sehr viel früheren Alter von der Frühverrentung betroffen als 
ihre westdeutschen Kolleginnen und Kollegen. Im Durchschnitt liegt das Be­
rufsaustrittsalter im Westen Deutschlands heute beim 59. Lebensjahr, in Ost­
deutschland vermutlich um mindestens 2 Jahre niedriger. Bei der Altersüber­
gangsgeld-Regelung, das frühest mogliche gesetzliche Berufsaustrittsalter, 
liegt es zur Zeit bei 55 Jahren (zum 01.07.1991 vom 57. Lebensjahr herabge­
setzt). Die davor gültige Vorruhestandsregelung sah das 55. Lebensjahr für 
Frauen bzw. das 60. Lebensjahr für Manner vor. Demgegenüber lag in der "Alt­
Republik" - von. quantitativ aber eher zu vernachlassigende Sonderregelungen 
für einzelne Berufsgruppen (z.B. Berufssoldaten) und Branchen (z.B . Bergbau) 
abgesehen - die frühestmogliche gesetzliche Berufsaustrittsgrenze beim 58 . 
Lebensjahr (Vorruhestandsgesetz). 

Westdeutsche Forschungsergebnisse zu den individuellen Folgen von Frühver­
rentungen zeigen, daB die Anpassung an eine nachberufliche Existenz um so 
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schwieriger verlauft, in je jüngeren Jahren die Berufsaufgabe erfolgt 
(NAEGELE 1990: 362 ff.). Daraus laBt sich die These ableiten, daB sich schon 
allein aufgrund der zeitlich früheren Betroffenheit die Anpassungsproblema­
tik an die vorgezogene Berufsaufgabe im 0sten Deutschlands scharfer stellt. 

2. Quantitative Betroffenheit 

Nach den vorliegenden amtlichen Statistiken werden im 0sten Deutschlands 
Ende 1991 weit über 1 Mio. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vorzeitig aus 
dem Erwerbsleben ausgeschieden sein. Damit sind jedoch nur die offiziell 
registrierten Falle erfaBt (W0LF 1991). Wieviele, insbesondere altere Frau­
en, vorzeitig in die "stille Reserve" abwandern (müssen), entzieht sich bis 
heute einer statistischen Erfassung. Auch wenn das quantitative AusmaB in 
der "Alt-Republik" vermutlich hoher ist, beziehen sich die ostdeutschen Zah­
len auf einen Zeitraum von nur etwa 2 Jahren, wohingegen Frühverrentungen in 
den alten Bundeslandern bereits seit Anfang der 70er Jahre in quantitativ 
beachtlichem AusmaB stattfinden. Zu beachten ist weiterhin, daB es bis vor 
kurzem in der ehemaligen DDR ein vergleichsweise hohes AusmaB an Rentnerer­
werbstatigkeit gab (Anfang der 70er Jahre immerhin im Umfang von knapp einem 
Drittel; vgl. ERPENBECK 1988), die zur Zeit jedoch gegen Null tendiert (Früh­
jahr rd. 7 %) • 

Für die "Alt-Republik" lassen sich mindestens 5 Frühverrentungs-"Schübe" er­
kennen: Im Zuge der Einführung der flexiblen Altersgrenze 1972/73, die zwei­
fache Absenkung der Schwerbehindertenaltersgrenze 1979/80, Zunahme der Früh­
invaliditatsverrentungen insbesondere seit 1975/76 infolge der BSG-Rechtspre­
chung zur "konkreten Betrachtungsweise", Ausweitung von betrieblichen Früh­
verrentungsregelungen (haufig: "59er"-Regelungen) seit Mitte der 70er Jahre, 
Frühverrentungen wegen Arbeitslosigkeit ebenfalls mit steigenden Zuwachsra­
ten seit Mitte der 70er Jahre sowie Frühverrentungen durch Inanspruchnahme 
der Vorruhestandsregelungen in der zweiten Halfte der 80er Jahre. Diese 
"Schübe" haben - im Gegensatz zur ehemaligen DDR - in Westdeutschland zwei­
fe l los zu ei nem i ndi vi due 11 en wi e gesamtgese 11 schaftl i chen "Gewohnungseffekt" 
geführt. Die Situation des ganzlich Unvorbereitet-Seins betraf im Westen al­
lenfalls die Frührentnergenerationen der 70er Jahre. Demgegenüber ist im 
0sten die Frühverrentungsproblematik in einem sehr viel kürzeren Zeitraum 
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massiv auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer "hereingebrochen", die in 
keiner Weise darauf vorbereitet sein konnten (vgl. exemplarisch KUHLMEY/ 
BANSEMIR 1991) . 

3. Gruppentypische Betroffenheit 

Im Osten Deutschlands laBt sich eine gruppentypische Betroffenheit von Früh­
verrentungen bislang nicht erkennen. Alles deutet auf eine Freisetzun9swelle 
hin, die quer durch alle Berufsgruppen, Hierarchiestufen, Branchen etc. ver­
lauft. Allenfalls eine überdurchschnittlich starke Betroffenheit von Frauen 
ist auffallig . Dies deutet auf eine Akzentuierung der weiblichen Frührent­
nerproblematik im Osten hin, die es im Westen in einem vergleichbaren AusmaB 
nicht gegeben hat und die wesentlich mit der deutlich starker ausgepragten 
Erwerbsbeteiligung von Frauen in der ehemaligen DDR zusanmenhangt. 

Demgegenüber verlief die Entwicklung im Westen Deutschlands gruppenspezifi­
scher. Insbesondere die Anfangsjahre lassen zumindest bei den unfreiwillig 
erfolgten Frühverrentungen eine deutliche "Negativauslese" nach ungünstigen 
Arbeitsmarktmerkmalen erkennen: So insbesondere nach eingeschranktem Gesund­
heitszustand, vorhandenen oder vermuteten Qualifikationsmangeln sowie nach 
niedrigerem beruflichen Status. Erst sehr viel spater laBt sich für West­
deutschland eine Ausweitung der Frühverrentungspraxis auf nahezu alle Grup­
pen nachweisen (z.B . Freisetzung ganzer Jahrgange in der Eisen- und Stahl-
i ndus tri e; vgl. NAEGELE 1990: 305 ff. ) • 

Heute bildet die Frühverrentungspraxis in den alten Bundeslandern einen 
sakularen Trend, der branchenübergreifend zu beobachten ist. Selbst in aus­
gesprochenen Wachstumsbranchen wie dem Dienstleistungssektor lassen sich 
sinkende Erwerbsquoten Alterer nachweisen, wenn auch nicht so deutlich aus­
gepragt wie in den schrumpfenden Branchen. Die an sich plausible Vermutung, 
hohe gesamtwirtschaftliche Wachstumsraten würden auch zu einem deutlichen 
Anstieg der Alterserwerbstatigkeit führen, hat sich bislang auf dem Arbeits­
markt in den alten Bundeslandern noch nicht statistisch signifikant bestati­
gen ki:innen. 
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4. Interessenstrukturen von Akteuren und Beteiligten 

Deutliche Unterschiede zwischen Deutschland-West und Deutschland-Ost lassen 
sich ebenfalls in den Interessenstrukturen der wichtigsten Akteure der Früh­

verrentungspolitik erkennen. In den neuen Bundeslandern geht der Druck auf 
die vorzeitige Berufsaufgabe schwerpunktmaBig vom Arbeitsmarkt aus und wird 
über gesetzliche Rahmenbedingungen kanalisiert. Altere Arbeitnehmer sind 
hier zur wichtigsten "Manéivriermasse" geworden, auf deren Rücken schwer­
punktmaBig die Anpassungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt im Zuge der éikonomi ­
schen Wende erfolgen. 

In den alten Bundeslandern ging ebenfalls lange Zeit der Druck ausschlieB­

lich vom Arbeitsmarkt aus. Auch hier g_ab es entsprechende institutionelle 
Wege der Kanalisierung (z.B. die "konkrete Betrachtungsweise" bei der Früh­
invaliditatsverrentung, jahrelange Duldung der "59er"-Praxi s im Sinne einer 
"stillschweigenden Libereinkunft", Vorruhestandsgesetz). 

In den alten Bundeslandern sind jedoch mittlerweile die Betriebe zu einem 
der wichtigsten aktiven Betreiber der Frühverrentungspraxis geworden. In 
vielen Betrieben ist die vorzeitige Berufsaufgabe zu einem eigenstandigen 

personalpolitischen Steuerungsinstrument mit strategischem Stellenwert inner­
halb der generellen Unternehmensziele avanciert. Dabei laBt sich heute eine 
sehr viel differenziertere betriebliche Interessenstruktur erkennen, die 
weit über das Interesse am bloBen Personalabbau hinausgeht. Im Vordergrund 
stehen u.a. solche personalpolitischen Ziele wie Verjüngung und qualifikato­
rische Umschichtung der Belegschaften, Abbau der Personalkosten, Umgehen von 
Schutzbestimmungen u.a.m. Viele Betriebe reagieren auch auf entsprechende 
"Normal itatserwartungen" ihrer alteren Arbeitnehmer und verknüpfen mit ihrer 
Strctegie einer zusatzlichen finanziellen Abfederung der vorzeitigen Berufs­
aufgabe auch positive betriebsklimatische Wirkungen. 

In Bezug auf die institutionellen Regelungen liegt der entscheidende Unter­
schied zum Osten Deutschlands darin, daB die westdeutschen Betriebe die ur­
sprünglich aus arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Überl.egungen geschaffenen 
Regelungen zur Frühverrentung für ihre spezifi schen personalpolitischen Ziel­
setzungen instrumental isieren (am deutl ichs~en ausgepragt bei der sog. "59er"­
Regel ung, die heute in vielen Branchen und Betrieben bereits zur "57er"- und 
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"56er"-Re9elun9 9eworden ist). Dies 9ilt auch in Grenzen für die Schwerbe­
hindertenalters9renzen und die Frühinvaliditatsverrentun9. Allerdin9s laBt 
sich im Falle der BU-/EU-Frühverrentung auch eine über die konkrete betrieb­
liche Interessenla9e hinaus9ehende, generelle arbeitsmarktpolitische Instru­
mentierung nachweisen ("konkrete Betrachtungsweise"). Dem9e9enüber dürften 
in der ehemaligen 0DR vorzeiti9e Berufsaufgaben aufgrund von Frühinvaliditat 
haufi9er auf "echte" gesundheitliche Gründe zurückzuführen sein. 

5. Wahlfreiheit 

Nach westdeutschen Untersuchungsergebnissen sind unfreiwillig erfolgte vor­
zeitige Berufsaufgaben mit groBeren negativen Anpassungsfolgen für die Be­
troffenen verbunden als die freiwilli9 erfolgten (NAEGELE 1990: 362 ff.). 
Übertragen auf den 0sten 0eutschlands konnte die sich dort abzeichnende 
Frühverrentun9swelle insgesamt mit weitaus problematischeren Folgen für die 
Betroffenen verbunden sein, da für die weitaus meisten keine Wahlfreiheit 
bestanden hat (W0LF 1991). 

Demge9enüber war in den alten Bundeslandern die Wahlfreiheit sehr viel star­
ker realisiert. Dies gilt vor allem für die Inanspruchnahme der normalen vor­
gezogenen Altersgrenzen mit 60 und 63 (flexible Altersgrenzen) sowie für die 
Vorruhestandler, zumindest für die der spateren Generationen. Für viele von 
ihnen laBt sich die vorzeitige Berufsaufgabe als bewuBte Entscheidung zum 
Zweck der "individuellen Wohlfahrtsoptimierung" (DIECK 1988) interpretieren, 
vermischen sich in der Realitat mit den "Pull-Faktoren" solche "Push-Fakto­
ren", die eindeutig von der freiwilligen Entscheidung für eine frühe Rente 
und damit gegen die weitere Berufsarbeit ausgehen. Wenn es auch heute noch 
in den alten Bundeslandern zahlreiche Falle von unfreiwilli9en Frühverrentun­
gen gibt, wie z.B. "echte" Frühinvaliditatsfalle oder "echte" "59er", so 
konzentrieren sich im Westen Deutschlands die Falle von unfreiwilliger Be­
rufsaufgabe jedoch eher auf die ersten Generationen der Frührentner, wahrend 
bei den nachfol9enden Generationen die bewuBte freiwilli9e Entscheidun9 zu 
dominieren beginnt. 
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6. Materielle Absicherung 

Deutliche Unterschiede zwischen den Frührentnerinnen und den Frührentnern aus 
dem Osten Deutschlands und denen aus dem Westen bestehen htnsichtlich ihrer 
materiellen Absicherung. Wahrend sich für den Westen Deutschlands die Ein­
korrmenslage z.T. sehr unterschiedlich darstellt und von materieller Depriva­
tion (z.B. sehr junge Frühinyaliditatsrentnerinnen und -rentner aus der Ar­
beiterrentenversicherung ohne zusatzliche betriebliche Absicherung, altere 
Langfrist-Arbeitslose) bis zur okonomischen Privilegierung reicht ("59er" aus 
einem finanzstarken GroBbetrieb mit groBzügiger betrieblicher Abfederung), 
ist die materielle Lage der Frührentnerinnen und -rentner im Osten durchgan­
gig schlechter. Daran andert auch die Tatsache indirekter Zusatzeinkommen, wie 
z.B. das mietfreie Wohnen in der eigenen "Datscha", nichts Grundsatzliches. 

Insgesamt befinden sich die Betroffenen aus dem Osten in einer in doppelter 

Weise prekaren okonomischen Lage, indem namlich die durch die Frühverrentung 
bedingten Erwerbseinkorrmensverluste mit z.T. erheblichen Preissteigerungen 
bei den Gütern des sogenannten Grundbedarfs, bei Mieten etc. infolge des Sub­
ventionsabbaus zusammentreffen. Auch gilt zu beachten, daB es bei den Früh­
rentnerinnen und -rentnern im Osten kaum nennenswerte materielle Rücklagen, 
z.B. in Form von Ersparnissen oder Lebensversicherungen, gibt, welche die Er­
werbseinkorrmensverluste kompensieren konnten. Denn zu rund 95 % sind Ost­
Rentnerinnen und -Rentner ausschlieBlich auf die gesetzlichen Altersrenten 
als primare Einkommensquelle angewiesen. Die für viele West-Frührentnerinnen 
und -rentner materiell gut abgesicherte "frühe Chance zur spaten Freiheit", 
die im Westen Deutschlands nicht unwesentlich zum Bild des "positiven Alters" 
beigetragen hat, ist für die weitaus meisten Ost-Rentnerinnen und -Rentner 
irreale Ferne (vgl. exemplarisch WETZEL 1991: 42). 

7. Verarbeitungspsychologien und -muster 

In der individuellen und kollektiven Verarbeitung liegen zweifellos die ent­
scheidenden Unterschiede in der Frühverrentungssituation zwischen Deutsch­
land-Ost und Deutschland-West. Aus der Perspektive der Ost-Frührentnerinnen 
und -rentner 1 aBt si ch dabei ei n Zwang zu ei ner "doppe 1 ten Anpassungs 1 ei s tung" 
erkennen: und zwar sowohl bezüglich der neuen Wirtschafts- und Gesellschafts-



- 49 -

ordnung als auch der plotzlichen Situation der Nicht-Arbeit (vgl. den Bei­
trag PRENGEL/ SCHMIDT in diesem Band). Letzteres ist um so schwieriger zu 
leisten, je starker traditionelle Arbeitstugenden vorherrschen und Einstel­
lungen wie Erwartungen bezüglich der Berufsarbeit im Alter die Berufsauf­

gabe pragen. 

Hierzu erweisen sich die vorliegenden Forschungsergebnisse und Informationen 
als uneinheitlich. Es gibt zum einen Hinweise auf eine im Osten stark ver­
breitete enge Bindung alterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an die 
Arbeit, den früheren Betrieb, auf ein speziell für diesen Personenkreis ty­
pisches Zusa11111enfallen von Arbeits- und Lebenssinn, auf ausgepragte Prozesse 
der ldentitatsbildung durch Arbeit etc. (ERPENBECK 1990: 11 ff.; KUHLMEY/ 
BANSEMIR 1991). Die vorherrschende Normalitatserwartung alterer Werktatiger 
aus dem Osten war starker auf Arbeit und Weiterarbeit als auf vorzeitige und 
schon gar nicht auf plotzliche Nicht-Arbeit gerichtet. Dem entsprach ein weit 
verbreitetes Bild vom "Veteranen der Arbeit" (KONDRATOWITZ 1988: 515 ff. ) . 
Aus dieser Perspektive muB die plotzliche und massenhaft auftretende vorzei­
tige Freisetzungswelle die totale Umkehrung der Werte bedeuten und infolge­
dessen erhebliche ldentitatskrisen bis hin zu massiven Prozessen gesell­
schaftlicher Desintegration hervorrufen: Der alt gewordene "Held der Arbeit" 
wird von einem Tag zum anderen zum "alten Eisen" geworfen, zum "wertlosen 
Sozialleistungsempfanger" abgestempelt, dem ganz plotzlich und vollig unvor­
bereitet der "Boden unter den FüBen weggerissen" wird. 

Auf der anderen Seite gibt es aber auch Hinweise, die Zweifel an dieser "to­
talen Einbruchssituation" aufkonrnen lassen: Konnte dieses Bild nicht eher 
die Ideologie des Arbeiter- und Bauernstaates widerspiegeln als gesellschaft­
liche Realitat? Zumal es auch Hinweise auf die für den Westen Deutschlands 
typischen vielfaltigen Diskriminierungen alterer Arbeitnehmer auch im Osten 
gibt, wie betriebliche Abwehr von Beschaftigungswünschen von Rentnerinnen und 
Rentnern, Prozesse der Dequalifizierung oder bevorzugter Einsatz von werkta­
tigen Rentnerinnen und Rentnern auf minderqualifizierten Arbeitsplatzen, 
insgesamt deutlich rücklaufige Rentnererwerbsarbeit bereits lange vor der 
politischen Wende etc. (KONDRATOWITZ 1988: 519 f.). Nicht zuletzt gab es 
auch in der ehemaligen DDR hohe Raten von Frühinvaliditatsverrentungen in­
folge von "echten" gesundhei t li chen EinbuBen bei alteren Arbei tnehmern. Aus 
dieser Perspektive betrachtet konnte eine frü he Berufsaufgabe auch im Osten 
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Oeutschlands zumindest für relevante Teilgruppen Alterer durchaus auch posi­
tive Effekte zur Folge haben. Erste empirische Ergebnisse, die einen gewich­
tigen Anteil an unproblematisch verlaufender Anpassung an die frühe Berufs­
aufgabe bei Frührentnerinnen und -rentnern aus dem Osten Deutschlands auf­
zeigen, deuten in diese Richtung. 

Zum jetzigen Zeitpunkt la6t sich diese Widersprüchlichkeit noch nicht auflo­
sen. Verzichtet man auf ideologisch gefarbte Veroffentlichungen zum Thema 
"Berufsarbeit im Alter in der ehemaligen DDR", dann bleibt derzeit nur die 
Erwartung an eine Auflosung durch zukünftige Forschungsarbeiten, deren Ergeb­
nisse dann aber nur noch retrospekti ve Einschatzungen wiedergeben konnen. 

Demgegenüber sind die individuellen und kollektiven Erfahrungsprozesse west­
deutscher Frührentnerinnen und -rentner sehr viel genauer untersucht. Die 
vorliegenden Untersuchungsergebnisse verweisen auf als z.T. extrem problema­
tisch erlebte Krisensituationen bei den ersten Generationen westdeutscher 
Frührentnerinnen und -rentner, bei denen das "Zum-alten-Eisen-geworfen-sein" 
u.a. als personlicher Makel empfunden wird. Zweifellos trat aber im Verlauf 
der Jahre und im Zuge der Verbreiterung und Verstetigung der verschiedenen 
Frühverrentungsschübe ein "Gewohnungseffekt" auf. In dem Ma6e, in dem sich 
die vorzeitige Berufsaufgabe im Westen Deutschlands zur Normalitatserwartung 
entwickelte, bü6te sie hieran ihrer ausschlie6lich negativen Akzentuierung 
ein. Heute la6t sich das vorzeitige "Freigesetzt-Werden" für die weitaus 
meisten West-Rentnerinnen und -Rentner keineswegs mehr als krisenhaftes, 
moglichst zu vermeidendes Lebensereignis interpretieren, sondern in vielen 
Fallen bereits als einen zu bewahrenden und personlich anzustrebenden "kul­
turellen Wert" (NAEGELE 1991). Uberspitzt formuliert: Im Westen zahlen wo­
moglich bereits diejenigen zur gesellschaftlichen Randgruppe, die im fort­
geschrittenen Lebensalter noch arbeiten (wol len ) . 
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l. Vorbemerkungen 

Das Ausma6 und das Tempo des politische~. okonomischen und sozialen Wandels 
in Ostdeutschland sind vielschichtig und differenziert. Den im allgemeinen 
objektiven Verbesserungen der Lebensverhaltnisse und positiven Zeichen der 
Wohlfahrtsentwicklung, die sich mit lndikatoren der Einkommensentwicklung und 
der Konsumtion, unter anderem in der Ausstattung der Haushalte mit technisch 
hochwertigen Gebrauchsgütern, feststellen lassen, steht eine Reihe von nega­
tiven Folgen und kritischen Wahrnehmungen der gegenwartigen Lebensumstande 
gegenüber, die für einzelne soziale Gruppen besonders pragnant sind. 

Zu den schmerzlichen Erfahrungen des Ostdeutschen seit Anfang 1990 gehoren 
die einschneidenden Veranderungen auf dem Arbeitsmarkt. Die Verscharfung der 
gegenwartigen Lage auf dem Arbeitsmarkt hat für die weitere okonomische und 
soziale Entwicklung in Ostdeutschland gravierende Bedeutung. Sie berührt die 
Lebensperspektive einer Bevolkerung, für die eine Beteiligung am Erwerbsleben 
die wichtigste Lebensgrundlage war und künftig weiterhin sein wird, besonders 
tiefgreifend. In diesem Zusammenhang ist zugleich in Betracht zu ziehen, da6 
die Arbeitszentriertheit der DDR-Gesellschaft sich nicht auf den Zugang zu 
Erwerbseinkommen als entscheidender Quelle des Lebensunterhalts beschrankte, 
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sondern in vielfacher Hinsicht zugleich die soziale Integration und Lebensge­
staltung der Menschen beeinflu6te. Für eine Vielzahl der Ostdeutschen, und das 
betrifft hauptsachlich altere Erwerbstatige. hat die Krise auf dem Arbeits­
markt besonders schwerwiegende Auswirkungen, denn für sie bedeutet es zu­
meist, generell aus der Erwerbstatigkeit auszuscheiden. 

Der folgende Beitrag konzentriert sich auf die Betrachtung des Ausma6es und 
der Wirkungen der Segregation alterer Menschen vom Arbeitsmarkt über Vorruhe­
standsregelungen. Es wird deutlich, da6 mit den Dimensionen dieses Prozesses 
der Rahmen einzelner individueller Betroffenheit bei weitem überschritten 
wird und ein gesellschaftlicher Massenproze6 mit komplexer und langfristiger 
Wirkung einsetzt, dem die Gesellschaft im Vergleich zur Arbeitslosigkeit bis­
lang wenig Aufmerksamkeit zuteil werden la6t. Es soll analysiert werden, ob 
und in welchem Ma6e van Vorruhestandsregelungen Einflüsse auf das Wohlbefin­
den, die Bewertung wichtiger Lebensbereiche. Erwartungen und Zukunftsperspek­
tiven der Betroffenen festzustellen sind. Einerseits ist anzunehmen, da6 der 
tiefgehende Einschnitt der nur in begrenztem Ma6e freiwilligen vorzeitigen 
Beendigung der Erwerbstatigkeit zu Veranderungen in der individuellen Bewer­
tung der objektiven Lebenslage führt. Andererseits kann sich der Zustand des 
vorzeitigen Ruhestandes unter dem Gesichtspunkt einer gewissen sozialen Min­
destabsicherung im Gesamtkontext der Lage auf dem Arbeitsmarkt und besonders 
der steigenden Arbeitslosigkeit positiv auf das subjektive Wohlbefinden bzw. 
auf die als subjektiv wahrgen011111ene Lebensqualitat auswirken. 

Grenze für die Bestatigung dieser Annahmen bildet die Kurzfristigkeit des 
betrachteten Zeitraums - es konnen nur relativ unmittelbare Einflüsse in die 
Analyse eingehen. Langzeitwirkungen, mit denen zukünftig verstarkt zu rechnen 
ist, müssen zwangslaufig noch unberücksichtigt bleiben. Zu beachten ist zu­
gleich die Wahl entsprechender Vergleichsgruppen. Es bietet sich als aquiva­
lente Gruppe die der Erwerbstatigen gleicher Alterskohorten an. Au6erdem 
wird stets versucht, den Bezug zur Gesamtpopulation der erwachsenen Bevolke­
rung herzustellen. um Gemeinsamkeiten und Differenzen auch auf dieser Ebene 
in die Betrachtungen einzubeziehen. 
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2. Zur Datenbasis 

Grundlage für die empirischen Analysen sind die offiziellen Statistiken der 
Bundesanstalt für Arbeit zu den Daten der Arbeitsmarktentwicklung. Anderer­
seits konnen langjahrig in der Bundesrepublik bewahrte empirische Instrumente 
der Sozialberichterstattung zur Dauerbeobachtung sozialen Wandels, die inzwi­
schen ebenfalls in 0stdeutschland zur Anwendung gekommen sind, genutzt wer­
den. Hervorzuheben sind in diesem konkreten Fall das Sozio-okonomische Panel 
(S0EP) und der Wohlfahrtssurvey. Mit dem Sozio-okonomischen Panel werden seit 
1984 in der Bundesrepublik jahrlich reprasentativ Daten über Veranderungen 
objektiver Lebenslagen im Zeitverlauf auf der Ebene von Individuen und Haus­
halten erfa6t. Die thematischen Schwerpunkte liegen in den Bereichen Einkom­
men und Erwerbstatigkeit, in begrenztem Umfang werden subjektive Indikatoren 
einbezogen. Noch vor Inkrafttreten der Wirtschafts-, Wahrungs- und Sozial­
union wurde die erste Erhebung im Juni 1990 in der damaligen DDR durchge­
führt (v9l. SCHUPP/WAGNER 1991). Für die Mitarbeit an der Erhebun9 konnten 
fast 2.200 Haushalte mit über 4.400 Personen ab 16 Jahre gewonnen werden. Im 
Marz/April 1991 erfolgte die zweite Befragung, deren Er9ebnisse vor allem in 
die fol9enden Auswertungen einflie6en sallen. 

Der Wohlfahrtssurvey 1990-0st stellt ebenfalls eine reprasentative Bevolke­
run9sbefra9un9 dar. Neben den objektiven Lebensbedingun9en finden im Konzept 
der Untersuchung Indikatoren der subjektiven Lebensqualitat starkere Berück­
sichtigung. 
Wohlfahrtssurveys werden in der Bundesrepublik seit Ende der 70er Jahre 
(1978, 1980, 1984, 1988) re9elma6i9 durch9eführt. Die Erhebungen konzentrie­
ren sich auf die systemati sche Erfassung von objektiven Lebensbedingungen und 
subjektivem Wohlbefinden einer gro6en Zahl von Lebensbereichen auf die Indi­
vidualebene. Durch den Einsatz dieses anerkannten Instruments empirischer 
Sozialforschung im 0ktober/November in der ehemaligen DDR ist es 9elungen, 
ver9leichbare Daten über objektive Lebensbedindungen und die subjektiv wahr­
genommene Lebensqualitat für 0st- und Westdeutschland zu gewinnen (vgl. LAN­
DUA/SPELLERBERG/HABICH 1991: lf.). 

Diese beiden Datenbasen empirischer Sozialforschung sind für die Thematik von 
besonderer Relevanz, da sie insgesamt ein differenziertes Bild der objektiven 
und subjektiven Lebenslage der Bevolkerung in 0stdeutschland reflektieren und 
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• 

die speziell betrachtete Gruppe in genUgendem Umfang in die Erhebungen ein­
bezogen haben. Berücksichtigung finden au6erdem Daten aus dem Arbeitsmarkt­
Monitor zur Zukunftserwartung hinsichtlich der Erwerbstatigkeit. Diese Er­
hebung wird in den neuen 8undeslandern seit November 1990 in einem Abstand 
von vier Monaten als reprasentative Stichprobe der Geburtenjahrgange 1926 
bis 1974 durchgeführt (vgl. BIELENSKI/ENDERLE/v. ROSENBLADT 1992). 

3. Veranderungen in der Erwerbsbeteili9ung Alterer in Ostdeutschland 

Die hohe Erwerbsbeteili9ung der DDR-Bevolkerung, 1989 lag sie bei 82,8 Pro­
zent der arbeitsfahigen 8evolkerung (Frauen 83,2 Prozent, Manner 82,4 Pro­
zent), setzte sich zu einem beachtlichen Teil bis ins Rentenalter fort. 
1989 waren nach einem RUckgang der Zahl der arbeitendenden Altersrentner 
seit 1975 noch 3,3 Prozent der Berufstatigen im Rentenalter. Ein Ausscheiden 
aus der Erwerbstatigkeit vor Erreichen des Rentenalters war von der Gesell­
schaft nicht vorgesehen, und der Verbleib der rentennahen Altersgruppen in 
Erwerbsverhaltnissen wurde durch spezielle sozialpolitische Regelungen 
(z.B. KUndigungsschutz, langerer Urlaub, Gesundheitsschutz) besonders ge­
fordert. Diskussionen wurden hingegen zur Herabsetzung des Renteneintritts­
alters geführt, das bekanntlich in anderen osteuropaischen Landern wesent­
lich niederiger lag (z.B. in 8ulgarien, der Tschechoslowakei und Ungarn fUr 
Frauen 55 und für Manner 60 Jahre). Altere Erwerbstatige waren in den Be­
trieben und Einrichtungen bei der standig vorhandenen und zum gro6en Teil 
kUnstlich erzeugten Arbeitskrafteknappheit u.a. durch ihre Arbeitserfahrung, 
durch ihre gute Arbeitsdisziplin und zum Teil geringere Ausfallzeiten, wie 
sie jüngere Frauen durch Mütterjahr und Kinderbetreuung hatten, durchaus ge­
fragt. Um so harter traf diese Gruppe die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt, 
die sie individuell in eine solche Zwangslage brachte, da6 fUr einen gro6en 
Teil nur die Akzeptierung der Vorruhestandsregelungen moglich war. 

Die Vorruhestandsregelung, im Februar 1990 noch v011 Ministerrat der DDR als 
Vorruhestandsgeld eingeführt, wurde im Oktober 1990 von einer spezifizierten 
Altersübergangsregelung der Bundesrepublik (Altersübergangsgeld) abgelost. 
Letztere ist bisher mehrfach verlangert worden und reduziert unter arbeits­
marktpolitischen Gesichtspunkten in einem beachtlichen Umfang die Arbeits­
losenzahlen. Die Mehrheit der alteren Arbeitnehmer zog bisher die Vorruhe­
standsregelungen der Arbeitslosigkeit vor (vgl. TABELLE 1). 
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TABELLE 1: ABGANGE ALTERER V0M ARBEITSMARKT IN DEN NEUEN BUNDESLANDERN 

Vorruhestand/ Arbeitslose Bezug von Bezug von Altersübergang Frauen rianner Vorruhe- A lters über- gesamt (55 u. (60 u. standsgeld gangsgeld alter) al ter) 
in Tausend) 

Januar 1991 254 16 6 
Marz 382 16 6 
Apri 1 413 121 534 17 6 
Mai 372 137 508 18 7 
Juni 367 144 511 18 6 
August 360 207 567 19 6 
0ktober 341 282 623 19 6 
Dezember 329 329 658 20 6 

Januar 1992 328 434 762 24 7 
Februar 322 458 780 24 6 
Marz 315 469 784 24 6 
April 308 473 781 24 6 
Mai 301 479 780 24 6 
Juni 295 486 780 24 6 
Juli 288 546 834 24 6 
August 282 556 838 

Quelle : Angaben der Bundesanstalt für Arbeit. Au9ust 1992 
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Mitte 1992 stieg die Anzahl der Personen, die Vorruhestands- oder Alters­
übergangsgeld bezogen, auf über 800.000. Schatzungen der Bundesanstalt für 
Arbeit rechneten bis Ende 1992 damit, daB weitere 50.000 Personen des Geburts­
jahrs 1937 die Altersübergangsregelung in Anspruch nehmen werden. Der Ein­
fluB dieser MaBnahme auf die Arbeitsmarktbilanz bzw. die Arbeits losenzahlen 
wird besonders deutlich, wenn man in Betracht zieht, daB Mitte 1992 auf 
100 Arbeitslose in 0stdeuts~hland rund 70 Bezieher von Vorruhestands- oder 
Altersübergangsgeld kamen. 
Im Marz 1991 waren in 0stdeutschland mit 6,5 Prozent aller Erwerbstatigen 
noch Uber 500.000 Personen im Alter von 56 bis 65 Jahre erwerbstatig. Zu 
diesem Zeitpunkt befand sich bereits rund ein Viertel der Manner der Geburts­
jahrgange 1925 bis 1953 und fast die Halfte der Frauen der Geburtsjahrgange 
1930 bis 1935 im Vorruhestand (vgl. SCHAUBILD 1). Deutlich starker nehmen 
Frauen die Vorruhestandsregelungen in Anspruch bzw. sind von ihr betroffen. 

Die seit dem FrUhjahr bis Mitte 1992 von der Bundesanstalt fUr Arbeit aus­
gewiesene Verdoppelung der absoluten Zahlen der Bezieher von Vorruhestands­
und Altersübergangsgeld (vgl. TABELLE 1) legt den SchluB nahe, daB sich Uber 
die Halfte der Personen der betreffenden Jahrgange im zweiten Halbjahr 1992 
im Vorruhestand befindet. Bei einer weiteren Verlangerung der AltersUber­
gangsregelung Uber 1992 hinaus wird sich deshalb, wie bereits im ersten 
Halbjahr 1992 ersichtlich, die weitere Dynamik des Zugangs abschwachen, da 
die Altersgruppen, die entsprechende Regelungen in Anspruch nehmen konnen, 
bereits aus dem Arbeitsmarkt ausgestiegen sind. 
Betrachtet man in diesem Zusarrmenhang die Zukunftserwartungen von 56-65 Jahre 
alten Erwerbstatigen hinsichtlich ihrer weiteren Beschaftigung, ergibt sich, 
daB ein unverandert hoher Anteil mit deren absehbarer Beendigung rechnet 
(vgl. SCHAUBILD 2). 

Die MaBnahmen der Altersübergangs- und Vorruhestandsregelung leisten einen 
bedeutenden Beitrag zur Entlastung der regis t rierten Arbeitslosigkeit. Aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht wird in diesem Zusarrmenhang haufig das Argu­
ment angeführt, daB in der gegenwartigen Arbeitsmarktsituation in den neuen 
Bundeslandern der Status des Altersübergangsgeldempfangers bzw. eines Vor­
ruhestandlers dem des registrierten Arbeitslosen vorzuziehen ist. Es wird 
darauf verwiesen, da6 die Wiedereingliederungschancen 55jahriger und alterer 
Arbeits loser auBerst gering si nd, Arbeitslos igkeit für sie in der Rege l 
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keine Ubergangsphase auf dem Weg zurück in die Erwerbstatigkeit ist. Der 
gleichzeitig angeführten betriebswirtschaftlichen Rechtfertigung, daB das 
Angebot von Altersübergangsgeld den erforderlichen SortierprozeB in ostdeut­
schen Unternehmen sozial abfedert und gleichzeitig die Chancen von jüngeren, 
leistungsfahigen und am Anfang ihrer beruflichen Laufbahn stehenden Er­
werbstatigen erhoht oder von solchen, die Familien mit Kindern zu versorgen 
haben, stehen Argumente entgegen, die diesen ProzeB als soziale Ausgrenzung 
und Stigmatisierung von Alteren kennzeichnen. Der Ubergang in den Vorruhe­
stand ist für die Betroffenen in Ostdeutschland zweifellos ein tiefgreifen­
der Einschnitt in ihre wirtschaftliche und soziale Situation. Neben einem 
um ein Drittel geringeren Einkoranen verbindet sich das Ausscheiden aus der 
Erwerbstatigkeit für sie mit deffl Abbruch von haufig langjah:igen sozialen 
Beziehungen und mit jahen Anderungen einer bislang durch die· Erwerbstatig­
keit fest strukturierten Lebensweise. 

Im weiteren soll weniger die objektive Lebenslage in Form von Einkorrmen und 
materieller Situation der Vorruhestandler untersucht werden. Statt dessen 
ist zu analysieren, welche subjektiven Befindlichkeiten diese Gruppe, die 
offensichtlich nicht zu den Gewinnern der deutschen Einheit gehort, charak­
terisieren. 

4. Wichtigkeit von einzelnen Lebensbereichen 

Im Konzept der Sozialberichterstattung werden individuelle Bewertungen von 
objektiven Lebensbedingungen über Kriterien erfaBt, die aussagen, wie wich­
tig einzelne Lebensbereiche für das Wohlbefinden der Menschen sind (vgl. 
GLATZER/ZAPF 1984). 
Unverkennbar sind die erheblichen Unterschiede, die unter wohlfahrtsrelevan­
ten Gesichtspunkten zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen. Gleichzeitig 
sind die vorhandenen Gerneinsamkeiten und Übereinstirrmungen nicht zu über­
sehen. Zu den überraschendsten Ergebnissen des Vergleichs zwischen West-
und Ostdeutschland auf der Grundlage von Daten der Wohlfahrtssurveys zahlt, 
daB die Rangfolge der Wichtigkeiten einzelner Lebensbereiche eine Ahnlich­
keit aufweist, wie sie aufgrund der unterschiedlichen sozialen Entwicklung 
und des Wohlfahrtsgefalles in diesem MaBe nicht erwartet wurde. An der 
Spitze der Rangfolge stehen prívate Lebensbereiche wie Gesundheit und Fami-
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TABELLE 2: WICHTIGKEIT V0N LEBENSBEREICHEN 

Personen im Erwerbstatige Bevolkerung 
Vorruhestand (gleiche Alters- insgesamt 

gruppen) 

in Prozent 

Wichtigkeitl) von: 

- Arbeit 22 58 50 
- Famil ie 79 91 85 
- Freundeskrei s 15 14 20 
- Einkonmen 76 66 69 
- polit. EinfluB 7 9 5 
- Erfolg im Beruf 10 37 30 
- Freizeit 37 33 31 
- Gesundheit 97 91 87 
- Umweltschutz 72 60 52 
- Wohnun9 73 71 59 

1) Anteil "Sehr wichtig". Frage: "Welche der nachfolgenden Bereiche sind 
fUr 1hr Wohlbefinden und lhre Zufriedenheit sehr wichtig, wichtig, 
weniger wichtig oder unwichtig?" 

Datenbasi s: S0EP-0st 1991 
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líe. Der Freizeitbereich ninrnt eine mittlere Position ein und am unteren 
Ende der Rangfolge stehen beruflicher Erfolg und die Moglichkeit, politi­
schen Einflu6 auszuüben. Die 0stdeutschen weisen einzelnen Lebensbereichen 
allerdings einen hoheren absoluten Stellenwert für ihr subjektives Wohlbe­
finden zu (vgl. HABICH/PRILLER 1992: 242). Das betrifft vor allem solche 
Bereiche wie Arbeit und Einkommen, deren Bedeutung nach 1990 noch weiter an­
gestiegen ist (vgl. LANDUA 1992: 12). 

Die Wichtigkeit einzelner Lebensbereiche•für das personliche Wohlergehen 
unterscheidet sich bei Personen im Vorruhestand von der Vergleichsgruppe der 
Erwerbstati9en im gleichen Alter und von al len erwachsenen Befragten in un­
terschiedlichem Ma6e (vgl. TABELLE 2). 
Starker als zur Gesamtpopulation treten die Unterschiede zur gleichaltrigen 
Vergleichsgruppe hervor. Das Einkonrnen hat bei den Vorruhestandlern nicht 
nur nach dem Rangplatz einen hoheren Stellenwert, sondern für 10 Prozent 
mehr als von den Erwerbstatigen gleichen Alters ist dieser Bereich sehr 
wichtig, gegenüber allen Befragten sind es etwas weniger als 10 Prozent mehr. 
Der hohe Stellenwert des Einko11111ens erscheint um so beachtenswerter, da die 
Wichtigkeit des Einkonrnens allgemein in der Altersgruppe über 60 Jahre von 
1990 zu 1991 nicht angestiegen ist. Die Wichtigkeitseinschatzungen, oft als 
Anspruchshaltungen interpretiert, offenbarten bei den Vorruhestandlern eine 
deutliche Reaktion auf die Verschlechterung ihrer Einkonrnenssituation in 
Richtung einer Bedeutungszunahme des Einkonrnens und hoher Ansprüche an Ein­
konmenszuwachse. Vorruhestandler erhalten bekanntlich 65 Prozent ihres pau­
schalierten Nettoeinkonrnens der letzten drei Monate vor dem Ausscheiden aus 
dem Beschaftigungsverhaltnis. Da die Berechnungsgrundlage für die 1990 und 
1991 in den Vorruhestand Ausgeschiedenen vergleichsweise niedrig liegt und 
diese Gruppe anden teilweise beachtlichen Einkonrnenszuwachsen nur in be­
scheidenem Ma6e partizipierte (in Anlehnung an die Rentenanpassung wird das 
Altersübergangsgeld an die allgemeine Lohnentwicklung angepa6t), ist diese 
Reaktion im Einko11111ensbereich erklarbar. Einen überdurchschnittlichen Bedeu­
tungszuwachs des Einkonrnens verzeichneten im übrigen ebenfalls die vom Ein­
konrnenszuwachs in 0stdeutschland mehr oder weniger ausgeschlossenen Gruppen 
der Kurzarbeiter und Arbeitslosen. 

Bemerkenswerte Bedeutungsunterschiede bestehen zwischen Vorruhestandlern und 
gleichaltrigen Erwerbstatigen zugleich in den Bereichen Freizeit, Gesund-
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heit, Umweltschutz, Arbeit und beruflicher Erfolg. Der Bedeutungsverlust 
von Arbei t und beruflichem Erfolg laBt sich unmittelbar mit dem Ausscheiden 
aus der Erwerbstatigkeit erklaren. An ihrer Stelle erhalten andere Lebensbe­

reiche, vor allem die Freizeit, ein starkeres Gewicht. 

5. Zufriedenheit mit einzelnen Lebensbereichen und allgemeine Lebenszu­
friedenheit 

Die Unterschiede in den Bedeutungsmustern zwischen Vorruhestandlern und 
gleichaltrigen Erwerbstatigen widerspiegeln sich ebenfalls in den Zufrieden­
heitsma6en. In der Wohlfahrtsforschung verstehen sich Zufriedenheiten vor 
allem als subjektives Wohlbefinden und wahrgenolTITlene Lebensqualitat. 

Daten des "Wohlfahrtssurvey 1988" und des "Wohlfahrtssurvey 1990-0st" zei­
gen, daB die Zufriedenheitswerte 1990 in der DDR im Vergleich zu denen in 
der alten Bundesrepublik auf einem deutlich niedrigeren Niveau lagen. Die 
unterschiedlichen Niveaus in den objektiven Lebensbedingungen projizieren 
sich somit deutlich in den Zufriedenheiten (vgl. HABICH/PRILLER 1992: 250 f. 

und LANDUA/SPELLERBERG/HABICH 1991). Allerdings ist die Bewertungshierar­
chie - wie bei den Wichtigkeiten - der Rangfolge im Westen weitgehend ahn­
lich. Private Lebensbereiche, wie Familie, Ehe, Partnerschaft, stehen in 
0st- und Westdeutschland an der Spitze einer Rangordnung der Zufriedenhei­
ten. Bereiche wie Gesundheit, Lebensstandard und Eink01T11ten nehmen bei Vor­
handensein bedeutender Unzufriedenheitsanteile noch eine mittlere Position 
ein. 0ffentliche Bereiche wie Umweltschutz und offentliche Sicherheit werden 
nur mit geringer Zufriedenheit bewertet. Die Veranderung von Zufriedenheits­
werten in 0stdeutschland von 1990 bis 1991 ist eindrucksvoll mit den Daten 
des Sozio-okonomischen Panels zu verfolgen. Sie weisen in zentralen mate­
riellen Lebensbedingungen, wie dem HaushaltseinkOITITlen, dem Lebensstandard 
und der Arbeit, auf eine sinkende Zufriedenheit hin. Eine Ausnahme bildeten 
die Zufriedenheit mit dem Angebot von Waren und Dienstleistungen sowie die 
Zufriedenheit mit dem Umweltzustand, die sich verbessert haben. 

Auf diesem Hintergrund fallt die geringere Zufriedenheit der Vorruhestand­
ler sowohl zur Vergleichsgruppe der Erwerbstatigen wie zur Gesamtheit in 
den Bereichen Gesundheit, Lebensstandard und Haushaltseinkommen in beson­
ders markanter Weise auf (vgl. SCHAUBILD 3). 
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Die geringe Zufriedenheit in diesen Bereichen laBt den SchluB zu, daB die 
Betroffenen der Inanspruchnahme der Vorruhestandsregelung eher negativ 
gegenilberstehen. Diese Einschatzung wird nur zum Teil durch die Einbezie­
hung der allgemeinen Lebenszufriedenheit getragen. Die allgemeine Lebenszu­
friedenheit wird als globales MaB individuellen Wohlbefindens, als bilan­
zierende Bewertung der personlichen Lebensbedingungen vor dem Hintergrund 
ei9ener Erwartungen und Ansprüche verstanden. Der Anteil der mit ihrem Le­
ben Zufriedenen ist bei den Personen im Vorruhestand zwar etwas gerin9er 
als in den betrachteten Ver9leichsgruppen, der Anteil der Unzufriedenen dif­
feriert allerdin9s nur gering, so daB keine beachtenswerten Unterschiede 
auszumachen sind (v9l. TABELLE 3). 

Recht einheitlich gestalten sich ebenfalls die Werte filr die in 5 Jahren er­
wartete Lebenszufriedenheit in den betrachteten Gruppen. Alle 9ehen davon 
aus, daB ihre Lebenszufriedenheit dann wesentlich groBer sein wird. Rund 
80 Prozent rechnen damit, dann mit ihrem Leben zufrieden zu sein. Der Anteil 
jener, die meinen, in 5 Jahren unzufrieden zu sein, sinkt hin9egen auf unter 
10 Prozent. 

6. Sor9en und Erwartun9en 

Ein markantes Kennzeichen für die Situation 1990 waren der aus9epra9te 0pti­
mismus und die hohe Zukunftszuversicht des groBten Teils der ostdeutschen 
Bevolkerun9. Der UmbruchprozeB und die sich abzeichnende Verscharfung der 
La9e auf dem Arbeitsmarkt beeinfluBten die positiven Erwartungen scheinbar 
nur in 9erin9em MaBe. Die Zukunftszuversicht hat 1991 gegenilber 1990 deut­
lich nach9elassen. Der Anteil der Befragten, die "sehr zuversichtlich" an 
die Zukunft denken, ist von 64 auf 56 Prozent gefallen. Personen im Vorru­
hestand unterscheiden sich bezüglich ihrer Zukunftszuversicht nicht wesent­
lich von anderen Gruppen. Irrmerhin mehr als die Halfte der Vorruhestandler 
9ibt an, daB sie der Zukunft sehr zuversichtlich entgegensehen. Sie sind 
zwar in nicht ganz so starkem MaBe optimistisch wie die entsprechende Ver-
9leichsgruppe der Erwerbstatigen, liegen aber mit ihren An9aben nicht wesent­
lich unter dem Durchschnitt aller Befragten (v9l. SCHAUBILD 4). 
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TABELLE 3: GEGENWARTIGE LEBENSZUFRIEDENHEIT UNO LEBENSZUFRIEDENHEIT IN 
5 JAHREN 

Personen im Erwerbstatige Bevol kerung 
Vorruhestand (gleiche Alters- insgesamt 

gruppe) 

Lebenszufriedenheit Lebenszufriedenheit Lebenszufriedenheit 
gegen- in 5 gegen- in 5 gegen- in 5 
wartig Jahren wartig Jahren wartig Jahren 

in Prozent 

unzufrieden 12 7 13 9 17 B 

zufrieden 55 80 62 78 59 81 

Datenbas is: SOEP-Ost 1991 
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lndikatoren, die Anomiesymptome Uber GefUhle der Einsamkeit oder Resigna­
tion und Orientierungslosigkeit abbilden ( "lch fühle mich oft einsam" und 
"Die Verhaltnisse sind so kompliziert geworden, daB ich mich fast nicht 
mehr zurechtfi nde") demons tri eren ebenfa 11 s kei ne auffall i gen Unterschi ede 
zu den anderen Gruppen. In diesem Zusammenhang sind die insgesamt wesent­
lich hoheren Werte im Osten gegenUber denen im Westen in Betracht zu ziehen. 
Angste und Sorgen sind folglich bei den Vorruhestandlern in starker Auspra­
gung vorhanden. Das AusmaB unterscheidet sich jedoch nicht von der übrigen 
Bevolkerung. Ausgehend von den Zufriedenheitswerten konnte man erwarten, 
daB Personen im Vorruhestand sich generell mehr Sorgen zu Fragestellungen 
machen, die ihre eigene wirtschaftliche Situation betreffen. Dem ist aller­
dings nicht so (vgl. TABELLE 4). Statt dessen sind die Sorgen um die allge­
meine wirtschaftliche Entwicklung und den Verlust bisheriger Nutzungs- und 
Vermogensrechte bei ihnen starker ausgepragt. 

7. SchluBbemerkungen und Zusamnenfassung der Ergebnisse 

Die Vorruhestandsthematik ist vom AusmaB der Betroffenheit und der beginnen­
den Auswirkung auf die Reflexionen der Betroffenen durchaus ein aktuelles 
Problemfeld, das gesellschaftlichen Handlungsbedarf sowohl fUr gesellschaft­
liche Losungen als auch für die individuelle Bewaltigung erfordert. 

Gegenwartig sind Unterschiede in der Gruppe der Vorruhestandler noch nicht 
pragnant ausgepragt. Tendenzen ihrer moglichen Entstehung und verstarkten 
Auspragung sind jedoch unverkennbar. Sie zeigen sich zuerst in einem hoheren 
Stellenwert solcher materiellen Faktoren wie dem Eink001T1en. Weitere erkenn­
bare Unterschiede sind unmittelbar mit dem Verlust der Erwerbstatigkeit und 
der daraus resultierenden Bedeutungszu- bzw. abnahme einzelner Lebensberei­

che verbunden. 

Vorruhestandler sind zugleich in hoherem Malle mit ihrer materiellen Lage, 
die sich in der Bewertung ihres Lebensstandards und des Haushaltse ink001T1ens 
auBert, unzufrieden. Ursachen für die geringere Zufriedenheit mit ihrem Ge­
sundheitszustand konnten ebenfalls in ihrem Status als Vorruhestandler lie­
gen. Eine Auffassung, zum "alten Eisen zu gehoren", dürfte dabei eine nicht 
unerhebliche Rolle spielen. 
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TABELLE 4: SORGEN 

Personen im Erwerbstatige Bevolkerung 
Vorruhestand (gleiche Alters- insgesamt 

gruppen) 

gro6e einige keine gro6e einige keine gro6e einige keine 
Sorgen1) 

in Prozent 

allgemeine wirt-
schaftl. Entwicklung 55 42 2 49 45 6 47 46 6 

eigene wirtschaft-
liche Situation 39 53 7 36 50 14 39 52 10 

Schutz der 
Umwelt 56 42 1 49 49 2 46 50 4 

Verlust bisheriger 
Nutzungs- und 
Vennogensrechte 23 21 48 13 32 52 16 28 51 

unter neuen Be-
dingungen zurecht-
zufinden 8 54 35 9 48 42 9 50 40 

1) Frage: "Wie ist es mit folgenden Gebieten? Machen Sie sich da Sorgen?" 

Datenbasis: SOEP-Ost 1991 
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Da sich gleichzeitig in der allgemeinen Lebenszufriedenheit und bei Sorgen 
und Erwartungen keine relevanten Unterschiede zu anderen Gruppen zeigen, 
lassen die Resultate den SchluB zu, daB Auswirkungen des vorzeitigen Aus­
scheidens aus der Erwerbstatigkeit vor allem in materiellen Bereichen wahr­

genonmen werden. Eine allgemeine Verdrossenheit, starke negative Auswir­
kungen auf die allgemeine Lebenszufriedenheit oder eine im Vergleich zu 
anderen Gruppen in Ostdeutschland verst~rkte Zunahme von Sorgen kann vor­

erst nicht festgestellt werden. 

Wie sich diese Tendenzen verandern, wenn die Erwartungen, die in der 
Zukunftszuversicht und dem gegenwartig in der ostdeutschen Bevolkerung 
stark ausgepragten Optimismus zum 

gegenwartig noch offen bleiben. 
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VON DER CHEMIEMETROPOLE ZUR VORRUHESTANDSREGION: DER INDUSTRIESTANDORT 
LEUNA/MERSEBURG IM UMBRUCH 

von Peter Wetzel 

l. Beschreibung der Ausgangssituation 
2. Die Chemieregion Merseburg 
3. Erste Untersuchungsergebnisse 
Anmerkungen 
Literaturverzeichnis 

l. Beschreibung der Ausgangssituation 

Die sozialwissenschaftliche Analyse der Wirkungen des Vorruhestands in den 
neuen Bundeslandern wird im Rahmen der begonnenen Technikanwendungsfor­
schung an der Technischen Hochschule Leuna/Merseburg als eigenstandiger 
Forschungsgegenstand bearbeitet. Eingeordnet in die Abschatzung sozialer 
Folgen der Strukturveranderung im industriellen Ballungsgebiet Halle-Merse­
burg, orientiert sie auf die Verdeutlichung der besonderen Betroffenheit 
alterer Arbeitnehmer im ProzeB des regionalen Industriestrukturwandels. Die 
Hinwendung zu dieser Thematik erfolgte vor dem Hintergrund einer praktisch 
schwer wirksamen, ungenügenden Balance zwischen arbeitsmarkt- und sozial­
politischen MaBnahmen in den neuen Bundeslandern. Die Dimension und die 
Spezifik der Vorruhestandsregelung (Ost) führte bereits frühzeitig zu der 
Erkenntnis, daB bei Beibehaltung von Tempo und Konditionen den Beschaftig­
ten ab 55 Jahre eine besondere Erwerbsgefahrdung drohe. 

Die Vorruhestandsregelung als Teil des international in Industriegesell­
schaften zu beobachtenden Trends zur Entberuflichung des Alters hat in den 
neuen Bundeslandern zu einzigartigen Arbeitsmarkterleichterungen geführt. 
Eine Ablosung der alteren Erwerbsgeneration und die vermehrte Einstellung 
der jüngeren, die Umverteilung von Erwerbsarbeit zwischen Generationen, 
wurde bei der Anwendung im Osten Deutschlands von Anbeginn progra11111atisch 
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nicht hervorgehoben. Folglich sind Beschaftigungsvorteile für die jüngere Ar­
beitnehmergeneration in den neuen fünf Bundeslandern auch nur sehr begrenzt 
eingetreten. Die regionalen Arbeitsmarkte waren und sind durch einen konti­
nuierlich prasenten Personalfreisetzungsdruck gekennzeichnet. Die Vorruhe­
standsregelung bedeutet faktisch eine Fonn des massiven und kurzfristig 
wirksamen (sozialvertraglichen) Personalabbaus. 

Ziel der Forschungstatigkeit ist es, Erkenntnisse darüber zu gewinnen, tn 
welcher Weise sich für die in den vorgezogenen Ruhestand versetzten Chemie­
beschaftigten Lebensweise und -inhalte verandern. Auf der Grundlage von Uber 
den Betrieb gewonnenen empirischen Daten sollen Formen der Freisetzung be­
schrieben und bewertet, hemmende und begünstigende Faktoren aufgezeigt und 
im Sinne der Neuorientierung regionaler Prozesse der Lebensgestaltung nutz­
bar gemacht werden. 

Die Besonderheit einer typischen "DDR-Biographie" besteht nicht zuletzt dar­
in, da6 Erwerbstatigkeit bisan - und nicht selten Uber - die Rentengrenze 
hinaus den Regelfall darstellte. Denn: Unter Beachtung des DDR-Rentenrechts 
und der Uberwiegend geringen Rente war es Anspruchsberechtigten moglich, 
monatlich zwei "Verdienste" zu erlangen. Als Folge dieses Einko11111E!nsanreizes 
waren breite Teile der alteren Bevolkerung im Alter zwischen 60 und 70 Jah­
ren noch im Erwerbssystem integriert. "Überalterung" als Resultat einer 
frühzeitig veranla6ten Beendigung des Erwerbslebens lost bei solcher Tradi­
tion rasch zugleich Beeintrachtigungen des Gemeinwesens aus, wenn die be­
troffenen Bevolkerungsgruppen nach erfolgter Freisetzung nicht sinnvoll in 
lokalen Geflechten und Instanzen Eingang finden. 
Mit Hilfe der geplanten empirischen Erhebungen sollen vorhandene Interessen­
bereiche identifiziert werden, die sich anbieten, um einer Reintegrations­
strategie der Betroffenen Anknüpfungspunkte zu bieten. Diese Zielstellung 
verdeutlicht, da6 es bewu6t darum geht, praktikable Losungsansatze in der 
Region zu entwickeln und zu erproben. 

2. Die Chemieregion Merseburg 

Die lndustrieregion Halle-Merseburg-Bitterfeld kann als zentraler Chemie­
standort der ehemaligen DDR bezeichnet werden. Sowohl der Standort Bitter-



- 75 -

feld als auch der Standort Merseburg gehort zu den typisch monostrukturier­

ten Umlandregionen der ehemaligen DDR. 
In beiden Standorten waren zwischen 42,0 Prozent (Bitterfeld) und 52,2 Pro­
zent (Merseburg) aller Beschaftigten in der Chemieindustrie tatig. Der Ge­
samtchemiestandort befindet sich auf engstem Raum im Zentrum des Landes 
Sachsen-Anhalt und umfa6t die vier ehemaligen Kombinate Buna, Leuna, Bitter­
feld und Wolfen mit früher insgesamt 108.264 Beschaftigten. 

lm Rahmen der Sanierung der Unternehmen durch die Treuhand ist ein Personal­
abbau in gro6en Dimensionen vorgesehen. Durch die Treuhand wurden folgende 
Freisetzungsgro6en (Personalabbau) konzipiert (STIFTUNG ARBEIT UNO UMWELT 

1991): 

- Bitterfeld-AG: Senkung von 17.500 auf 8.000 (1991) 

- Filmfabrik Wolfen: Senkung von 16.000 auf 5.000 (1990) 
und 2.700 (1993) 

- Buna AG: Senkung von 18.200 auf 2.000 (1991) 

- Leuna-Werke AG: Senkung von 28.000 auf 14.000 (1993) 

Zahlreiche kleinere Chemieunternehmen und die diesem Industriezweig vorgela­
gerte Braunkohlenindustrie sind folgerichtig in den Proze6 der Personalredu­
zierung eingebunden. Mit dem Zusanmenbruch der industriellen Hauptsaule der 
Region mu6 zugleich auch von einem industriellen Flachensterben gesprochen 

werden. 

Die Altersstruktur im Arbeitsamtbereich Merseburg - er umfa6t insgesamt 
sechs Landkreise - zeigt für 1989, da6 sich jeder sechste Beschaftigte im 
Vorruhestandsalter befunden hat. 
Eine Untersuchun9 im Arbeitsamtbereich verdeutlichte zudem, da6 über 350 
Unternehmen, Betriebe, Einrichtungen und Genossenschaften die Vorruhestands­
regelung zur Anwendung brachten, um den Personalabbau in der ersten Phase 
vorrangig über den Abbau Alterer zu erreichen. So wurden bis zum Auslaufen 
der Vorruhestandsregelung im Herbst 1990 allein 10.464 Erwerbstatige über 
diese Regelung freigesetzt. 

Mit Wirkung vom 3.10.1990 wurde diese Freisetzungsstrategie durch eine Al­
tersübergangsregelung für die neuen Bundeslander ersetzt. Durch die Senkung 
der Anspruchsgrenze auf jetzt 55 Jahre findet zugleich eine beachtliche Aus-
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weitung der Freisetzungspotentiale statt. Es erhohte sich damit der mogli­
che Entlastungseffekt des Arbeitsmarktes. 
Freisetzungen über die Altersübergangsregelung erreichten Ende 1991 bereits 
die zahlenma6ige Gro6e der Vorruhestandsfreisetzung (SCHAUBILD 1). Für den 
Arbeitsamtsbereich Merseburg waren im Januar 1992 insgesamt 10. 777 Alters­
übergangsgeldempfanger statistisch erfa6t. Eine vollstandige Betrachtung 
der Freisetzung alterer Beschaftigter erfordert eine Einbeziehung der monat­
lichen Arbeitsmarktstatistik (Beitrittsgebiet) mit den Angaben zu arbeits­
losen Alteren (Frauen ab 55, Manner ab 60 Jahren), die gesondert ausgewie­
sen werden. Hier ist anzumerken, da6 der Anteil der Frauen an der Gruppe 
der arbeitslosen Alteren (SCHAUBILD 1) fast 75 Prozent betragt. Die Zahl 
der arbeitslosen Alteren bleibt im ausgewiesenen Zeitraum relativ konstant 
bei einem Anstieg zu Beginn des Jahres 1992. Ein Statuswechsel zum "Alters­
übergangsgeld-Bezieher" ist nicht moglich. 

Im Zeitraum September 1990 bis zum Januar 1992 erhohte sich im Gesamtbe­
stand der Erwerbslosen (Beitrittsgebiet) nach der Arbeitsmarktstatistik 
die Zahl der Alteren (55/60 Jahre und alter) von rund 12.100 auf 30.800 
Personen. Nicht einbezogen ist die Gruppe mannlicher Erwerbsloser im Alter 
von 55 bis unter 60 Jahre; diese Zahl wird in der Statistik nicht eigens 
ausgewiesen. 
Gründe für die Arbeitslosigkeit Alterer konnen nur vennutet werden. Es ist 
davon auszugehen, da6 ein (gro6erer?) Teil dieser Arbeitslosen auf eine 
Weiterbeschaftigung gehofft oder einen Altersübergang für sich ausgeschlos­
sen hatte. Auch Konkursverfahren konnten hier Wirkungen zeitigen. 

3. Erste Untersuchungsergebnisse 

Die bereits vorliegenden Untersuchungsergebnisse wurden in den Betrieben 
Buna-AG, der Leuna-Werke AG sowie der Mitteldeutschen Braunkohlen-AG 
(MIBRAG) gewonnen. In einer ersten Untersuchungsphase wurden Daten zu 
4.100 Personen ausgewertet, die in der ersten Freisetzungswelle ihren Ar­
beitsplatz verloren bzw. aufgegeben hatten. Durch Datenbereitstellung der 
genannten Unternehmen konnte eine Strukturierung der Betroffenengruppe nach 
den Merkmalen vorgeno111Tien werden: 
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SCHAUBILD 1: FREISETZUNGSSTRATEGIEN ALTERER ARBEITNEHMER IM 
VERGLEICH (MAI 1991 BIS JANUAR 1992) 

(In taueend) 
500~----------------------~ 

400 371,8 

300 

200 
136,6 

100 
,8 23,8 24,2 24,4 24,8 25,1 25,1 26,7 25,8 

O--t----,----r----.-------.----r----.-------.--~----l 

366,8 360,4 359,9 347,4 
,1 

Mai '91 bis Januar '92 

- Altwellbeflllnoer ---+-- VorruhNtlndler ....,._ Arbelteloae ;!litare 

Quelle: IAB 1992 
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Geschlecht und Alter (SCHAUBILD 2); 
- Familienstand; 
- Erwerbsgruppe (SCHAUBILD 3); 

- Wohnort; 
- Betriebszugehorigkeit (SCHAUBILD 4); 
- Geburtsjahr. 

Mittels dieser Datensatze war es moglich, ein grobes Raster zur Ermittlung 
von Elementen der neuen Lebenssituation anzulegen. 
Für einen Gruppenvergleich (Vorruhestand-Altersübergangsgeld) wurde durch 
das Unternehmen Leuna-Werke AG ein analog strukturierter Datensatz zu Bezie­
hern von Altersübergangsgeld bereitgestellt. Die nachfolgenden Ausführungen 
sind, um die Vergleichsperspektive zu nutzen, auf die Daten der Leuna-Werke 
AG konzentriert. 

Eine erste Bewertung der Freisetzungsverfahren alterer Beschaftigter in aus­
gewahlten Unternehmen der Region la6t den Schlu6 zu, da6 die Freisetzung 
differenziert und unter Beachtung tariflicher Besonderheiten (Sozialplane) 
vorgenomnen wurde. 

Expertengesprache und Untersuchungen sowie die Teilnahme an Freisetzungsge­
sprachen gaben Aufschlu6 darüber, unter welchen Konditionen die Leitungen der 
Unternehmen an die Realisierung dieser Freisetzungsma6nahmen gingen. Es kann 
festgestellt werden, da6 die Freisetzung als ein heterogener Proze6 verlief: 
Die Ausgliederung schuf für die Betroffenen unserer Region sehr unterschied­
liche Ausgangsbedingungen für den Lebensabschnitt nach dem Erwerb. Dies sind 
insbesondere: 

- unterschiedliche Ausgestaltung von Abfindungsregelungen und -hohe1); 
- unterschiedliche Hohe des Vorruhestandsgeldes; 
- differenzierter Wunsch nach Weiterarbeit; 
- Verschiedenartigkeit der Lebensstile; 
- Mitbetroffenheit des (Ehe)Partners oder nicht; 

Ubereinstirrmung von Freisetzung in den Vorruhestand mit eigener Lebens­
planung. 

Es war zu beobachten, da6 sich die Bedingungen zur Annahme der Vorruhestands­
regelung bzw. zum Altersübergangsgeld im Verlaufe der Zeit verschlechterten . 
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SCHAUBILO 2: ALTERSÜBERGANGER (MANNER UNO FRAUEN) NACH LEBENS­
JAHREN 

(Lebensalter-Frauen) 
(ebeolut) 

250 

200 

150 

100 

so 

o 

500 

400 

soo 

200 

100 

Quelle: 

227 

o 

54 

(Lebensalter- Manner) 
(ebeoklt) 

54 ss se 57 se 81 82 8S 84 

Statistik Leuna-Werke AG per 14.2.1992 



SCHAUBILD 3: 

1600 
/ 

1400 

1200 

1000 

800· 

600 

400 

200 

0 

- 80 -

VORRUHESTANDLER UND BEZIEHER VON ALTERSOBERGANGS­

GELDS NACH ERWERBSGRUPPEN 

UngelernteFA/Angeat. Meister Techn. Fachsch. Hochschul. 

� Vorruhestand � Alterswergang 

Quelle: Statistik Leuna-Werke 1992 
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SCHAUBILD 4: VDRRUHESTÄNDLER UND BEZIEHER VON ALTERSOBERGANGS­
GELD (NACH DAUER DER BETRIEBSZUGEHöRIGKEITJ 
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Das Hauptmotiv für eine dennoch wachsende Zahl von Entscheidungen "pro Vor­
ruhestand" liegt in der Alternati vlosigkeit begründet, denn die Ablehnung 
hatte nur die Freisetzung in die Arbeitslosigkeit zur Folge, die zugleich 
Dauerarbeitslosigkeit bedeuten würde. 

Es mu8 bei der Bewertung der Freisetzungsverfahren und den dabei erzielten 
Ergebnissen in Rechnung gestellt werden, da8 all e Beteiligten, Betroffene 
wie betriebliche Instanzen, über keine praktische Erfahrung im Umgang mit 
solchen Instrumenten verfügten. Jeglicher Vergleich mit anderen westeuro­
paischen Modellen mu8 solchen Voraussetzungsdifferenzen Rechnung tragen, da 
in keinem dieser Lander auch nur ahnliche Ausgangsbedingungen vorhanden 
waren: 

- Die Vorruhestandsfreisetzung im 0sten Deutschlands erfolgte in allen 
Branchen gleichzeitig; 

- die Freisetzung diente ausschlie8lich dem Personalabbau; 
- sie bewirkte eine einschneidende und unvorbereitete Veranderung im Be-

schaftigungs- und damit Lebensverlauf (die individuelle Lebensplanung 
ging zu DDR-Zeiten von einer Erwerbstatigkeit bis zur bzw. über die 
Rentengrenze hinaus aus); 

- das Tempo und die Dimension der Durchführung sowie die gleichzeitige Um­
stellung der regionalen und zentralen Arbeitsverwaltung in den neuen Bun­
deslandern führte zu einer starken Belastung verwaltungstechnischer Ab­
laufe, deren negative Folgen in vielen Fallen bei den Betroffenen Wirkun­
gen zeigten (Zahlungsverzug, Unsicherheiten in der Rechtsauskunft u.a.); 

- die Freisetzung war in der Regel mit der Zuspitzung der sozialen Gesamt­
situation in den betroffenen Fami lien verbunden (Teuerungen, Erwerbslosig­
keit oder Kurzarbeit anderer Familienmitglieder, Wegfall sozialer Einrich­
tungen, Weggang mobiler Arbeitskrafte in die Altbundeslander; SCHAUBILD 5). 

Die Gesamtzahl der vom Vorruhestand in den neuen Bundeslandern Betroffenen 
belauft sich auf 772.400 Personen im Januar 1992 . Zugange und Abgange (durch 
Verrentung, Wiedereinstieg o.a.) lassen jedoch eine genaue Bestimmung der 
Gesamtzahl nicht zu. 

Die vorhandenen statistischen Daten zur Gruppe der Überganger in den vorge­
zogenen Ruhestand der Leuna-Werke AG verdeutlichen, da8 es einzelne Jahr­
gange von Erwerbstatigen faktisch unter den Beschaftigten nicht mehr gibt 
und sich dieser Trend weiter nach vorn in die jüngeren Jahrgange verlagert. 
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SCHAUBILD 5: WANDERUNGSSTATISTIK: OBERSIEDLUNGEN VON SACHSEN­
ANHALT IN DIE ALTBUNDESL~NDER (1989) 
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Quelle: JAHRBUCH SACHSEN-ANHALT 1991 
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Zur Annaherung andas Problemfeld "Lebenssituation im Vorruhestand in der 
Chemieregion Merseburg" wurde bereits Mitte des Jahres 1990 ein Pretest mit 
einer Probandengruppe von 80 Vorruhestandsnehmern der ersten Freisetzungs­
phase durchgeführt. Jeder zweite Betroffene war nicht bereit, sich zur per­
sonlichen Bewertung der neuen Situation befragen zu lassen. Diese Verweige­
rungsrate gibt vielleicht auch einen Hinweis auf die Problemintensitat der 
Freisetzungsfolgen für die Betroffenen. 

Welche Probleme stellen in der neuen Lebenssituation für die Gruppe der Vor­
ruhestandler besondere Hürden dar? 

l. Ein zentrales Problem für alle Betroffenen ist die Angst vor einem per­
manenten finanziellen Abstieg in der Gesellschaft. 

2. Der hohe Anteil von Verheirateten und die damit haufig verbundene Gleich­
altrigkeit führt ·dazu, da6 beide Partner in kurzer Zeitfolge finanzielle 
Einbu6en erleiden. 

3. Die posi tive Bewertung der Arbeit durch alle Befragten la6t den Schlu6 
zu, da6 kurzfristig und unvorbereitet auch einer der bedeutsamsten Kom­
munikationsstrange der Betroffenen durchtrennt wurde. 

4. Das Wohnumfeld sowie das begrenzte Angebot für Hobby und Freizeit bieten 
derzeit kaum Moglichkeiten zu korperlichem und geistigem Ausgleich. 

5. Versuche einer Einbeziehung der jungen Alten in das vorhandene Angebot 
und das Niveau der Altersbetreuung in den neuen Bundeslandern wird von 
den Vorruhestandlern nicht angenomen. Eine eigenstandige Vereinstatig­
keit besteht heute nur im Ansatz. Sie beschrankt sich aus verschiedenen 
Gründen vor allem auf Hilfe und soziale Betreuung und basiert auf ungenU­
genden materiellen wie personellen Grundlagen. 

6. Befragt nach der innerfamiliaren Verarbeitung des neuen Status erklart 
jeder zweite, da6 der Proze6 der Umstellung und Anpassung ni cht ohne 
gro6ere Probleme verlief. 

Eine Gegenüberstellung der Freizeitaktivitaten wahrend der Zeit der Erwerbs­
tatigkeit und mit Beginn des Vorruhestandes erbrachte zunachst nur gering­
fügige Veranderungen. Die Gründe hierfür sind in festgefügten Gewohnheiten, 
aber auch im bereits erwahnten Mangel neuer und anregender Angebote zu su­
chen. Bemerkenswert ist eine deutliche Abwendung von ehrenamtlicher Tatig­

keit durch die Betroffenen. 



- 85 -

Diese Haltung erscheint nicht zuletzt als eine Absage an die Gesellschaft, 
von der man sich derzeit enttauscht fUhlt, aber auch als nachtraglichen 
Bruch mit dem sozialistischen Selbstverstandnis von "Ehrenamt" . Es liegt 
die Gefahr vor, da6 sich hier Anzeichen von Entsolidarisierung zwischen und 
innerhalb der Generationen abzeichnen. 

Anmerkun9: 

1) Die Hochstgrenze fUr zu zahlende Entschadigungen war in den einzelnen 
Unternehmen sehr unterschiedlich fixiert. Wahrend in der Leuna-Werke AG 
diese Su11111e bei maximal 27.000 DM lag, schrieb der Sozialplan der 
HIBRAG 6.000 OH Hochstgrenze fest. Durch lntervention der Treuhand 
wurden im Geltungszeitraum z.T. diese Entschadigungsbetrage gekürzt, 
so da6 der Zeitpunkt der Inanspruchnahme fUr die Abfindungshohe oft 
ma6geblich wurde. 
Die Hohe der Entschadigungszahlungen wurde zudem von der langjahrigen 
Betriebszugehorigkeit vieler Betroffener (vgl. SCHAUBILD 4) beeinflu6t. 
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EJNIGE HINWEISE AUF DEUTUNGSMUSTER UND BEWALTIGUNGSSTRATEGIEN "FREIGESETZTER" 
ALTERER JM PROZESS DER GESELLSCHAFTLICHEN TRANSFORMATION 

von Gudrun Prengel und Roland Schmidt 

lnhalt: 

l. Systemveranderung und Alltagsleben 
2. Zu Besonderheiten in der Verarbeitung der "Freisetzungserfahrung". Ein 

Entwurf 
3. Bewaltigungsstrategien zwischen Freizeitorientierung und Insulation 
Anmerkungen 
Literaturverzeichnis 

l. Systemveranderung und Alltagsleben 

In einem Herausgeber-Vorwort zu der Aufsatzsammlung mit dem Titel "Experiment 
Vereinigung. Ein sozialer Gro8versuch" definieren Bernd GIESEN und Claus LEGGE­
WIE (1991: 8 ff.) resümierend und zuspitzend Forschungsfelder, die eine detail­
lierte sozialwissenschaftliche Dokumentation der institutionellen Transforma­
tion mit ihren nicht-beabsichtigten Folgen und Nebenwirkungen einzubeziehen 
hatte. Ohne nun die auf fünf Punkte konzentrierten Aussagen in Ganze referieren 
zu wollen, sei eingangs dasjenige Forschungsfeld umrissen, dem sich unsere Fra­
gestellung zuordnet. 

Der rasche Proze8 der institutionellen Anpassung und die sich sehr viel lang­
samer vollziehende Umstellung des Alltagslebens markieren, so die These, eine 
- nach Giesen/Leggewie: "dramatische" - Spannung zwischen System und Lebens­
welt. Sicherheit oder situationsübergreifendes Vertrauen konnen angesichts zu­
sammenbrechender oder sich verandernder Institutionen nicht in die neue Zeit­
rechnung hinübergerettet werden und wie sie sich unter heute gültigen Umstan­
den rekonstruieren lassen, bleibt noch abzuwarten. 

"Eine solche Fragestellung erhalt zusatzliches Gewicht in einer Gesellschaft, 
die mehr als westliche Marktgesel l schaften auf zentraler Steuerung von Ordnung, 
auf Berechenbarkeit, Zuverl assigkeit und korporativer Versorgung beruht. Eine 
engmaschige standisch-korporative Gl iederung war Integrationsmodus und Struk­
turtyp der DDR. Gerade diese V~rla8lichkeit der Lebenssicherung, die Abgrenz­
barkeit der Ansprüche und die Ubersichtlichkeit des Ablaufes , bricht nun zu-
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sal!ITien und wird durch die überschieBenden Ansprüche, die Flüssigkeit und Un­
übersichtlichkeit der Marktgesellschaft ersetzt. Alte Routinen ( ... ) greifen 
nun ins Leere, und auf die Forderung nach individueller lnitiative und 
Selbstverantwortung ist man nicht vorbereitet" (GIESEN/LEGGEWIE 1991: 10 ) . 

Nicht nur die Entwertung, die eingeübtes Verhalten in der Transformations­

periode sich steigernd erfahrt , bewirkt nachhaltig Orientierungsprobleme. 
Auch das Leben in der sich in ihrer Spatphase einbunkernden DDR-Gesell­

schaft, das Lasten "bleierner Zeit", ist der sich nun bahnbrechenden Veran­

derungsdynamik kantrar. Jetzt erfahrbare und nachzulebende Zeittakte sind, 
bildlich gesprochen, "aus der.i Stand" heraus zu bewaltigen - oder nicht. 

Skepsis ist zudem angebracht, ob sich lmprovisationstalent und personliche 

Versorgungsnetzwerke, die der alten Mangelsituation geschuldet waren und sich 

sozusagen unterhalb der Schwelle staatlicher Planwirtschaft aus Kompensations­

gründen bildeten, nach dem Systemwandel und unter nun marktwirtschaftlichen Be­
dingungen weiterhin als funktional und überlebensfahig erweisen. Das heiBt, 

diejenigen Talente und Verbindungen, die das alte System auf einer zweiten 

Ebene forderte, konnten sich jetzt u.U. nurmehr als bloBe Relikte erhalten, an 
denen man in einer Mischung aus Sentimentalitat und Gewohnheit weiter festhalt 

- vielleicht begleitet von einer Sinnverschiebung auf biagraphisch relevante, 

kontinuitatsstiftende Akzente. 

Prazesse einer Entkappelung van System und Lebenswelt lassen sich am Thema 

"Entberuflichung des hoheren Erwachsenenalters" und des institutionellen An­

schlusses der Ex-DDR an die in der al ten BRD eingeübte Strategie der Frühver­

rentung zur Losung van Arbeitsmarktprablemen und innerbetrieblichem Rationali­

sierungsdruck mit besonderer Ei ndringlichkeit nachvollziehen. Zwar ist zu kon­

zedieren, daB eine Weiterarbeit - wie sie für Altersrentner in den 50er Jahren 

diskutiert und Anfang der 60er Jahre ermoglicht wurde - in der spateren DDR­
Geschichte infolge der sich bessernden materiellen Lage jüngerer Rentnergrup-

pen mit Zusatzrenten und bei kontrastierenden betrieblichen lnteressen langst 
durch gegenlaufige Prozesse als ideolagisch mativiertes Konstrukt an prakti-

scher Verbindlichkeit eingebüBt hat (vgl. ausführlicher: KONDRATOWITZ 1988: 

518-521) . Die Breitenwirkung der "Freisetzung" alterer Arbeitnehmer ab nunmehr 

55 Jahre und der damit für diese Generatian nahezu "verbindl iche" Eintritts­
zeitpunkt in den Ruhestand setzen hier jedoch andere Niveaus: Eine über eine 

Zeitspanne hinweg sich vollziehende Entwicklung in Schüben und ihnen vorausge­

henden Einstellungsanderungen (vgl. DIECK 1985) fand dart nicht vergleichbar sta~~ 



- 89 -

Mit der erzwungenen Aufgabe der Erwerbsarbeit ist zugleich diejenige Fonn der 

Ver9esellschaftung den Betroffenen als Handlungs- und Erfahrungsraum entzo9en, 

dessen Anforderungen standige Rückkoppelungs- oder Überbrückungsanstrengungen 

auferle9t - im Sinne der Anpassung an systemische Anforderun9en wie im Sinne 
eines Autonomieerhalts der Lebenswelt. Die jenseits des Erwerbslebens stehen­
den Personen si nd einerseits zwar konfrontiert mit vielfalti9en Erfahrun9en, 

da6 tradiertes Verhalten und bewahrte Handlun9sstrate9ien im Transfonnations­

prozeB an Angemessenheit und Ziel9erichtetheit verloren haben. Das trifft 

vorran9ig zu auf alle AuBenkontakte zu Institutionen und Jnstanzen, die nunmehr 

auf veranderter normativer Grundla9e a9ieren . Dies kann aber zu9leich in vor 

allem privat motivierten AuBenbeziehungen auch kontrastiert werden durch 
überdauernde und "konservative" gesel 1 ige Strukturen . Und die "Frei9esetzten" 

(Ost) sind im Regelfall nur über den Status des Klienten oder Antra9stellers 

ein9ebunden in Kontexte, die auf die in ihrer Binnenstruktur tati9en Personen 

sozialisierende Wirkun9 ausüben. Der "Freigesetzten"-Status allein erzwingt 
noch keinen Perspektivwechsel, ke ine allmahlich fortschreitende Perspektivüber­

nahme oder di e Entwicklung eines Selbstverstandnisses und die Ausbildung von 

Handlungsrout inen im jetzt neu überno0111enen System der Bundesrepublik g~~~i 

:~~~~~~~i: - z.B. im Sinne eines Learning-by-Do1 ng. 

Man kann viellei cht von der Gefahr einer doppelten Passivierung aus9ehen: Ein­

mal als denkbar schlechtes Resultat der Entberuflichung selbst und zum anderen, 

weil in der Transformationsperiode zugleich Momente einer - vorübergehenden 

oder dauerhafteren - Desintegration um so schwerer zu Buche schla9en. Rückfüh­

run9schancen der Entkoppelung von System und Lebenswelt waren dann spez ifi sch 

tan9iert1). 

2. Zu Besonderheiten in der Verarbei tun9 der "Freisetzun9serfahrun9". Ein 

Entwurf 

Wenn wi r in unserem Beitra9 su,rana ri sch von "freí 9esetzten" Alteren sprechen, 

so sind wir uns - Jür9en WOLF (1991) fol9end - wohl darüber im klaren, da6 die 
Rahmenbedin9un9en des "ei9entli chen" Vorruhestandlers ( im Sinne der Modrow'­

schen Verordnung über die Gewahrun9 von Vorruhestands9eld) di fferieren von den 

Umstanden jener Personen, die nach Inkrafttreten des Eini9un9svertra9es Alters­
überga119s9eld (also sich im Arbeits losenstatus befindend) erhalten. Da6 sich 
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die Unterschiede im Instrument und im Materiellen nach aller bisherigen Kennt­
nis zudem verlangern in je besondere Voraussetzungen zur (relativen) Stabili­
sierung des Selbstwertgefühls, ist sicher auch für den 0sten zutreffend (vgl. 
z.B. NAEGELE 1983: 386 ff.). Wir konnen solche notwendigen Detaillierungen im 
Rahmen unseres Versuches, einige Hinweise zu Deutungsmustern und Bewaltigungs­
strategien auf Grundlage einer explorativ gehaltenen und auf den pragmatischen 
Zweck "Tagungsbeitrag" begrenzten Studie nicht leisten - verweilen also ge­
wisserma6en im Groben. 

Nach Angaben des Arbeitsamtes bezogen in 0stberlin im Sommer 1991 (Stand: 
Juli) rund 8.500 Personen (55 Jahre und alter) Altersübergan~sgeld und 
27.000 Personen (Manner ab 60 Jahren und Frauen ab 55 Jahren) Vorruhestands­
geld (landespressedienst Berlín vom 4.9.1991}. 
Die DDR-Vorruhestandsregelung, die zum l. Februar 1990 in Kraft gesetzt 
wurde und mit dem Einigungsvertrag zum 2. 0ktober 1990 auslief, sah ein Vor­
ruhestandsgeld in Hohe von 70 Prozent des Durchschnittslohnes der vergange­
nen 12 Monate - mindestens jedoch 500 Mark - vor, wenn definierte Vorausset­
zungen erfüllt waren (genauer W0LF 1991: 4 ff.). Diese Vorruhestandsrege­
lung wurde gema6 Einigungsvertrag dann überführt in eine Altersübergangsgeld­
Regelung, die den berechtigten Personenkreis von zunachst Personen ab dem 
57. Lebensjahr - zum l. Juli wurde dieses Alter auf das 55. Lebensjahr ge­
senkt - aus dem Arbeitslosen-Status umdefiniert in eine "verstaatlichte Form 
der sogenannten 59er Regelungen". Die Berechtigten erhalten jetzt 65 Prozent 
ihres bisherigen durchschnittlichen Nettoentgelts. Da die Bezieher des Vor­
ruhestandsgeldes der ehemaligen DDR ihren Anspruch behalten, sieht man von 
Dynamisierungsdetails ab, existieren in der Gruppe der frühzeitig Verrenteten 
also zwei "Freisetzungstypen" mit je unterschiedlicher finanzieller Ausge­
staltung. 

Adelheid KUHLMEY und Gerd BANSEMIR (1991) prasentierten anla6lich des Collo­
quiums "Ein Jahr Sozialunion in Deutschland" eine erste Auswertung ihrer damal s 
laufenden Befragung von Vorruhestandlern des Ex-DDR-Kombinats "Elpro - AG Ber­
lin". Die Ausführungen konzentrierten sich auf die These, da6 es eine ost­
deutsche Spezifik in den individuellen Auswirkungen von 'Frühverrentungen' 
gabe. Für diejenigen Zuhorer allerdings, die mit westdeutschem Erfahrungs- und 
Forschungshintergrund der Argumentation folgten, konnte dieser erste Anlauf 
zur Beleg-Führung noch nicht recht überzeugen: Zu oft kannte man die zitierten 
Selbstetikettierungen und Situationsbeschreibungen (mitunter fast wortlich) 
aus der Praxis der Sozialpadagogik und aus Ruhrgebietsbefragungen. Trotzdem: 
Wir teilen grundsatzlich die Annahme einer 0st-Spezifik in der Verarbeitung 
der "Freí setzungserfahrung II und ha 1 ten den Versuch, si e deta i 11 i erter heraus­
zudes ti 11 i eren, für ein lohnenswertes Unterfangen. Wenn wir uns die Kuhlmey/ 
Bansemir'sche These zu eigen machen - ohne sie mit diesem Entwurf auch nur an-
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nahernd erschéipfend untermauern zu kéinnen -, so verbinden wir allerdings damit 
einen anderen forschungsmethodischen Zugriff (Einzel- oder Gruppeninterviews 
anstelle des Fragebogens ) und versuchen zudem, inhaltliche Aussagen der Inter­
viewten zum Vorruhestand nicht durch unsere Gesprachsführung und -dramaturgie 
insi stierend aufs "Gerontologische" zu orientieren. Es kéinnte namlich sein, 
daB die sozusagen ost-west-neutralen Bilder (z.B. "zum a l ten Eisen geworfen 
zu sein") nur dadurch ihre scheinbare Unspezifik erhalten, weil die Korrmunika­
tionsstruktur, die das Fragebogenbeantworten setzt, einer unabdingbar notwen­

digen Ausformulierung und Kontexterhellung im besonderen nicht eben zwingend 
féirderlich ist. (Zum Beispiel: 1st dieser Satz eher generalisierend gemeint , 
oder bezieht er sich auf einen definierten Lebensbereich, wahrend andere mit 
nuancierterem Zungenschlag beschrieben werden?). Zudem - und damit greifen wir 

der Prasentation unserer Interview-Erkenntnisse bereits vor - legten es unsere 
Geserachseartner(-innenl_in_ihren_Erzahlungen_von_sich_aus_gar_nicht_darauf 

an,_den_Erfahrun9skomplex_"Frei9esetzt-sein"_zu_isolieren_aus_dem_Insgesamt 

i hrer_Allta9serfahrun9en_im_Sommer_1991. Eher sind es Verbindungsversuche mit­
te ls Interviewernachfrage, die ein gerade prasentiertes Thema nochmals ver­

knüpfen mit memorierten und referierten Aussagen zur Freisetzungsproblematik 
aus früheren Gesprachssequenzen, um vi e 11 ei cht "zum Kern zurückzufi nden" und 
damit fachspezifischen Perspektiven Dominanz zu sichern. 

Unsere Interviewpartner fanden wir über Kontakte zu und Vermittl ung durch 
Personen, die i.d.R. in der herkéimmlichen offenen Al tenarbeit (z . B. im Rahmen 
der Volkssolidaritat) tatig sind. Diese Mitarbeiterinnen haben bereits 
Schritte unternommen, um ihre bisherige berufliche Praxis um die Facette 
"Arbeit mit 'Vorruhestandlern'" zu erweitern (d.h. Gruppen init i iert, Konzep­
tionen formuliert, Zuwendungsantrage gestellt etc.). Diese Vereinigungen sind 
überwiegend in Berlin-Friedrichshain tatig (vgl. Anmerkung 3); erganzt wurde 
diese Datengewinnung durch Expertengesprache mi t Praktikern/Vorruhestandlern, 
die in anderen Bezirken der Stadt wirken. 

Es handelt sich bei den Interviewten also um Personen, die einerseits An­
schl uB an Kreise/Vereinigungen gesucht und gefunden haben, die ein Stück weit 
auch Selbsthilfe(spuren)elemente mobilisieren - was eine gewisse Handlungs­
kompetenz impliziert, die wir nicht verallgemeinern kéinnen. Andererseits be­
deutet dieser Zugang aber zugleich auch, daB ein Problemdruck bei den Betrof­
fenen existiert, der sich in dem AnschluB an solche Gruppen - und in der 
Interviewsituation - ausdrückt . Was wiederum in dieser z.T. Emotionalitat 
nicht per se als exemplarisch oder prototypisch behauptet werden kann. Wir 
haben, vorsichtig formuliert, nicht den Eindruck gewonnen, daB Rekrutierungs­
wege positiv selektiv wirksam wurden. 

Unsere Ausführungen basieren auf 2 Gruppendiskussionen mit insgesamt 11 Per­
sonen und 5 Einzelinterviews (davon 3 Experteninterviews). Wir bewegen uns 
auf dem Niveau der Hypothesenbildung . Da der Anspruch des Textes und sein 
begrenzter Zweck nicht wei terführende Forschung unsererseits vorbereitet , 
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fiel uns die Entscheidung nur um so leichter, eine weitgehend offene Ge­
sprachssituation gegenüber einer Strukturierung mittels Leitfaden zu favori­
sieren. Wir verzichten auf eine Textprasentation, die zentral mit Interview­
zitaten operiert, da ein solches Vorgehen u.U. einen Grad von Feinanalyse 
des Datenmaterials bereits suggeriert, den wir nicht leisten. 

Wir sind bei der Darlegung unseres Zugangs und Vorgehens implizit bereits bei 
einem ersten_Spezifikum angelangt, das folgendennaBen bezeichnet werden kann: 
In einer Situation tiefgreife.nder gesellschaftlicher Umwalzung bilden Unsicher­
heiten und Verunsicherungen, die aus dem "Freisetzungsakt" herrühren, i11111er 
nur eine Teilfacette in einem die gesamten Familien- und Lebensverhaltnisse 
erfassenden ProzeB existentieller Neudefinition. Und das in einer Lage, in der 
Betroffene über kein aus Erfahrung als "sicher" zu qualifizierendes Regelwissen 

(mehr) verfügen konnen. Es fehlt die GewiBheit, -von sich _b.ehaupten zu konnen, 
man beherrsche die gültigen Spielregeln und habe bereits Durchblick. Handelt 
es sich im westl ichen Fall bei der "Freisetzung" (vgl. DIECK/NAEGELE/SCHMIDT 
1985) um eine gravierende, weitgehend irreversible Zasur, die zwar unter be­
kannten Umstanden weitere zentrale Lebensbereiche negativ tangieren kann, deren 

Niederschlag dann aber in einem vom Subjekt erkennbaren Ursachen-Wirkung-Ver­
haltnis steht, so_prasentiert_sich_die_ostliche_Seielart_heute_{noch}_als 
Amal9am_unterschiedlichster_Wandlun9sprozesse_der_Transformationsperiode. 

Am eindrücklichsten kann dies am Thema "Haushaltsbudget und prívate Finanzpla­
nung" nachvo 11 zogen werden . Zu den z. T. gravierenden Ei nkommensei nbuBen a 1 s 
Folge der "Freisetzung" addieren sich Preis- und Gebührenerhohungen, die aus 

dem allmahlichen Übergang zu Marktpreisen resultieren. Unabhangig davon, wie 
sich solche Betrage zu verschiedenen Zeitpunkten, die jeweils relevante Ein­
schnitte markieren, faktisch rechnen, beobachteten wir im Befragungszeitraum 
eine weitverbreitete Unsicherheit darüber, welche Preiserhohungen und Gebühren­
satze bei welchen individuell ggf. gewahrten Transfers zur teilweisen Kompen­
sation in welchem Zeitraum und wie greifen . Und: Wann mal ein Ende dieser Pro­
gression in Sicht sei. Das heiBt, daB sich unabhangig von der augenblicklich 
gültigen Ausgabenrechnung künftige Teuerungen bereits ankündigen, bei nicht 
antizipierbarem Haushaltseinkommen in ein oder zwei Jahren. "Wartestand" defi­
nierte ein Gesprachspartner seine finanzielle Beweglichkeit . In einer Diskus­
sionsrunde mit Rentnerinnen wurde das am Beispiel der Kirchensteuerdebatte 
insoweit sehr eindrücklich deutlich, da es sich in diesem Falle um eine Kosten­
position handelt, die zu DDR-Zeiten nicht bekannt war. Die Befürchtung exi­
stiert heute, daB sozusagen hinter jeder neuen Etappe des Transformationspro-
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zesses nun auch noch neue kostentrachtige Regelungen verborgen sind und grei ­
fen, die man aktuell überhaupt nicht absehen kann. Die UngewiBheit darüber, wo­

hin das al les noch führen konnte, und die Vorstellung, man sei solchen Entwick­
lungen unentrinnbar und wehrlos ausgesetzt, sind Ausdruck des bezeichneten 
Mangels an "Spielregelwissen". Die langst einsetzende Flut von Beratungsange­
boten jedweder Art stoBt langst nicht mehr überall auf wohlbereitete Aufnahme, 

sondern solchen Ratgebern kommt in der Wahrnehmung unserer Adressatengruppe 
ein Stück weit nahezu problemverstarkender Charakter dadurch zu, daB sie sich 
als ein Glied von vielen in einer sowieso schon enervierenden Kette von Dauer­
thematisierungen lebensweltlicher Folgen der Einheit fügen - wahrend man immer 

ofter eigentlich doch mal abschalten und segar nicht mehr Zeitung lesen moch­
te : Di eser Dynami k is t ni cht in Permanenz heche l nd zu fo l gen. ( Im Os ten "Un­
ruhestand" a ltenprogrammati sch zu fordern, hi e Be derzeit Zyni smus zu verbrei­
ten.) Hier verfügen die "Freigesetzten" übrigens nach allen Berichten von 

"Experten" über eine weitaus ausgepragtere Tatkraft und Energie, sich solchen 
beratenden Instanzen - wenn auch freudlos - zu stellen, wahrend die Alters­
rentner( -innen) inzwischen immer haufiger ablehnen und sich gegen die Neue­
rungs- und Informationsflut abschotten. 

Man muB sich allerdings vor allzu schnellen Generalisierungen in Acht nehmen. 
Dort, wo Ressourcen und Kompensationsmoglichkeiten ins neue System hinüber­
gerettet werden konnten (z.B. der Garten mit Datsche), findet das sonst unum­
ganglich durchs Interview provozierte Lamento nicht durchgangig statt. Sind 
solche Voraussetzungen gegeben, so finden die Gesprachspartner(-innen) eher 
zu einem Stil abwagenden Argumentierens und Bilanzierens. Das hei8t zugleich 
auch , daB Formen nicht-politikrelevanter Privilegierung, die ungefahrdet und 
undiskriminiert überdauerten, bewirken, da8 der "Freisetzungsakt" mittels 
nicht involvierter und subjektiv aber bedeutungsreicher Lebenskonstanten u.U. 
im Einzelfall doch auch partiell aus seiner Verstrickung in den globalen 
Strukturwandel "isoliert" werden kann. Demnach ware also das oben prasentier­
te erste Spezifikum gebunden an ein Nichtvorhandensein genannter Privilegie­
rungen bereits zu Zeiten des SED-Staates. Das Bild vom "kleinen Mann", der 
notorisch auf der Verliererseite steht, wird daher in unseren Gesprachen immer 

wieder gezeichnet - gleichsam als eine Art existentielles Kontinuum einge­
führt, das in unterschiedlichen Zeiten nurmehr seine konkrete Ausgestaltung 
wechselt(e) 21. 
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Generell aber gilt, daB der gesellschaftliche TransformationsprozeB nicht 
allein auf der institutionellen Ebene die Verhaltnisse zum Tanzen brachte und 
noch bringt, sondern daB er weitergehend in rascher, unmittelbarer Folge die 

Alltags- und Lebensverhaltnisse in ihrer Feinstruktur erfaBt und verandert. Es 
ist daher ein gewisser Vorteil, daB wir unsere Interviews im Kontext eines 

zwar umfassenderen, aber regional auf einen Berliner Stadtbezirk begrenzten 
Projektes "Sozialanalyse Friedrichshain"3) durchführen konnten, in dem die 
Lebenslage alterer Menschen (hier; 65 Jahre und alter) untersucht und die Er­
kenntnisse für die Reorganisation und vielleicht Profilierung der bezirkli­
chen Altenhilfe(politik) herangezogen werden sollen . Denn über den bekannten 

lokalen Bezug flieBen einerseits Erfahrungs- und Erlebensdimensionen in die 
Interviews ein, die im Falle weiterer Distanz zur Lebenswelt moglicherweise 
weniger nachvollziehbar waren (z.B. die Kiez-Veranderung) . Ebenso eroffnet 
dieser Kontext in Teilbereichen den Autoren ein groBeres MaB an Sicherheit 
für die Interpretation als dies angesichts der Exposéartigkeit unseres Ver­
suchs sonst hatte der Fall sein konnen. 

Ein zweites Spezifikum, das wir identifizieren konnten, kann man als e~~~~~= 
liche_oder_bio9raehische_Wendun9_des_S1stemver9leichs bezeichnen: Die Erwerbs­
erfahrung ist verknüpft mit der Existenz der DDR, die "Freisetzung" mit der 
Herstellung der deutschen Einheit. Der Vergleich Erwerbstatigkeit - Ruhestand 
stellt einen maBgeblichen Posten in der Bilanzierung des individuellen Trans­
formationsgewinns oder -verlustes dar. Weist diese in1ner wieder repetierte 

Rechnung im Ergebnis ein Minus auf, so wird ihre Prasentation in der Inter­
viewsituation von Beginn an zugleich "politisiert". Aus dieser Melange von 
Bericht und Bewertung resultiert die Schwierigkeit unserer Gesprachsteilneh­
mer(-innen), den von uns nachgefragten Erlebensbereich "konzentriert" zu be­
handeln. Man kann die zahllosen Exkurse in die Politik, die die Lagebeurtei­
lung und Perspektivsuche von Vorruhestandlern und von Beziehern des Alters­

übergangsgeldes im Gesprachsverlauf begleiten, nicht vorschnell oder pauschal 
a 1 s Abwehrverha 1 ten oder gar a 1 s durch ehema 1 s herrschende po 1 i ti sche Pos i t; o­
nen praformierte Statements diskriminieren. Weder die Interviewverlaufe noch 
die Einflechtungen biographischer Aspekte geben solchen MutmaBungen Nahrung. 
Wir erkennen in diesem Versuch, quasi lnterdependenzen zu reflektieren, viel­
mehr einen sehr realistischen gedanklichen Nachvollzug der erlebten Pragekraft 
politischer Normierungen und der Gestaltungsmacht politisch definierter und 
zugebilligter Lebensqualitat jenseits der Erwerbstatigkeit. Am Privaten laB t 
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s ich die Politik anschaulich überprüfen, an der individuellen Perspektive den 
Effekt und Nutzen der Transfonnation ausmachen. 

Als sozusagen Paradebeispiel für solche Verbindungslinien muB der in allen 
Gesprachen heftig debattierte Konsumbereich gelten. DaB es unter marktwirt­
schaftlichen Bedingungen weder am Angebot noch am Sortiment mangelt, wird im 
allgemeinen prinzipiel l goutiert und als gesellschaftlicher Einigungsgewinn 
verbucht. Diese strukturelle Verbesserung einerseits und der niedrige Grad 
personlicher Teilhabe am konsumtiven Sektor andererseits konstituieren aber 
zuglei ch ein Spannungsfeld, das angesichts des Nachholbedarfs der Ostdeut­
schen an Konsumgütern im Vergleich mit dem Westen deutlich aufmerksam und mit 
hoher Sensibilitat betrachtet wird. Wenn man nun die Interviews daraufhin 
durchleuchtet, wie diese Diskrepanz seitens der Interviewten verarbeitet wird, 
so lassen sich zumindest drei Perspektiven unterscheiden, die jedoch nicht 
zwingend in einer sich ausschlieBenden Konkurrenz gegeneinander stehen müssen: 

(1) "Für mich kommt die Einheit zu spat; aber der Kinder-/ Enkelgeneration soll 
es mal besser gehen." - Die Generationen, die die Erwerbsphase beendet haben 
oder beenden muBten, verstehen sich ausdrücklich als "Verlierer der Einheit" . 
Selbst dann, wenn sie ihre Interessen engagiert offentlich vertreten (z.B. 
durch Demonstrationsteilnahme), wird die personliche Zukunftsaussicht mit 
Skepsis und resignativem Tonfall beigemengt prasentiert (falls erwahnte Kom­
pensationsdefizite greifen). Vielleicht aber, so eine Überlegung, kann es der 
Kinder- oder Enkelgeneration gelingen, an der irgendwann einsetzenden Prospe­
ri tat aktiv zu partizipieren. Ob aus diesem VorschuB auf die Zukunft dann tat­
sachlich eine aus der generationsübergreifenden und prospektiven Familien­
Wohlfahrtserwartung gezogene Selbsttrostung resultieren kann, ist stark ab­
hangig von der aktuellen Erwerbssituation dieser Familienmitglieder. Erwerbs­
losigkeit der Kinder und befürchtete Berufseinmündungsprobleme bei den En­
kel n (z.B. die Lehrstellendiskussion im Frühso111T1er 1991) bewirken unweiger­
lich , daB die in der gewahlten Stil isierung als "auf dem Tisch der Einheit ge­
opferte Genera ti on" bereits mitschwi ngende Besserungshoffnung kaum g 1 aubha ft 
kommu niziert werden kann. In einer gesprachsstrategischen Verwendungsvariante 

bietet sich diese Sentenz zum anderen dann auch als Rettungsanker an, um die 
in einem Gesprach Dritten offenbarte Verzweiflung, die das gesamte Familien­
netz ergriffen hat, ab einem allzu "kritischen" und belasteten Punkt im heik­
len Moment doch noch mit Kraftanstrengung zu überspielen: ein Motiv des Sich­
in-den-Griff-Kri egens ohne i nhaltli che Überzeugungskraft auf Zuhorer. 
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(2) "Irgendwo 1st ja doch vieles beim Alten geblieben." - In den Interviews 
wurde diese Ansicht am Beispiel des Konsumsektors gerade van Frauen vertreten 
und ausgeführt. Sie weisen darauf hin, daB die Zeit, die sie früher durch 
Akquisitionsprobleme bel knappen Waren verauBern muBten, mittlerweise durchaus 
bereits dem Zeitvolumen entspricht, das sie jetzt für unumgangliche Preisver­
gleiche aufzuwenden haben. 

Die finanzielle Absicherung der Altersübergangsgeld-Bezieher wird von Jürgen 
WOLF (1991: 8) als "klarer Abstieg" qualifiziert. Weiter führt er aus: "Das 
zentrale Problem 1st aber die generelle Unsicherheit über die weitere Ent­
wicklung: im Unterschied zu den meisten ihrer westdeutschen Kollegen konnen 
sich die Vorruhestandler in den neuen Landern n i eh t ausrechnen, wie 
sie in ein paar Jahren dastehen werden." 

Hinweise, wie jüngst seitens _des Münchener Ifo-Instituts, daB Modellrechnun­
gen für in den neuen Landern verbreitete Haushaltstypen eine Steigerung der 
Kaufkraft ihrer Nettoeinkon-men ergaben (bel einem Rentnerhaushalt mit 1 Per­
son z.B . eine Erhohung der EinkolllTien von 529 DM 1989 vor der Wende auf hoch­
gerechnete 769 DM im Oktober 1991, also ein Plus van 45 Prozent; gerechnet 
EinkolllTien nach Abzug aller Abgaben und zuzüglich Transferleistungen wie Wohn­
geld), sind für unser Thema insoweit nicht allzu gewichtig, da wir es mit 
Personen zu tun haben, deren Lebenslage gravierende Anderungen durchlaufen 
hat. Dies trifft auf die Ifo-Typen nicht mit vergleichbarer Pragnanz zu (vgl. 
Sozialpolitische Umschau Nr. 378 vom 2.9.1991). 

Sieht man mal ab van den Zeitinvestitionen, die die institutionelle Anpassung 
jedem einzelnen aktuell (noch) abverlangt, da sie sich zukünftig verringern 
werden, so bleiben demgegenüber Infrastrukturveranderungen im Einzelhandel und 
im Hinblick auf Supermarktketten im Wohnquartier, die bereits heute Wirkung 
zeigen, für private Zeitkalkulationen dauerhaft von Relevanz (vor allem bei 
eingeschrankter Mobilitat ohne Pkw). Pointiert wird die vor uns ausgebreitete 
Kontinuitatsthese in dem Diktum zusammengefaBt, daB man früher suchen muBte, 
um etwas zu kaufen, und heute, weil man ja zu sparen habe. Der hier mittrans­
portierten Differenz der Tatigkeiten "Waren suchen" und "Preise vergleichen" 
entspricht grundsatzlich das Uberdauern gewohnter und erzwungener Zeitbudget­
aufwendungen in der subjektiven Wahrnehmung. Unter solcher, aus anderen Kon­
texten isolierter Pramisse addiert sich zu der Transformationsbilanz das Be­
mühen, hinter ali den so gravierenden Wandlungen doch auch etwas wie Lebens­
konstanten zu entdecken, um dank dieser einen Beleg für die fatalistisch ge­
farbte These zu erlangen, daB auf einer ganz basalen Ebene der hereinbrechen­
de Westen letzten Endes doch langst nicht alles umzumodeln vermag. Für uns 
deutet manches darauf hin, daB dem "Ihr-da-oben/Wir-da-unten"-Schema, das si ch 
im Windschatten des offiziell verbreiteten Klassendenkens und der Privileg ie-
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rungssysteme reproduzierte, nun zusatzliche Überzeugungskraft aus der Er­
kenntnis zuwachst, dal3 es sich bei diesem Grundmuster "erwiesenennaBen" um 
eine Art auch systemunbeeinflul3ter anthropologischer Konstante handle. 

(3) "Der Kapitalismus hat seinen FuB schon in der Tür." - Dieses auf die 
Drückerkolonnen gemünzte Bild - eine Aufdringlichkeitserfahrung, die verschie­
dentlich zu machen war/ist - wird von den Interviewten gezeichnet, um zu ver­
anschaulichen, daB es sich bei der neuen Warenwelt nicht blo6 um eine mogli ­
che Option zur Teilhabe handelt, die man bislang missen muBte, sondern um eine 
annahernd nicht aufzuhaltende Springflut, die ihre immer neuen Segnungen ge­
nauso in die bereits überquellenden Briefkasten quetscht wie sie sie in der 
rabiatesten Auspragung in den Türspalt zu zwangen sucht. Beide Varianten stel­
len in gewisser Weise Pole in dem Bemühen dar, Umsatze und Abschl üsse durch 
direktes Zugehen auf den Konsumenten zu erzielen oder zu tatigen. Das hei6t, 
auch der Ost-Konsument taucht nicht allei n in der Position des handelnden Sub­
jektes auf {z.B. desjenigen, der für sich eine Auswahl trifft), sondern er ist 
parallel zugl eich Objekt informierender bis aggressiver Verkaufsstrategien. 
Und da6 diese vor dem Haus oder der Wohnung nicht einhalten, irritiert und 
angstigt vor allem Altere und al l einstehende Frauen. Die Vorstellung, es gabe 
hier Lebensspharen, die sich solchen "Auswüchsen" schlankweg entziehen kéinn­
ten, ist langst destruiert; weder der Kiez noch die Privatheit der Wohnung 
bleiben als Tabuzone ausgespart, der Kapitalismus zieht in alle Poren ei n. 
{In diesem Sinne zeigt er viel mehr Hartnackigkeit als der vergangene Sozia­
lismus , der die Dichotomie von Offentli chkeit und Privatheit starker "tole­
rierte" im Falle genereller/formaler Loyal itat.) 

Es ist bekannt, da6 westliche Werbungsstrategien und westliche Warenasthetik 
mit ihrem Verpackungs{un)wesen in der Ex-DDR durchaus auf Reserviertheit oder, 
bei Teilpopulationen, auf offene Ablehnung stoBen. 

So zitiert Thomas Gersterkamp in einem Bericht über die Akzeptanzprobleme von 
Werbekampagnen im Osten Deutschlands - Titel: "Im ostlichen BewuBtsein fehlt 
die Welt des schéinen Scheins" - einen Werbefachmann mit der inzwischen gereif­
ten Erkenntnis: "Symbolik bei Lifestyle-Werbung bedeutet für die immer 
Schwachsinn" (Frankfurter Rundschau vom 5.7 .1991). 

Erklart werden solche Inkompatibilitaten also mit Wertdifferenzen zwischen 
Ost- und West-Bürgern, deren Aufléisung die Werbebranche dadurch zu erzielen 
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sucht, daB sie mittlerweile für ein und denselben Artikel unterschiedliche 
Werbestrategien kreiert: Argumente des Praktischen und Nützlichen für die 

neuen, ein biBchen Life-style für die alten Bundesbürger. Doppelstrategie als 
Handlungskonsequenz bedeutet dabei implizit auch die Anerkennung von Besonder­
heiten, die das Marktverhalten der Konsumenten (Ost) mit pragen. Im Proze6 der 
gesellschaftlichen Transformation markieren Uberlegungen dieser Art jedoch 

bereits ein fortgeschrittenes Stadium. Zunachst - und das pragte sich ein und 
ist heutzutage keineswegs schon in toto überwunden - wurde der Neubürger als 
Konsument mit allen unreflektierten Zumutungen der Werbefeld- und Eroberungs­
züge konfrontiert. Nicht nur das oben bezeichnete Aggressivitatspotential von 

Verkaufsstrategien wirkt(e) abschreckend, sondern auch das westliche Normal­
niveau von Werbung aller Art provoziert(e) geradezu Fragen nach Sinn und Un­
sinn dieser Vorgehensweise, um Dinge an die Frau und den Mann zu bringen. 

In den Jnterviews, die wir führten, mischten sich beide Quellen einer - zumin­
dest - Uneindeutigkeit in der Positionsbeziehung gegenüber der westlichen Wa­
renwelt . Die hier skizzierte Diskussionsperspektive des Konsums ist keineswegs 
exklusiv "Freigesetzten" oder Rentnern vorbehalten. Jhnen - wie sicherlich 
auch den vielen anderen Bevolkerungsgruppen mit minimaler Kaufkraft - bietet 
sie sich aber an al s Materi al , um i n einer strategischen Nutzung solcher Argu­
mente die personliche Mangelsituation zu relativieren: Man muB ja nicht allen 
Unsinn mittun, der einem heute aufgetischt wird. Kritische Würdigung mischt 

sich also mit Motiven, die ungewohnte und sich jetzt offnende soziale Diffe­
renzierung auf irgend einem Ertraglichkeitslevel, wenn moglich, zu halten. Wah­
rend sich auf diese Wei se die Westdeutschen a 1 s "entfremdete Konsum-Toren" 

karikieren lassen müssen, wird das unumgangliche Festhalten anden alten 
Dingen als "wertbewuBt" stil isiert. (DaB jüngere Kohorten verführbarer sind, 
tut in diesem Kontext nichts zur Sache.) 

Je nachdem, wohin der Blick schweift, kann das Thema "Konsumangebot" also zur 
Grundlage der Entwicklung von generationsübergreifender Langfristhoffnung die­
nen, es bietet sich in einer Variante an zur Konstruktion systemunabhangiger 
Kontinuitaten, und es liefert reichha l tiges Material, um gegen Teilentwicklun­
gen der gesellschaftlichen Transformation mit ihren unerwünschten Lebenswelt­

folgen opponierend zu argurnentieren. Da es sich bei genannten Akzentuierungen 
des Themas nicht um voneinander isolierte und nur durch unsere Verarbeitung 
verbundene Motive handelt, sondern sie sich vielmehr im Dialog oder auch in 
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einem Monolog in einen Zusammenhang fügen, transportieren sie in der Su1T1Tie die 
- durchaus ebenso an anderen Beispielen darzustellenden - Ambivalenzen, die so 

charakteristisch sind für die beinahe übermachtige Anforderung, eine solche 
gesellschaftliche Dynamik kognitiv und emotional nachzuvollziehen, sie zu ver­
arbeiten und sich selbst in dieser Bewegung (vorlaufig) zu verorten. 

Weist die personliche Transformationsbilanz in zu vielen Teilrechnungen rote 
Zahlen aus - und bei unseren Interviewpartnern( - innen) ist dies mehrheitlich 
der Fall -, so erhalten die Darlegungen, wie gesagt, politische Beimengungen, 
bestehend aus zwei Ingredienzen: 

l. Die aktuell drückenden und fUr morgen als fortdauernd unterstellten existen­
tiellen Note provozieren fast zwangslaufig eine eher unkritisch gehaltene Wür­

digung, ja Renaissance, der im SED-Staat 9ewohnten_sozialen_Si cherheit_und_Be­
rechenbarkeit der Zukunft im Falle der Nicht- Dissidentschaft. Unkritisch des­
halb, wei l die alteo Regulierungen aus dem gesellschaftlichen Kontext isoliert 
und dem jetzigen "Unsicherheitsstaat" in einer mitunt er ei gentümlichen kl a­
gend-kampferischen Rede vorgehalten werden. Die weitestgehende Deregulierung 
gewohnter Normen und das Obsoletwerden eingeübter Verhaltensweisen im ehemals 
gegebenen gesellschaftlichen Rahmen wird keineswegs als Befre i ung aus den 
Ketten einer zuletzt paralysierten Gesellschaft - mit oder ohne Emphase - an­
gesehen, sondern der institutionell in Gang gesetzte Individualisierungsschub 
bewirkt, im Gegentei l , ein Sicheinrichten i n den verbliebenen Restnetzen , um 
hier dauerhaft zu überwintern: 

(a) So kann sich ei n ehedem Leitungsgremium der Volkssolidaritat heute umwan­
deln in ei ne Art Selbsthilfevereinigung der aus ihrer Macht entlassenen loka­
len Reprasentanten verloschener Staatlichkeit zur Pflege der noch verbliebe­
nen alten Werte: 

Es zahlt ~u den Nebenfolgen des Transformationsprozesses, daB ihn durch­
aus auch Angste vor wachsender politischer He imatlosigkeit - eine den 
Tangierten bewuBte Gefahr - begleiten, die subkulturelle Mil i eus neuer 
Art entstehen lassen. Zum Beispiel: Die ins Alter geko1T1Tienen bisherigen 
Rep rasentanten der Volkssolidaritat in einer Basisgliederung bleiben, 
wie uns versichert wurde, in der Essenz ihren DDR-Werten treu. Ihre ehe­
maligen Leitungsgremien bedeuten ihnen heute einen Ort der Bewahrung, in 
der PDS sehen sie ihre letzte politische Heimat, die sie von den anderen 
(westlichen) Parteien als bedroht erleben. Es geht ihnen dabei weniger 
um Zukunftsentwürfe politischer Art , mehr hingegen um ein Schutz- und 
Trutzbündnis, das hilft, die politische Biographie und (beschadigte) 
Identitat zu sichern. 
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(b) So kann die "lnitiierung einer Kerngruppe van Selbsthilfewilligen" - wie 

es in einem Friedrichshainer Konzeptionspapier formiert ist - moglicherweise 
doch eine ganze Weile ihre Klienten dort abholen, wo sie tatsachlich auch 
noch stehen: 

Wir fanden, wie gesagt, den Kontakt zu unseren Interviewpartnern/-innen 
über Vereinigungen, die in der offenen Altenhilfe tatig sind. Als Beiwerk 
waren dadurch - ohne weiteres Zutun und nicht systematisch angelegt -
Informationen darüber zu gewinnen, welche konzeptionellen Überlegungen 
bislang angestellt oder welche Praxisformen einer "Vorruhestandler-Arbe i t" 
bereits entfaltet wurden. Bei deren Sichtung fallt unmittelbar auf, da8 
konzeptionelle Grundorientierungen (wie der in 0stberlin nun flachen­
deckend importierte Selbsthilfegruppen-Gedanke) hier u.U. noch in schar­
fem Kontrast stehen zu bisherigen GewiBheiten, wie denn eine Gruppen­
entwicklung "richtig" stattzufinden habe: Auf die "Kerngruppe der 
Selbsthilfewilligen" folgt z.B. die organisatorisch bereits gefestigte 
"Kerngruppe 'Dynamische Vorrentner' - Freundeskreis". Diese dann schon 
vernetzte Verei ni gung wi rd profess i one 11 auf di e "Übernahme von ehren-
amtl ichen Diensten" vorbereitet. In einer dritten Phase ist nun eine Art 
Zellteilung auf der Basis angenommenen Mitgliederwachstums antizipiert -
bei zunehmend mehr eigenstandiger Arbeit ohne professionelle Anleitung 
und Hilfe -, bis schlieBlich u.a. die "Herstellung von Arbeitsfahigkeit 
der ehrenamtl ichen Dienste" als erfolgreich abgeschlossen projektiert 
wird. (Die Subjekte sind bestenfalls als Rudimente des "subjektiven Fak­
tors" in dieser Selbsthilfeversion gegenwartig!). 

Es geht uns beim Zitieren dieser Vorstellungen zum sachdienlichen 0rgani­
sationsaufbau nicht um eine Diskriminierung eines uns bekannt gewordenen 
Projektes (obgleich zugegebenermaBen die tragik-komischen Züge aus West­
sicht kaum mehr hoflich übersehen werden konnen), sondern wir wollen am 
pointierten Beispiel auf ein allgemeines Problem hinweisen: Der fonnale 
Export von Begriffen(-shülsen) - das meint, daB Sinnzusammenhange und 
Handlungskontexte unreflektiert und konzeptionell unberücksichtigt blei-
ben - und deren übereilige Annahme ohne Bedenken des Rahmens bringt un­
weigerlich solche ins Groteske getriebenen Strategien hervor. Hierbei 
wirken indirekt die verbliebenen Chancen ein, soziale Arbeit überhaupt 
finanziert zu bekommen; ist Selbsthilfeforderung der noch erfolgverspre­
chendste Weg, dann bedient man sich eben dieser Programmatik. Andererseits 
haben es vielleicht auch die Westberliner Verbande an Gespür mitunter ver­
missen lassen, Zusammenhange ebenfalls zu vermitteln und nicht bloB Renom­
mierobjekte den Ust-Besichtigenden letztlich inhaltsann zu prasentieren, wie 
uns in Interviews berichtet wurde. · 

2. Die im Minus steckengebliebene Transformationsbilanz wird in der Rede ge­
spickt mit Aussagen von Politikern (vorzugsweise aus dem Bundestagswahl­
kampf) zu den Zukunftsaussichten der Ex-DDR-Bürger und der Alteren unter 
ihnen . Es geht hierbei nicht um ein Rechten und ein Prüfen der korrekten Zi­
tierweise im Sinnkontext o.a.; pragend für die Deutung der Genese von Enttau-
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schung und unerfüllter Erwartung ist, dessen vollig ungeachtet, da6 ein sol­
ches "verbürgtes" Wohlfahrtsma6 eine Personalisierung_eolitischer_Entschei­
dungserozesse_ und _ Entschei dungen _ im _ Transforma ti onseroze6 bei den "Frei ge­
setzten" i.d.R. bewirkt, die konsequenterweise auch hilft, erlittene Unüber­
sichtlichkeit und Zukunftsungewi6heit mit Blick auf die Verantwortlichkeiten 
hierfür dann wenigstens eindeutig und namentlich zu bezeichnen ("Der Kohl 
ha t gesagt •. • , aber ••. "). Diese Entlastungsstrategie pa6t sich reibungs­
frei ein in das sich soeben überzeugend beweisende "lhr da oben/Wir da 
unten"-Schema. "Ihr", das sind die neuen Eliten, die die alte Avantgarde 
ablosten, sowie alle diejenigen, die als "rote Socken" Unterschlupf und Aus­
koomen fanden und bislang zu sichern verstanden - also ein Spektrum neuer 
und alter Reprasentanten, das bei Bedarf als Einzelfall oder als Chiffre 
zi tiert werden kann, um moralischen Ausführungen und Skandalisierungen Kon­
kretion zu verleihen. 

Es sei ausdrücklich hervorgehoben: Nicht jeder ist vor dem Hintergrund einer 
dann nicht (anpassungs-)problemfreien Biographie überhaupt in der Lage, sol ­
che Segmentierungen der DDR-Erfahrungen gedanklich zu leisten, wie wir sie 
beschrieben haben. Auch solche Gesprache beinhalten die politische Dimension 
des Vorher-Nachher-Vergleichs, aber sie sind i nhaltlich ausgewogener und in 
Argumentation komplexer angelegt (vor allem nicht allein auf die "Ossi-Per­
spektive" reduziert). Es bliebe nachzuweisen, ob ein Zusammenhang von dezent 
non-konformistischem Verhalten - also einer gewissen Distanz, die Bevorzusun­
gen ausschlo6 - in der Ex-ODR und politischer Differenzierungsfahigkeit in 
der Wahrnehmung der Einigungsfolgen, den wir mitunter gegeben fanden, tats~ch­
lich verallgemeinerbar ist. 

Ei n dri ttes _ seezi fikum der "Ost-Verarbeitung" der "Frei setzungserfahrung" :?~: 
steht_in_der_Verschrankung_des_Verletzungseotentials,_das_in_einer_Situations­
deutung,_in_der_zentral_mit_dem_Motiv_eines_"ln-den-Quasi-Ruhestand-abgesc~o­
ben-Sei ns"_ oeeriert _ wi rd ,_genere 11 _ au6ers t _erasent _ i st, _ mi t _ der _ Ausbi l du~~ 
ei ner _ transforma ti onsseezifi schen _ "Oss i-ldentitat": Auch in di esem Fa 11 e 
si nd in ihrer Wirkung kumulierende Momente (hier: Krankungserfahrungen) pr~­
gend für die selbst vorgenommenen Beschreibungen gegenwartiger Befindlichk~it, 
die unsere Gesprachspartner vornahmen. Der Akt der "Freisetzung" selbst wc' 
wohl annahernd überall gekennzeichnet durch eine weitestmogl iche Ausnutzur. ; 
des "Erwerbsausgliederungspotentials" und eine deshalb folglich um so unpe '-
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sonlichere Mitteilung des anstehenden Erwerbsendes im Einzelfall. Das Nicht­
vorhandensein personlicher Dptionen verlangerte und erweiterte sich in einem 
Ausgliederungsautomatismus, der ohne jeden Versuch einer - und sei es auch nur 

verqueren - individuellen Würdigung systematisch griff und seine Logik auf­
oktroyierte. Weder Vorgesetzte noch Kollegen/-innen gaben sich im Regelfall 
auch nur den Anschein von Mühe, einen personlichen Ton anzuschlagen. Bei den 
Betroffenen überwog das Gefühl, langst schon als überflüssiger Storenfried de­

finiert worden zu sein. (Das wurde auch bei spateren Besuchen am Arbeitsplatz 
deutlicht, wie berichtet wurde.) 
Vielleicht besteht zu mancher West-Erfahrung hier nur ein gradueller Unter­
schied, obgleich infolge des hochdifferenzierten Belohnungs- und Beurkundungs­

systems der DDR-Betriebe der plotzliche Verzicht auf die Weiterverwertung der 
noch kürzlich ausgezeichneten Arbeitskraft an Scharfe und KraBheit hinzugewi nnt. 

Das gilt gleichfalls für Arbeitnehmerinnen, deren innerbetrieblicher Zuwachs 
an Wertschatzung gerade andas Erreichen eines Lebensalters gebunden war, das 
Schwangerschaften ausschloB. Von besonderem Gewicht in den Interviewaussagen 
ist die Parallelitat von Ernüchterung, ja Enttauschung, und der Erfahrung, da6 
die Lebensleistung der Ex-DDR-Bürger im Westkontakt vielfaltigen Entwertungs ­
prozessen unterliegt. Das heiBt, nicht allein mit Blick auf die Zukunft wurde 
eine Nichtweiterverwendungsfahigkeit im Erwerbssystem attestiert, sondern 

auch die vergangene Arbeit verliert in der Konfrontation mit (vermeintlich) 
westlichen Standards an Bedeutung: Eine_rückwirkend_einsetzende_Entwertun9 
der_Leistungsbilanz_einer_Erwerbsbio9raehie_ist_zu_erleiden. 

Man kann solche Korrekturen "nach unten" als Ex-DDR-Bürger(in) und "Freiset­
zungsbetroffene(r)" in verschiedenen Mixturen und in unterschiedlichen, 
z.T. sehr privaten Kontexten hinnehmen müssen: 

- Durch die Vereinbarungen der Wahrungsunion wurde der in Geld ausgedrückte 
(Lebens-)Verdienst teilweise halbiert. Der Wert, den die Mark der DDR im 
Westen hatte, ist eine Perspektive auf diesen Aspekt der Einheit, das Er­

innern der verauBerten Arbeit, die in Erspartem und Rücklagenbildung "ge­
ronnen" i st, ei ne andere. Letztgenannte Si cht l eitet unmitte l bar über in 
eine moralisch gefarbte Erorterung dieses Einigungsverlustes mit der 
Ouvertüre: "Warum ist unsere Leistung auf einmal nur noch die Halfte we r t ?u 

- Diese als ungerechtfertigt angesehene und als diskriminierend empfundene 
Entwertung wird gerade im privaten Kontakt zu Verwandten und Freunden (West) 
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nahezu potenzi ert durch deren Gratu l at ion: "Oank unserer Arbei t und Lei­
stung erhaltet ihr jetzt endlich richtiges Geld!" 

- Engagierte Altere sind wohl informiert über die Einkoíllllensverhaltnisse 
gleichaltriger Westdeutscher. Vermogensbildung, Wohnungs- und Hausbesitz 

u.a.m. werden auf der Folie der - weil man zufallig im Osten lebte - "vor­
enthaltenen Lebenschancen" gelesen, was das Gefühl den Underdog-Status ein­
zunehmen, konsequenterweise erneut reproduziert: "Man hatte die schlechte­
ren Lebensums tan de, und nun muB man da für auch noch zah 1 en!" 

Solche Oiskussionssequenzen bieten reichhaltig Gelegenheit, nahezu 
zwangs laufig die sogenannte "Besser-Wessi-Position" mit allen Konnota­
tionen einmal mehr vorführen zu konnen. Denn eine Diskussion der zwar 
sachlich begründeten, gleichwohl aber hoch emotional grundierten Argumen­
tationen, die die "Freigesetzten" im Vergleich ihrer Situation mit der 
der West-Alteren entwickeln, kann sachdienlich nur in komplexeren Zusam­
menhangen angemessen erfolgen (z.B. unter Einbeziehung okonomischer Folgen 
der sozialistischen Sicherungsleistun9en). Das bedeutet jedoch einerseits 
eine Korrektur der (nachvollziehbaren) perspektivischen Eindimensionalitat, 
andererseits wirkt eine dergestalt vorgenommene Erweiterung des Verhand­
lungsgegenstandes notwendigerweise versachlichend und ent-emotionalisie­
rend : Sachargumente werden indirekt verbessert, der Gefühlsmitschwang 
exkonrnuniziert. 
Die "Besser-Wessi-Position" ist nicht allein Ausdruck einer individuel­
len Ekelhaftigkeit westdeutscher Eroberer, sondern sie ist, viel wich­
tiger , auch quasi gesprachsstrukturell angelegt und in Windeseile einge­
noílltlen , bleiben solche Kommunikations"fallen" auBerhalb der Aufmerksam­
keitszonen der Westdiskutanten. 

Solche Fragen nach Stimmigkeit und Gerechtigkeit werden standig variiert und dem 

westlichen Interviewer vorgehalten. DaB bei solcher Bewertungssuche und in diesen 
Relationen verschiedene Perspektiven nahezu unweigerlich - und auch ohne Beifü­
gung van besonderen Zwischentonen - aufeinander prallen, weil sie nur um den Preis 
einer Ent-Emotionalisierung zu harmonisieren waren, wurde als typisch für De­
batten bei privaten Westkontakten beschrieben. Die o.g. Gratulationsszene er­
langt dabei nahezu exemplarische Bedeutung, da an ihr der verletzungstrachtige 
Perspekt i venkonfl i kt mi t besonderer Pragnanz darzul egen i s.t: Die Wes tmenschen 
argumentieren mit der Subventionierung der DDR-Mark-Vermogen dank eines Um­
tauschkurses, der politisch motiviert festgesetzt wurde; die dabei erfolgende 
MiBachtung des Marktwertes begleicht die reiche Bundesrepubl ik (alt). Die Ost­
menschen erhalten als hochsubventioniertes Geschenk VermogenseinbuBen über­
reicht, die das aktuelle Gefalle im Lebensstandard nur vertiefen und verlangern . 
Die GroBzügigkeit des Westens kippt für sie um und gerat zusehends zynisch. 
Die zentrale Frage, warum die Lebensarbeitszeit "Ost" weniger wert sein salle 



- l'.l4 -

als die Lebensarbeitsleistung "West", bewegt die "Freigesetzten" auf einer 

sehr personlichen Ebene. In der Erweiterung, wie z.B. beim Sinnieren über die 

damals noch nicht zugestandene Anerkennung der in der DDR geleisteten Arbei ts­
jahre im offentlichen Dienst, kornmt dann ein Moment der Verallgemeinerung sol ­

cher Negativerfahrungen als Los de r "Ossis" in weiteren Bevülkerungstei ­
len hinzu. 

Dort, wo solche Deutungsmuster gefestigt sind, steht ein relativ stabiles 

System der Befindlichkeitsüberprüfung bereit, das die Zweitklassigkeitsunter­
stellungen im "Ossi - Entwurf", der mit jeder Sonderbehandlungserfahrung unter­

halb des Westniveaus neue Nahrung erhalt, ebenso integriert wie die mit kampfe­

rischer Geste vermittelte Hi l f losigkeit und die - paradoxerweise - für sich 

reklamierte Besonderheit. Die i11111anente Widersprüchlichkeit dieser "Ossi-Iden­

titat" mit ihrer doppelten Botschaft "Gleichheit" und "Spezifitat" weist sie e in­
mal als eine Art zeitlich nur begrenzt tragfahige "Zwischenidentitat" aus, zum 

anderen sind Überwindungspotentiale in allen den Fallen bereits "eingebaut• und 

am Wirken, wo Ex- DDR-Bürger im arbeitsgesellschaftlichen Sinne in zentrale 

Mechanismen integriert sind oder werden. Die stattdessen greifende Randstandigkei: 

der "Freigesetzten" wird , das ist unser Eindruck, solchen i11111anenten Aufhe­
bungsdynamiken entgegenstehen. Wir diagnostizieren auf der - zugegebenermaBen: 

schmalen - Basis unserer Interviews eine sich über Problemkumulationen und Be­

nachteiligungen( -empfindungen) konservierende "Ossi-Position" im Kreise diese r 
Gruppe von Transformationsverlierern und, dem entgegengesetzt, eine zusehends 

wachsende Population von Jüngeren und Erwerbstatigen, die kein Interesse mehr 

an dem im "Ossi" enthaltenen Stück "Trauerarbeit" zeigen. Im Gegenteil, sie 
konnten das als enervierend und obsolet wahrnehmen, als verblichenes Konstrukt, 
das noch in weiten Zügen im Banne des alten Systems steht. 

Übe r _die_ "Oss i - ldenti tat•_ künnen _die_ "Freigesetzten" _ heute _ noch _die_ sozi a 1 e 

lntegration_herstellen , die die Entberuflichung gef tihrdet. Bei al len Noten, 

die die Menschen drücken, ist man auf einer sehr allgemeinen Ebene doch letzten 
Endes in vergleichbarer Anspannung und UngewiBheit. Auch wenn sich frühere 

nachbarschaftliche Hilfesysteme infolge der anderen Versorgungs- und Lebens­

lagen verflüchtigen, wie mehrfach im Hinblick auf sich verandernde Verhal­

tensweisen in Hausgemeinschaften berichtet wurde, so sind Elemente einer kol ­

lektiven ldentitat und ostbezogene Empathie weiterhin auszumachen. Wobei al ler­

dings offen bleiben muB, ob solche von den "Frei geset zten" ausgehenden Gemein-
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schaftlichkeitsprojektionen heute und morgen auch tatsachlich Korrespondenz 
i n anderen Kohorten finden. Die Gefahr des Überwinterns als "Ossi" und der 

Entkoppelung von Entwicklungen in anderen Teilpopu lationen ist virulent. 

3. Bewaltigungsstrategien zwischen Freizeitorientierung und Insulation 

Die Auswertung unserer lnterviews ergab, da6 zu identifizierende Ost-Spezifika 

i n der Wahrnehmung und Deutung des "Freigesetzt-Werdens" vor allem aus der 

Verstrickung dieser Erfahrungsdimension in das Erleben des gesellschaftlichen 
Umbruchs und seiner Transformationsfolgen insgesamt resultieren . Dies gilt 
gleicherma6en auch für die gewahlten Formen , mit solch auferlegter Lebens­

situation handelnd umzugehen und auf irgendeinem Level nach einer neuen Ba­

lance des Alltagslebens zu suchen; da6 im Osten Bewaltigungsversuche ihrerseits 
auf unsicherem Terrain unternommen werden, la6t sich eindrücklich darlegen am 

Fall einer für die weitere Lebensgestaltung zentralen "Bruchstelle": des Bedeu­
tungsverlustes der Betriebszugehorigkeit für den Zugang zu kultu rellen und ge­

selligen Aktivitaten oder Vereinigungen und die hierdurch mitgepragte bishe­

rige Freizeitorganisation. Mit lnkrafttreten der Wirtschafts- und Wahrungs­

union konzentrieren die Betriebe ihr Augenmerk aufs Okonomische bei unmittel ­

bar einsetzender Preisgabe all derjenigen "Nebenakti vitaten", die nunmehr un­

ter marktwirtschaftlichen Pramissen a ls dysfunktional gelten müssen. Das be­

t r ifft, um nur weniges zu nennen, die Organisation und Zuteilung von Ferien­
heimen wie Urlaubsorten und ebenso auch diverse Angebote und Formen einer Teil­

habe am kulturellen und gemeinschaftl i chen Leben. Mit_dem_Akt_der_"Freiset­

zung" _entfallt somit nicht alle i n der für das Erwerbsstreben zentrale Bezug, 

sondern zusatzlich auch die_bis_dato_überragende_Vermittlungs i nstanz_für_viel ­

faltigste_Handlungen,_die_sich_zwischen_Erwerbssehare_und_Privatheit_sortieren. 

Einer unserer Gesprachspartner bü6te mi t sei nem Arbeitsplatz zum Beispiel zu­
gleich die Kabarett-Gruppe des Betriebs ei n, die aufgelost wurde, und damit 

ei nen zweiten für ihn früher hoch geschatzten Entfaltungsráum. 

Auch solche Erfahrung steht für verglei chbare und weit verbreitete Jrrita­
tion: Die Kabarett-Gruppe, von der berichtet wurde, hatte ihre Texte , di e 
sie unter künstlerischer Beratung selbst verfa6te, bei der betriebl i chen 
Par t ei leitung zur Genehmigung einzure i chen. Da6 dieser Akt der Zensur 
allerdings nur schwach gri f f - eine Erfahrung, die auch heute noch mi t 
freudigem Schmunzel n mitgeteilt wird -, l ag an der "Blindheit" de r Zenso­
ren , di e nur auf den Text, nicht aber den kabaretti s t ischen Vortrag ach-
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teten. - DaB mi t dem Übergang zur Marktwirtschaft die Kabarett-Gruppe mit 
als erste der neuen Freiheit zum Opfer fiel, stieB auf hohes Erstaunen 
und Unverstandnis: Die "roten Socken" "rachten" sich mit dem Instrumenta­
rium, das ihnen der Wes ten bereitstellte, und niemand schritt ein. 

Die Konsequenz hieraus ziehen unsere Interviewpartner in Einzelfallen sehr 
genau: Es handelt sich nicht "bloB" um den Verlust einer besonderen, subjek­
tiv geschatzten Gruppe/Tatigkeit, sondern auf einer quasi strukturellen 
Ebene zugleich um ein Obsoletwerden bislang bewahrter und angemessener Ver­
haltensweisen , um Interessen, Motivation und Zugangswege zu Freizeit, Bil­
dung, Kultur, Zerstreuung u.a.m. zu finden. Jürgen WOLF's Aussage, daB sich 
hier "Vergesellschaftungslücken" auftun (1991), bestatigen Betroffene, die 
in der Lage sind, ein Stück Distanzfahigkeit und analytischen Überblick zu 

realisieren. 

Bewaltigungsstrategien zielgerichtet auszubilden, das verlangt angesichts der 
Problemkumulationen in der "Obergangsgesellschaft" des Ostens (erschwerender­
weise) zugleich Balancefindung und veranlaBte Verhaltensanderungen ein­
zuleiten: Denn, neben Kostenaspekten, die inzwischen langst aktivitatshe111Tiend 
ins Gewicht fallen, sind als Eigenunternehmungen das Einholen von Angebotsin­
formationen, der Vergleich bis hin zum Treffen einer Wahl, das ErschlieBen 
des Zugangs , viel leicht eingeschlossen die Modifikation des Territorialverhal­
tens, eine bislang weniger bekannte und geübte soziale Praxis. Das heiBt, ~~~ 
eotentiell _zur_Verfü9un9_stehende_Set_an_Bewalti9un9sstrate9ien_ist_ost-seezi­
fisch_variantenarmer_oder_aber_nur_mit_9estei9erten_Anforderun9en_an_aktuelle 

Q~!~~!!~~~~9~=-~~~-Aneassun9sleistun9en_zu_erweitern. 

1st der soziale Rahmen für die Lebensgestaltung nach der Erwerbsphase derge­
stalt mit im gewohnten System unbekannten Elementen bis zur Unkenntlichkeit ver­
fremdet, so verscharfen sich nahezu zwangslaufig die bestehenden Diskrepanzen 
in den Ausgangslagen, in denen sich die Betroffenen beim Bewaltigungsversuch be­
finden. Al le diejen igen unter ihnen, die in der Su111Tie unter restriktiven Be­
dingungen und bei rückwarts gewandter Verlust-Perspektive als Leitmotiv ihr 
Leben einrichten, werden nur um so schwieriger die Krafte und die Motivation 
mobilisieren konnen, die gefordert sind, soll eine fortschreitende und u.U. 
dauerhafte Entkoppelung vom Projekt "Transformation der DDR" nicht riskiert 
werden. Umgekehrt konnen diejenigen, denen gewisse Kompensationsmoglichkeiten 
individuell oder im familialen Rahmen offenstehen4) und die sich eine ge-
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wisse Neugierde auf die jetzt zugewachsenen Erfahrungschancen zu bewahren ver­
standen, sehr viel leichter die Fallen der "Vergesellschaftungslücken" in 

Eigenaktion "umschiffen". So haben wir in unseren Interviews durchaus auch 

Hinweise erhalten, daB der in der Folge der Einheit in Gang gesetzte Indivi ­
dua 1 is ierungsschub bei Tei 1 gruppen der "Frei gesetzten" bereits angeno111Tien 
und für sich realisiert wird. Es bleibt allerdings noch zu untersuchen, 

welche Konstellationen solches Aufgreifen und Umsetzen fordern; im Rahmen un­
seres Versuchs konnen wir nur diesen allgemeinen Hinweis geben. 

Wi r spekulieren: Auch wenn es sich moglicherweise derzeit um Minoritaten han­
del t, die für sich bereits tendenziell "kreativ" die Folgen dieser Singulari­

sierung zu nutzen verstehen, die die Reorganisation der überlebenden ODR-Be­

triebe als nun marktwirtschaftlich ausgerichtete forcierte, kann das Faktum, 

daB Prozesse sozialer Differenzierung und allmahlich wachsender Optiona l itat 

überhaupt bereits in Ansatzen auf der Ebene der "Ruhestandsgestaltung" Reak­

t ionen zeitigen, angesichts massiv drohender gesellschaftlicher Desintegra­

tion der "Verlierergeneration der Einheit" und deren subkultureller Absen­

tierung als Hoffnungsschimmer (oder Ansatzpunkt für sozialpadagogische Strate­
gien) firmieren. 

Wir wollen diese Pele des Spektrums der Bewaltigungsstrategien im folgenden 

- soweit dies unsere Daten erlauben - umreiBen und einzelne Teile skizzieren. 
Wobei es uns ausschlieBlich um eine Isolierung und Scheidung einzelner Stra­

tegien und strategischer Elemente geht, Quantifizierungen hingegen unter­
bleiben. 

Han kann verschiedene Formen_der_Dekomeensation, von denen in Erzahlungen über 

Dri tte beri chtet wurde und di e in anderen Befragungen des Projektes "Saz i a 1-
analyse Friedrichshain" ebenfalls deutlich werden (z.B. in der Wohnungsstudie), 

al s Resultat gescheiterter oder (vorerst) abgebrochener Bewaltigungsversuche 

interpretieren. Also als ein Versagen, schwieriges Leben im Rahmen der Kon­

ventionen und unter Achtung der Essentials bürgerlicher wi~ rest- sozialisti­
scher Mora 1 zu führen und i rgendwi e •in den Gri ff zu bekorrmen". Anderersei ts 

enthalt diese Mischung aus Verwahrlosungstendenzen, Alkoholismus, auffalligem 
Verhalten u.a.m. auch ein Element des Aussteigens aus der gesellschaftlichen 

Normalitat an der Bruchstelle von alt und neu: Ober den Weg hin zum Rand 

der Gesellschaft wird die weitere Auseinandersetzung mit der sozialen Reali­

tat vermieden oder aufgP.kündigt - sowohl im Sinne eher aktiver Verweigerung 
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als dUCh i111 Sinne des eher passiven Nicht-111ehr-KHnnens. Das Dahintreibcn und 

Entwurzelt-Sei n kann gewi6 nich t als Spezifik des Ostens ausgegeben werden. 

Analoge ·Karrieren "nach unten" i111 Arbcitslosen- und NichtscBhaften-Status 

sind langst gelaufig. Mit Blick auf die Lage i111 Osten ware aber zu fragen, ob 

nicht bcsondere Destruktione n von Werthaltungcn, Ent-GrenzungPn im Norr.iativen 

oder Singu lari s ierungs prozesse hier 111Hglicherweise verstarkend wirken . (Denn: 

I n dcr westdeutsc he n Di skussion u111 "Freisetzungsfolgen" spielen so lche Fonuen 

dps Sich-Auskl inkens - his auf BACK[S 19W, - kPinP c10111inierendc Rolle.) 

Anders gcartet sind - wic wir bereits i111 Zus,1111111enhang mi t der Trauer um di e 

vl'rgangene soziale Sichcrheit und IJ(,rechcnbarkeit angedeutet haben - die 

Strategien , die zu111indes t particll eine Teil-Entkoppclung in der Art tatig 

verstarken, da6 sie Ge111einschaften dns t c uern , die als lnseln der ideologi­

sche n oder Wertkontinuitat fungieren, u111 hi e r Zusan1nenhalt zu fürdern. Als 

"Fre111der i111 eigenen Land", der seinen Uberzeugungen (oder Teilen davon) treu 

zu bl e iben gedenkt, bef indet man sich auf He imats uche. Zu der generell kon­

statie rten "Vergesellschaftungs lücke" gP~ellt sich in di ese111 Fall eine emo­

t ionale und politi sche Distanz zu den neuen lnstitutionen, lnstituten und 

Gruppierungen. lns ulation a ls Uberwintcrungsstrategie i m fortgeschrittenen 

Lebensalte r, als kontinuitatsstiftendes Absei ts der kleinen sozialistischen 

Fluchten blei bt nicht exklusiv beschrankt auf Personenkreise, die dem alteo 

Syste111 in ungebrochener Loya l itat zur Seite standen und stehe n, sondern bin­

det zudem Persone n ei n, di e - erschrocken übcr und erfaBt vo111 "Ka l tes trom" 

(Ernst Bloch) des Kapitalismus - nach t ragli c h Vorzüge am SED- Staat rühmen, 

die ihne n frUhe r und im Vergleich zu be kl agten Restriktionen und Entbehrungen 

als e infach selbstverstandlich und gottyegcben erschienen waren. lndividual i ­

s ierung i st für diese Gesprachspartner zuallererst gle i chbedeutend mit einer 

weitre i c henden Ent-Sicherung aller kollektiven Sicherungen. Die Gemeinschaf­

ten kHnnen zwar ungeliebte Anteile des Syste111wechsels nicht wi e im Schonraum 

vergessen machen, s ie bi e ten aber den Ra h111e n in dem 111an s i ch - ne ben a 11 e n 

Aktivitaten und Unterneh111unge11 - gegenseitig seiner Gru nd überzeugu ng , Trans ­

fo n11ations wahrneh111ung und Lebensklcl\Je <111f stabil e111 "Ossi-Terrain" vers i chern 

kann. 

Eine Variante dieser letztlich re<1ktivt• n Gruppcnfindung wird dort praktiziert , 

wo "Freigeset zte" s ich in neu yegründet1•n Vere i nigu ngen zusammensch l ieBen, 

die ddnn vor a l lcm in der Offrntlit.:hkl.'it dt>n Eindr uck zu verb1·eiten suchen. 
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sie seien bereits eine - wie auch inrner legitimierte - lnteressenvertretung 

di eses Personenkrei ses. Der i nfo l ge der Erwerbsauf gabe erzwungene Verl us t an 
EinfluBchancen und Macht, ein Motiv gerade qualifizierter und hoherer Positi­
onsinhaber, wird hier teilweise kompensiert durch das Gehor, das ihrc Appellc 

bei staatlichen und privaten Stellen finden, doch der besonderen Problematik 

der "Freigesetzten" per Zuwendung und im Sinne <11~r Hilfe zur Sr.lbsthilfP zu h••­
gegnen. Es geht um die Ennogl ichung einer Infrastruktur, die es solchen Vcr­
einigungen erlaubt, eine soziale Praxis für die reklamierte Zielgruppe zu 

entfalten und zugleich an Reputation zuzulegen. Man kann das durchaus als 

Selbsthi lfestrategie definieren, wobei allerdings abzuwarten bleibt, ob die 
Forderung nach Partizipationschancen und Gestaltungsraumen nicht von sehr 

prasenten Eigeninteressen der derzeitigen Leitungsstabe motiviert ist, die 

- noch? - in Kontrast stehen zu· einer eher schwach entwickelten Orientierung 

an Nachfragern und Interessenten. Es gibt kolportierte und selbstgewonnenc 

Hinweise , daB eine Ungleichzeitigkeit besteht zwischen dem forciert ange­
strebten Bedeutungszuwachs einer Vereinigung wie ihrcr Repri.isentantcn un<1 dcr 

Entwicklung einer adressatenfreundlichen Betriebsphilosophie. 

Die Geschichte einer nicht zustandegekolllllenen Gruppendiskussion illu­
striert das Auseinanderklaffen von offentlichem Anspruch und Realitat: 
Im AnschluB an eine Gruppendiskussion in Friedrichshain lud eine spater 
hinzugekolllllene Vertreterin einer benachbarten Bezirksgruppe der Vorruhe­
standlervereinigung "Jahresringe" die Autorcn ein, ebenso mil ihnen cin 
Gesprach zu führen. Zum vereinbarten Tennin in einer Freizeitstatte der 
"Volkssol idaritat", die Gastrecht gewahrt, crschien die Einladende nicht . 
Ein selbstgefertigtes Plakat im Schaufenster wies den vereinbarten Zcit­
punkt als Treff aus, an dem alle Betroffenen zusammenkOlllllen und sich 
informieren sollten. Neben dem Westautorcn erschicn noch eine Jnvalidi­
tatsrentnerin, die sich nach einer Zeit der Abwesenheit nun über die 
aktuellen Unternehmungen und Vorhaben der "Jahresringe" informieren 
wol lte. 
Die Freizeitstatte war leer. Im Hintergrund - in einem entlegcnen Ncbcn­
raum - waren Gesprachsfetzen zu vernehmen. Der Versuch, mit den anwescn­
den Vereinsreprasentanten ins Gesprach zu kommen, wurde sofort unterbro­
chen durch den Hinweis, man moge sich vorne hinsetzen und warten . Man 
hatte hier noch Dinge zu besprechen und kame spater schon hinzu. Ein in 
Aussich t gestellter Kaffee blieb ebenso Ankündigung, wie áuch das Er­
schei nen der "Jahresringe"-Aktivisten oder anderer Interesscntcn. Nach 
einer halben Stunde des Wartens beschloB dcr Autor, seiner nicht er­
schienenen Gastgeberin beste Empfehlungen ausrichten zu lasscn und sich 
zu verabschicden. Im Hinterzimmer wurdc sein erneu tes Er~cheinen mit dem 
Vorwurf kolllllentiert, man habe doch schon gesagt, man kamc gleich. Die 
I~validitatsre~tnerin bl)eb. Zwar sei es nicht schon, so langc warten zu 
mussen , aber_s,e wolle s1ch doch noch einen Moment gcdulden.- Oir.sc 
Duldsamke,t 1st auch vonnoten, damit cine snlchr. Art dr.s Umganqs mil 
Zielgruppenangehorigen überdaucrn kann. 

http:gcdulden.-Oir.sc
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Neben solchen Bestrebungen, in sich umdefinierenden alten Gruppierungen 
so etwas wie systemübergreifende Vergewisserung von Tradition und Konti­
nuitat zu suchen oder sich in neu gegründeten Vereinigungen mit westlichem 
sozialpadagogischen Styling EinfluB zu sichern, werden auf einer infor­
rnellen Ebene Elemente früherer kollektiver_Strukturen (z.B. von Hausgemein­
schaften) wiederaufgefri scht und mit Le ben gefüll t, die jetzt zur "Not­
gemei.nscha ft" taugen: Das heiBt, Improvisationstalente und Aquisitions­
erfahrungen, die aus einer besti11111ten gesellschaftlichen Mangelsituation 
resultierten, werden heute dort beerbt, wo gesellschaftlicher DberfluB 
Hand in Hand geht mit individuellen Mangellagen. Dies ist gebunden an so­
zial (noch) relativ homogen gebliebene, abgrenzbare Lebenswelten und anden 
Fortbestand flexibler Unterstützungssysteme. (Und das impliziert auch, da6 
solche Kollektive ehedem auf einer eher vordergründigen .Ebe~e als systemkon­
form einzureihen waren, sie in ihrer Feinstruktur jedoch langst anderen 
Intentionen primar folgten.) - Dies dürfte nicht als Regelfall vorzufinden 
sein; wir wollen hiermit aber doch den auch durch die Friedrichshainer 
Wohungsbefragung sich bestatigenden Hinweis geben, daB das Bild der in si ch 
zusa11111enbrechenden DDR-Gesellschaft eben nicht in toto zutrifft, sondern 
in einer Nebenfolge der Systemveranderungen auch in Einzelfallen Wiederbe­
atmungsversuche erfolgreich und hilfreich greifen. 

Von subjektivem Gewicht erweisen sich auch alle diejenigen Notwendigkeiten 
und Unabwendbarkeiten, im eigenen Haushalt oder in der Datsche langst über­
fallige Renovierungsarbeiten endlich vorzunehmen, die früher infolge be­
kannter Aquisitionsprobleme nicht oder nicht in gewünschter Form erledigt 
werden konnten. Arbeit_Jenseits_der_Erwerbsarbeit fuBt - soweit die Finanz­
mittel reichen - im Dsten Deutschlands weniger auf der Tradition des Hobby­
kellers oder auf sozialpadagogischen Strategien zur Nutzung brach liegender 
Fertigkeiten fUr soziale Zwecke (SCHMIDT 1985). Vielmehr wird hier nun die 
Gelegenheit und die Zeit genutzt, um einen spezifischen personlichen Bedarf 
in Eigenarbeit, so man Uber das erforderliche Know-how verfügt, zu decken. 
Sofern die Einzelinterviews in Privatwohnungen geführt wurden, war bei aller 
Sorgenanhaufung sonst doch auch der Stolz zu spüren, jetzt die eigenen vier 
Wande in den Zus tand gebracht zu ha ben, in dem man si e schon sei t l angem sehen 
wollte. Aus quasi alter defizitarer Lage ziehen vorrangig Manner mit hand­
werklichen Kenntnissen heute Spurenelemente einer Selbstbestatigung und Fami ­
lien ein punktuelles Erleben steigender Lebensqualitat in einem definierten 
Sektor. 
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Hiennit verbunden sind nach unseren Erkenntnissen auch z.T. stark individuell 
zugeschnittene Freizeitorientierungen, die einerseits anknüpfen anden vor­
handenen und heute extensiver genutzten, ehemals Wochenenddomizilen am Rande 
der St adt. Sol che Standorte im Grünen bi e ten si ch "Frei gesetzten" nunmehr zum 
starker jahreszeitlich- und witterungsbedingten Gebrauch an - was in Einzel­
fallen dazu führen konnte, daB unsere Interviewserie in den Sommermonaten 
aufwendigere Tenninabsprachen erforderte, um Gesprachspartner in spe zu einer 
Zeit abzupassen, zu der sie sich kurzzeitig in ihrer "Stadtwohnung" aufhiel ­

ten mi t dann an Erledigungen überreich gefüllten Tenninkalendern. Das Phano­
men knapper Zeit in der nahezu grenzenlosen freien Zeit war in bestimmten 
Situationen auch im Osten schon zu studieren. Andererseits - und das setzt 
bereits früher vorhandene, differenzierte Interessen voraus - kann mitunter 
ei ne Erganzung von Freizeitinteressen dadurch vorgenommen und berichtet wer­
den, daB (1} bereits entwickelte Vorlieben durch die Freizügigkeit westli ­
chen Niveaus neue Anregung und Nahrung erhalten (z.B. Reisen bzw. Reisevor­

berei tungen für spater) oder daB (2) heutzutage Freizeitangebote von der 
Industrie bereitgestellt sind, an die vordem in dieser Auspragung nicht zu 
denken war (z.B. der private PC, Sprachen). Letztgenannter Aspekt bewirkt in 
der nicht unwesentlichen Nebenfolge zudem, daB Bildungs-, Freizeit- und 
Gruppenangebote im Westteil der Stadt zur Kenntnis genommen und, vor allem, 

auch angenommen werden. - Eine ausgepragte Kiezorientierung, wie wir sie im 
Regelfall in Friedrichshain erfahren haben und die zusatzlich Affinitaten 
zu einer Selbstbegrenzung im moglichst herkorranlichen Rahmen bestarkt, er­
weist sich derzeit als eher hinderlich für eine fortdauernde Auseinanderset­
zungsbereitschaft mit neuen Optionen5). - Das heiBt, je nachdem, wie sich 

solche Freizeitorientierungen individuell konkretisieren, werden, hierdurch 
veranlaBt, Uberbrückungsschritte motiviert, die den anscheinend so über­
machtigen Gefahren und Neigungen, sich in der Ausgrenzung bestmoglichst ein­
zuri ch ten, a lternati ves Verha 1 ten "mode 11 haft" entgegensetzen. So lche "Ei n­

he i t in Freizeit" ist keineswegs frei von dem in diesem Beitrag mehrfach be­
zeichneten Ambivalenzen, Enttauschungen und auch Verletzungen . Jedoch werden 
solche Gefühle von diesen Gesprachspartnern nicht als alles überschattende, 
jedes Handeln determinierende Stimmungslage prasentiert. Im Gegenteil - und 

selbst wenn dies eher einem Kraftakt gleichkommt - sind sie bewuBt bestrebt, 
sich von diesen MiBlichkeiten nicht in Ganze tangieren und in allen Inter­
essen demotivieren zu lassen. "Schadensbegrenzung" kann man solches auch 
nennen. 
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Der Bogen der Argumentation schlieBt sich: Prazesse einer Entkoppelung van 
System und Lebenswelt, wie sie eingangs postuliert wurden, sind Mitte 1991 
unübersehbar am Wirken. Von daher ware auf breiterer empirischer Basis zu 
diskutieren, ob aus der Selbstetikettierung als "Verlierer der Einheit" -

was die betroffenen "Freigesetzten" derzeit einreiht in die lange Schlange 
verschiedener Bevolkerungs(teil)gruppen, die ebenfalls unerwünschte Eini­
gungsfolgen zu bewaltigen haben, und damit eine negativ bestimmte Sozialin­
tegration nach sich zieht - nicht im schlechtesten Falle eine Art "lost 

generation" erwachsen konnte, die - weil sie durch Alter und Nacherwerbssta­
tus dauerhaft AnschluBfahigkeit an denkbare Prosperitaten eingebüBt haben 
und von Transferleistungen und ihrem zugebilligten Niveau abhangig bleiben -
sich dauerhaft im relativen Abseits einrichtet (oder einrichten muB). 5) 

Allerdings sind in den van "Freigesetzten" verfolgten Bewaltigungsstrategien 
auch Elemente aufzuspüren, die mogliche gegenteilige Entwicklungen rudimentar 
erkennen lassen: Zu fragen ist, und eine Antwort konnen wir im Rahmen unseres 
Versuchs nicht geben, unter welchen Bedingungen solche Selbstintegrations­
leistungen, wie oben im Zusammenhang mit der Freizeitorientierung beschrie­
ben, im Detail stattfinden, und wie sie sich - vielleicht sogar auf breiter em 
Niveau - sozialpadagogisch stimulieren lassen. Also: Wie eine allmahliche 
Uberführung der "Freigesetzten" in "neue Alte des Ostens" und damit in ein 
verall9emeinertes bundesdeutsches Seniarenwesen zu bewerkstelligen ware. 
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--, 

Arvnerkun9en: 

l) DaB die transfonnationsspezifische und arbeitsmarktmotivierte "Freiset­
zung" llterer Arbeitnehmer in West und 0st die langerfristig als so be­
deutsam herausgestrichene Signalverlnderung einer sich ausweitenden Le­
bensarbeitszeit ins momentane Diskussionsabseits drangt, sei hier nur 
knapp angesprochen. Zentrale Inhalte der _politischen Debatten um das Aus­
laufen des Vorruhestandsgesetzes in der BRD (alt) und des Rentenreform­
gesetzes spielen aktuell keine Rolle mehr im tagespolitischen Krisenma­
nagement. 

2) Erfahrungen mi t "frei gesetzten" llteren Arbei tnehmern in der BRD ( a lt) 
geben Zeugni s von der hohen subjektiven Bedeutung, die solchen Freizeit­
und Tatigkeitsraumen zuzubilligen ist. Vieles was anderenorts über die 
Konstitution von Feldern für "Arbeit jenseits der Erwerbsarbeit" debat­
tiert wird (z.B. KN0PF/SCHAFFTER/SCHMIDT 1989) relativiert sich dort, wo 
Personen über adlquate Ressourcen bereits verfügen, die sie nunmehr 
situativ mit neuem Sinn und in neuem zeitlichen Rahmen rekonstruieren 
konnen. (Und dort, wo organisierte Projekte wirken, macht man die Erfah­
rung, daB diese Personen zu den saisonal Mitwirkenden zahlen, weil ihr 
Interesse am Projekt und ihr Engagement zu anderen Jahreszeiten z.B . mit 
Gartenarbeit kollidiert.) 

3) Die "Projektgruppe Sozialanalyse Friedrichshain" führt zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieser Studie in diesem Bezirk eine Altenbefragung durch , die 
das Ziel verfolgt, Grundinformationen zur Lebenslage der rund 18.000 
Rentner(-innen) in Friedrichshain bereitzustellen und den weiteren Auf­
bau einer bezirklichen Altenarbeit mit zu unterstützen. Die am Projekt 
Mitwirkenden sind überwiegend ABM-Mitarbeiter( - innen) des Bezirksamtes. 
Die Projektleitung (Gudrun Prengel) hingegen wurde, solange es existierte, 
dem Institut für Soziologie und Sozialpolitik übertragen. 

Im Kontext dieser Altenbefragung konnten für die vorliegende Arbeit Kon­
takte zu Freizeitstatten und ihrem Personal genutzt werden, um mit 
"Frei gesetzten" i ns Gesprach zu koITITien. - Andere Infonnat i onsque 11 en 
konnten über Westberliner Projekte erschlossen werden, die im Rahmen des 
Programms "Erfahrungswissen Alterer nutzen" ihre Praxisfühler langst 
auch in den 0stteil der Stadt ausgestreckt hatten. Dies eroffnete Zu­
gange zu Personen, die als Experten in eigener Sache bezeichnet werden 
konnen (Vorruhestandler, die im Management sol cher Vereinigungen aktiv 
sind) oder auch über Projektberatung Einschatzungen zur Arbei t solcher 
Gruppierungen zu liefern in der Lage sind. Kurz: Wir versuchten mog­
lichst viel faltige Zuglnge zum Feld auszuprobieren und unsere Einschat­
zungen im ProzeB ihrer Reifung mit Experten rückzukoppeln . 

4) Es ist jedoch fraglich, ob manche formal gegebenen Kompensationschancen 
faktisch auch immer genutzt werden konnen. Zum Beispiel: Ein Interview­
ter, Bezieher von Altersübergangsgeld, ist verheiratet; sei ne Frau , 
Diplom-Lehrerin, macht einen Karrieresprung und wird kommissarisch mit 
einer stellvertretenden Schulleitung betraut. Eine solche Parallelitat 
von Ausgl iederung und Fortkommen kann mit Blick auf Budgetwirkungen aus­
gleichende Tendenzen zeitigen; sie kann beziehungsdynamisch aber zugleich 
problemverscharfende Prozesse auslosen. · 
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5) In diesem Kontext sind Bestrebungen von Freizeitstatten, ihren Besuchern 
kostengünstige Gruppenreisen zu bieten, hier durchaus geeignet, Ent­
koppelungsprozessen dadurch intentional entgegenzuwirken, daB die Gene­
rationen der ~lteren und Betagten nicht (relativ ) ausgeschlossen blei­
ben von der Chance, unabhangig von Familienbeziehungen Westdeutschland 
und angrenzende westliche Staaten (wieder) kennenzulernen. 

6) In dem MaBe, in dem sich in naher Zukunft das Lohnniveau in den neuen Bun­
deslandern und im Ostteil Berlins dem West-Niveau annahert, wird dann 
allerdings auch das gewahrte Altersübergangsgeld steigen. Oas heiBt, die 
Restriktionen, von denen die Teilnehmer der Interviews und Gruppendis­
kussionen berichten, konnen im günstigen Fall auf mittlere Sicht einge­
ebnet werden: eine Oifferenzierung der Lebenssituationen von Altersüber­
gangsgeld-Empfangern nach dem Zeitpunkt des erstmaligen Bezugs dieser 
Leistung ist nicht auszuschlieBen. Und dieser Umstand ware dann auch für 
das (Selbst-)Integrationsproblem von Bedeutung. 



--------------------
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l. Ei nführung 

Seit über einem Jahrzehnt ist die Bedeutung der Bevolkerungsentwicklung für 
den sozialstrukturellen Wandel zu einem Dauerthema der gesellschaftspoliti­
schen Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland geworden. Dies gilt vor 
allem im Zusa111Tienhang mit Fragen der Finanzierbarkeit sozialer Leistungen. 
Problembewu6tsein hinsichtlich beschaftigungspolitischer Fragestellungen ist 
demgegenüber erst in den letzten Jahren aufgeko111Tien. 

Wie wird die Erwerbsarbeit in der Zukunft aussehen; wie i st das künftige 
Arbeitskraftepotential strukturiert, welche Bedingungen müssen geschaffen 
werden, um weiterhin wirtschaftlich konkurrenzfahig zu sein? Auf diese und 
andere Zusanrnenhange soll im folgenden naher eingegangen werden, wobei auch 
das Problem der sozialpolitischen Gestaltbarkeit künftiger Entwicklung einbe­
zogen wird. Die Situation und Rolle von alteren Arbeitnehmern wird dabei be­
sonders berücksichtigt. 
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Wenn über Auswirkungen kon-mender Entwicklungen etwas ausgesagt werden soll, so 
besteht leicht die Gefahr, ins Spekulative abzugleiten; insofern handelt es 
sich im folgenden um thesenartige Uberlegungen. Es versteht sich von selbst, 
daB der Komplexitat und Differenziertheit des Begriffs der Erwerbsarbeit 
hier nur wenig Rechnung getragen werden kann. Um dennoch einen realistischen 
Bezug herzustellen, wird an soziale und wirtschaftliche Orientierungen und 
Strategien angeknüpft und diese auf ihre potentiellen Gestaltungsmoglichkeiten 
künftiger Erwerbsarbeit befragt. 

2. Demographischer Wandel 

2.1 Vorbemerkung 

An Bevolkerungsprognosen in die Zukunft wird haufig kritisiert, daB durch sie 
z.B. politisch bedingte Wandlungsprozesse oder subjektive Verhaltensanderungen 
nicht erfa6t werden und Vorhersagen schon aus diesen Gründen nur sehr vage 
Aussagekraft besitzen. Als Beleg hierfür wird u.a. auf den von niemandem vor­
hersehbaren und vollig überraschenden ZusalllTienbruch der ehemaligen DDR im 
Jahre 1989 und die darauf folgende Vereinigung beider deutscher Staaten ver­
wiesen. Ebenso konnten auch Veranderungen im Zusan-menhang mit der Integration 
der westeuropaischen Staaten für die nationale Bevolkerungsentwicklung der­
zeit kaum abzusehen sein. 

In dieser Kritik drückt sich ein MiBverstandnis Uber den Anspruch und die 
Reichweite wissenschaftlicher Bevolkerungsvorhersagen bzw. -prognosen aus. 
Diese dienen nicht der Prophezeiung tatsachlich eintretender Entwicklung, 
sondern weisen alternative Moglichkeiten von langerfristigen Trends und Ent­
wicklungsverlaufen nach. Sie stellen somit lediglich eingeschrankte "Wenn­
Dann-Aussagen" dar. Diesbezügliche Berechnungen basieren auf mehr oder minder 
gesicherten Annahmen u.a. zur Geburtenentwicklung (Fertilitat), zur Sterb­
lichkeit (Mortalitat) und zur Wanderungsbewegung (Migration). Die demographi­
sche Entwicklung ist zudem dadurch charakteris iert, daB selbst gro6ere Krisen 
oder sogar Kriege durch langfristige Trends überdauert werden. Schlie6lich 
gründen Annahmen über die Bevolkerungsentwicklung bzw. deren künftige Struk­
tur auf dem Umstand, da6 ein Teil dieser Bevolkerung heute bereits geboren 
ist, was den Vorhersagewert um so plausibler werden laBt. 
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2.2 Bevolkerungsentwicklung nach den Vorausberechnungen des Statistischen 

Bundesamtes 

Die siebte koordinierte Bevolkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundes­
amtes (vgl. SOMMER 1992) geht vom Bestand der Bevolkerung des Bundesgebiets 
vom 31.12. 1989 aus. Dieser Bestand wird bis zum Jahr 2030 jahrgangsweise fort­
geschrieben. Dabei handelt es sich für den Zeitraum bis zur Jahrtausendwende 
um Vorausberechnungen und für die Zeitspanne bis 2030 um Modellrechnungen 
(vgl. hierzu ausführlich BRETZ 1986; UMBACH 1987). Bei den der Berechnung zu­
grundeliegenden Annahmen mu6ten die Unterschiede der beiden nunmehr zusammen­

gefa6ten deutschen Staaten berücksichtigt werden. 

Fertilitat 

Die Geburtenhaufigkeit lag in der ehemaligen DDR deutlich hoher als in der 
alten Bundesrepublik. Ein massiver Einbruch bei der Geburtenzahl erfolgte in 
den Jahren 1990 (- 12 v.H.) und 1991 (- 39 v.H.) für die neuen Bundeslander. 
Der Wert der Nettoreproduktionsrate, die anzeigt, inwieweit unter Berücksich­
tigung der Fruchtbarkeits- und Sterblichkeitsverhaltnisse des Beobachtungs­
zeitraums eine Frauengeneration durch die von diesen Frauen geborenen Hadchen 
ersetzt wird, sank von 0,75 (1989) auf 0,71 (1990) und schlie6lich auf nunnehr 
0,42 im Jahr 1991. Im Vergleich dazu lag die Nettoreproduktionsrate 1989 in 
den alteo Bundeslandern wie schon in den Vorjahren weiterhin bei 0,67. Die 
Unterschiede im Geburtenniveau zwischen den alten und neuen Bundeslandern 
gingen in die Vorausberechnungen zur Bevolkerungsentwicklung ebenso ein wie 
die Annahme, da6 sich bis zum Jahr 1995 die Geburtenniveaus auf das derzeit in 
den alten Bundeslandern bestehende anpassen werden (SOMHER 1992: 217) . 

Hortalitat 

Auch hinsichtlich der Sterblichkeit bzw. der aus ihr abgeleiteten Lebenserwar­
tung, werden fUr die Vorausberechnungen unterschiedliche Annahmen für die al­
ten und neuen Bundeslander berücksichtigt. In den alten Landern der BRD liegt 
die durchschnittliche Lebenserwartung im Jahr 1989 bei 72,6 Jahren für mannli­
che und bei 79,0 Jahren fUr weibliche Neugeborene. In der ehemaligen DDR be­
tragt die durchschnittliche Lebenserwartung von Neugeborenen im selben Jahr 
nur 70,1 Jahre für die Manner und 76,4 Jahre für die Frauen. Für die Fort­
schreibung wird angenommen, da6 im Gebiet der alteo Bundeslander die Lebenser-



l 
- 122 -

wartung bis zum Jahr 2000 um weitere zwei Jahre zunimmt und dann konstant 
auf diesem Niveau verbleibt. FUr die neuen Bundeslander wird bis zum Jahr 
2010 ein Anstieg der Lebenserwartung auf das jetzige Ausgangsniveau der alten 
Lander erwartet, eine Angleichung wird erst bis zum Jahr 2030 angenommen. 

Migration 

Annahmen für die Wanderungsbewegung unterscheiden zwischen AuBen- und Binnen­
wanderung. Ein Ausgleich des Saldos aus Fort- und ZuzUgen von Deutschen (Aus­
siedler) wird voraussichtlich im Jahr 2001 erfolgen . Bei den Aus l andern wird 
ein deutlicher ZuwanderungsUberschuB gegenUber den FortzUgen erwartet , der 
bis zum Jahr 2030 anhalten wird . Die Binnenwanderung zwischen den alteo und 
den neuen Bundeslandern wid sich Mitte der neunziger Jahre im Saldo ausgegli­
chen haben, so da6 die Wanderungsbewegung bis zum Jahr 2030 Uberwiegend von 
den Fort- oder ZuzUgen aus dem Ausland bestimmt wird. Der zahlenma6ige Umfang 
von Fort- bzw. ZuzUgen von Auslandern i st stark von politischen Entscheidungen 
und Entwicklungsprozessen beeinflu6t. Der siebten koordinierten Bevolkerungs­
vorausberechnung liegt die Annahme eines WanderungsUberschusses fUr den Ze1t­
raUAI von 1990 bis 2030 zugrunde, dabei wird sich nach dem Zuzug von Aussied­
lern auch derjenige der Auslander abschwachen und nach dem Jahr 2000 auf ei­
nem relativ konstanten Niveau verlaufen. Der WanderungsUberschu6 wird dabei 
4,75 Mio. Personen betragen. Darunter wird es sich voraussichtlich zu etwa 
zwei Dritteln um Auslander handeln. 

Zusanmenfassung 

Die Bevolkerungsentwicklung bis zum Jahr 2030 ist durch zwei demographische 
Trends charakterisiert: Dem anhaltenden Geburtenrückgang und den Zuwanderungen. 
Vor allem die Geburtenentwicklung, die zunachst durch den einschneidenden 
RUckgang in den neuen Landern gepragt wird, schlie6lich aber auch ab Mitte 
der neunziger Jahre d~rch ein weiterhin sinkendes Geburtenniveau in den alten 
Landern der Bundesrepublik bestimmt ist, führt zu einer Abnahme der Zahl der 
deutschen Bevolkerung insgesamt. Diese Entwickl ung wird auch durch die Wande­
rungsbewegung bzw. den WanderungsüberschuB von zuziehenden Auslandern gema6 
den zugrunde liegenden Annahmen nicht kompensierbar sein. Zugleich fi ndet ein 
grundlegender struktureller Wandel statt, der durch den deutlichen Anstieg des 
Bevolkerungsanteils, der sich in einem hoheren Lebensalter befindet, charakte­
risiert ist. Der Alterslastquotient - das Verhaltnis der Altenpopul ation be-
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zogen auf die Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter - wird im betrachteten 
Zeitraum bis 2030 von 20 Prozent auf 40 Prozent steigen. Er wird damit etwa 
dem heutigen Gesamtlastquotienten (Alters- plus Jugendlastquotienten) ent­
sprechen (KÜHLEWIND 1992: 5). Diese Entwicklung wirkt sich nicht nur auf die 
Problematik der Finanzierbarkeit des Soz ialen Sicherungssystems in der Bun­
desrepublik aus, sondern ebenso auf das Verhaltnis zu den Bereichen Arbeit 
und Wirtschaft. 

2.3 Strukturwandel der Erwerbspersonen - Berechnungen der Bundesanstalt für 
Arbeit 

Die Vorausberechnungen für das Erwerbspersonenpotential durch die Bundesan­
stalt für Arbeit (vgl. TH0N 1991a; 1991b) belegen sehr deutlich einen struk­
turellen Wandel der Zusammensetzung des Erwerbspersonenpotentials. Der Be­
griff des Erwerbspersonenpotentials umfaBt die Erwerbstatigen, die Arbeitslo­
sen und die "stillen Reserven" des Arbeitsmarktes. Als Erwerbspersonen werden 
die Erwerbstatigen einschlieBlich der Arbeitslosen bezeichnet. 

Die Prognosen der Bundesanstalt für Arbeit zum Erwerbspersonenpotential unter­
stellen konstante Geburten- und Sterbeziffern und konstante Entwicklungen bei 
den Zuwanderungstrends. lm Falle konstanter Erwerbsquoten und einem Nettozu­
wanderungsüberschuB im Zeitraum von 1991 bis 2010 von 4,6 Mio. Personen würde 
das Erwerbspersonenpotential bis zum Jahr 2010 um ca . 1 Mio. und bis zum Jahr 
2030 um ca. 9 Mio. reduziert. 
Unterstellt man variable Erwerbsquoten im Hinblick auf die Heraufsetzung der 
Altersgrenzen und/oder einer verschieden starken Zunahme der Frauenerwerbs­
quote, so wirken die niedrigen Geburtenziffern erst ab 2010 auf den Umfang 
des Erwerbspersonenpotentials deutlich ein. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt 
die Zahl relativ konstant (vgl . TH0N 1991b: 706). 

Die besondere Bedeutung dieser Entwicklung für die Bereiche Wirtschaft und 
Arbeit wird deutlich, wenn man die innere Struktur des künftigen Erwerbsper­
sonenpotentials betrachtet. Bereits heute nimmt das Potential an Erwerbsper­
sonen im Alter zwischen 15 bis unter 30 Jahren tendenziell ab, wahrend der 
Anteil der 50jahrigen und alteren ansteigt. Im Jahr 2010 wird die Halfte des 
Erwerbspersonenpotentials in einem Alter zwischen 30 bis unter 50 Jahren alt 
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sein. Der Anteil der über 50 Jahre alten Erwerbspersonen ist auf 26 v.H. an­

gestiegen, wahrend sich der Anteil der unter 30jahrigen von 32 v.H. (1990) 
auf 25 v.H. reduziert hat. Für das Jahr 2030 wird prognostiziert, daB der 
Umfang des Erwerbspersonenpotentials insgesamt um etwa 9 Mio. Personen sin­
ken wird. Dies entspricht einem Rückgang von über 20 v.H. Der relative An­
teil der 50jahrigen und alteren wird dann etwa ein Drittel (29 v.H.) betra­
gen, wohingegen der der unter 30jahrigen auf ein fünftel (21 v.H.) absinkt. 
Absolut um etwa 4 Mio. Personen geschrumpft, wird der relative Anteil der 
30- bis unter 50jahrigen am Erwerbspersonenpotential rund 50 v.H. betragen 
(ebenda: 710). 

Damit ist die Frage nach der Entwicklung von Tatigkeits- und Qualifikations­
strukturen künftiger Erwerbsarbeit im Kontext des demographischen Wandels ge­
stellt. Vor allem der Einzug neuer Technologien, z.B. der Mikroelektronik, . 
hat in den letzten Jahren zu einem grundlegenden Wandel der Erwerbsarbeit 
geführt (vgl. BEHREND 1987). Dienstleistende Tatigkeiten haben gegenüber dem 
Produktionsbereich deutlich zugenonrnen. So ist nach den Berechnungen der IAB/ 
Prognos-Projektion von 1989 (vgl. TESSARING 1991) der Anteil der Erwerbstati­
gen in den dienstleistenden Sektoren im Jahr 1987 auf rund 57 v.H. angestie­
gen und wird voraussichtlich bis zum Jahr 2010 65,9 v.H. betragen. Demgegen­
über werden die Erwerbstatigenzahlen in den Sektoren des warenproduzierenden 
Gewerbes von 39,3 (1987) auf 32,1 v.H. im JAhr 2010 sinken (ebenda: 47). 
Diese Umstrukturierung der Wirtschaftssektoren ist zugleich mit einer Zunahme 
von Angestellten und einem Rückgang der Arbeiter anden Erwerbstatigen ver­
bunden. Ebenso hat die Ausweitung des Dienstleistungssektors einen deutlichen 
Anstie9 der Frauenerwerbsquote bewirkt. 

Darüber hinaus haben auch die Tatigkeits- und Qualifikationsprofile im Er­
werbsprozeB einen Wandel erfahren. Der Bedarf an Hilfstatigkeiten - z.B. die 
der Produktion vor- oder nachgelagert sind und an die nur geringe Qualifika­
tionsanforderungen gestellt werden - hat abgenonrnen. Starkeres Gewicht haben 
dagegen hoher qualifizierte Tatigkeiten und die Nachfrage danach am Arbeits­
markt insgesamt erhalten. Auch hierzu hat die Expansion des Dienstleistungs­
bereichs wesentlich beigetragen, wobei der Kreis von Tatigkeiten wie Uber­
wachung, Kontrolle, lnstandhaltung usw. - also Dienstleistungen innerhalb des 
Produktionsbereichs - zugenol1111E!n haben (vgl. C0RNELSEN 1993). 
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Nach der mittleren Variante der IAB/Prognos-Projektion wird diese Entwicklung 
auch in der Zukunft anhalten. So wird voraussichtlich im Jahr 2010 der Anteil 
der Erwerbstatigen in hoherqualifizierten Tatigkeiten (Führungsaufgaben, Or­

ganisation und Management, qualifizierte Forschung und Entwicklung, Betreu­
ung, Beratung, Lehren u.a.) gegenüber 1985 von 28 v. H. auf 39 v.H. ansteigen. 
Hilfstatigkeiten in Produktion, Reinigung, Bewirtung, Lagerhaltung, Trans­
port, einfache Bürotatigkeiten, Verkaufshilfen u.a. werden im selben Zeitraum 
von 27 v.H. auf 18 v.H. zurückgehen (vgl. STOOS/WEIDIG 1990: 45). Mit der 
strukturellen Veranderung und Verlagerung spezifischer Erwerbstatigkeiten 
verandert sich die Qualifikationsnachfrage. KUnftig werden sich die Aussich­
ten auf dem Arbeitsrnarkt für ungelernte Arbeitskrafte weiter verschlechtern. 
Tendenziell stei9en wird auch weiterhin die Nachfra9e nach Absolventen von 
Fachschulen, Fachhochschulen und Universitaten. 

2:4 Arbeitsmarktpolitische Steuerun9smo9lichkeiten 

Den Veranderungen, die sowohl den Umfang als auch die innere Struktur des Er­
werbspersonenpotentials der 8undesrepublik Deutschland voraussichtlich be­
stimmen werden, konnen sozialpolitische bzw. arbeitsmarktpolitische Ma6nahmen 
sowie die verstarkte Nutzung bestehender Reserven ent9egenwirken. 

- Der Geburtenrückgan9 in der Bundesrepublik ist ein Trend, der sich eben­
falls in den meisten Landern der Europaischen Gemeinschaft vollzieht. Auf-
9rund dieser Tatsache mu6 davon aus9e9an9en werden, da6 der Strukturwandel 
beim Erwerbspersonenpotential durch Wanderun9sbewe9un9en innerhalb der 
EG-Lander nicht kompensiert werden kann. In den EG-Staaten wird mo9licherwei­
se langfristi9 ein Konkurrenzkampf um knappe Arbeitsplatze entstehen (v9l. 
KONLE-SEIDL et al. 1990). Hierbei gilt es, fUr die Bundesrepublik bestehende 
Attraktivitatsvorteile (soziale Sicherung, Arbeitsbedin9ungen, Entlohnung, 
Standortvorteile usw.) zu bewahren bzw. weiter auszubauen und Anreize für 
die Zuwanderun9 zu schaffen. Hinsichtlich der Zuwanderer ist allerdin9s zu 
berücksichtigen, inwieweit deren Ausbildungsstand dem Bedarf der deutschen 
Industrie entspricht und wie hoch die Akzeptanz für die Mi9ration im lnland 
ist. 
- Eine wichti9e arbeitsmarktpolitische Auf9abe besteht in der Erhohung der 
Erwerbsbeteili9ung von Frauen. Vor allem die jüngeren Frauen weisen zunehmend 
ein hoheres berufliches Qualifikationsniveau auf. Die sich abzeichnende An­
passung der Frauenerwerbsquote an die der Manner in der Bundesrepublik kann 
einerseits den demographischen Wandel - Rückgan9 der Zahl der Erwerbsperso­
nen - "abfedern" und unter bestimmten Bedingungen zu9leich die Geburtenhau­
figkeit positiv beeinflussen (vgl. WAGNER 1990: 469). 
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- Die verstarkte Einbeziehung von Frauen in das Erwerbsleben setzt neben dem 
Einkonmensaspekt auch die Schaffung bestinmter Anreize bzw. Rahmenbedingungen 
voraus, z.B. durch die Veranderung des Verhaltnisses zwischen Erwerbsarbeit 
und Hausarbeit. Beruf und Hausarbeit dürfen sich nicht wie bisher für die 
Frauen nahezu ausschlieBen, sondern müssen vor allem auf Moglichkeiten 
flexibler Arbeitszeitgestaltung und der Ausweitung von Teilzeitarbeitsge­
legenheiten ausgerichtet werden. 
- Der künftig notwendiqe Rückqriff auf "Reserven" des Arbeitskraftepotentials, 
auf die Frauen oder die alteren Arbeitnehmer, setzt voraus, da6 deren Lei­
stungsfahigkeit den Anforderungen der freien Arbeitsplatze entspricht - sozu­
sagen "marktgerecht" ist. Dies ist eine zentrale Voraussetzung für kontinu­
ierliche betriebliche lnnovationen. Demnach stellt z.B. die massenhaft.e Be­
reitstellung altersgema6er Arbeitsplatze (Schonarbeitsplatze) lediglich eine 
Arbeitsbeschaffungsma6nahme dar, wenn auf diesen Arbeitsplatzen keine markt­
gerechten Tatigkeiten erbracht werden (vgl. BUTTLER 1990; KOCHLING 1992). 
- Die geringer werdende Zahl nachrückender jüngerer Arbeitskrafte in das Er­
werbsleben beinhaltet die Gefahr einer Stagnation oder gar eines Rückgangs 
der Arbeitsproduktivitat insgesamt. Dies um so mehr, da die Expansion des 
Dienstleistungsbereichs mit zunehmend hoheren Qualifikationsanforderungen an 
die Beschaftigten verbunden ist, und es künftig nicht um den blo6en quantita­
ven Austausch von Erwerbstatigen mit gering qualifizierten beruflichen Fahig­
keiten gehen wird. Jüngere Arbeitskrafte sind in der Regel besser den aktu­
ellen betrieblichen Anforderungen angepa6t als diejenigen, die sich am Ende 
des Erwerbslebens befinden bzw. aus diesern ausscheiden. Notwendig ist des­
halb, die Aus- und Weiterbildungsma6nahmen zu verbessern. Dies gilt auch im 
Hinblick auf qualifizierte Umschulungsma6nahmen für die Gruppe der alteren 
Arbeitnehmer. 

Zusanmenfassung 

Mit der Bevolkerungsentwicklung andert sich auch die Struktur des Erwerbs­
personenpotentials, was unmittelbar auf die Bereiche Wirtschaft und Arbeit 
Auswirkungen haben wird. Als Folge der demographischen "Altersschere" werden 
Betriebe künftig - spatestens ab 2010 - auf altere Erwerbspersonen zurück­
greifen bzw. mit alternden Belegschaften produzieren müssen. Auch diese Ent­
wicklung wird, da für andere lndustrienationen ebenso zutreffend, nicht ohne 
weiteres durch die Rekrutierung von jüngeren Arbeitskraften aus dem Ausland 
kompensiert werden konnen. Ressourcen bestehen bei weiblichen Erwerbsperso­
nen, die mit steigendem Qualifikationsniveau auf den Arbeitsmarkt drangen. 
Eine hohere Flexibilisierung der Arbeitszeiten kann dazu beitragen, verstarkt 
Frauen ins Erwerbsleben einzubinden. Eine wichtige arbeitsmarktpolitische 
Aufgabe besteht in der Steigerung der Effektivitat von Aus- und Weiterbil­
dungsma6nahmen sowie qualitativen Umschulungsma6nahmen, um die Leistungs­
fahigkeit auch alterer Arbeitnehmer zu erhohen bzw. zu erhalten. 
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3. Strategien betrieblicher Beschaftigungspolitik 

Die demographische Entwicklung bewirkt eine strukturelle Veranderung des 
Arbeitskraftepotentials. Damit verandern sich auf der Ebene der Einzelbetrie­
be die Moglichkeiten und Strategien der Mitarbeiterrekrutierung . Mittelfristig 
wirkt dies wiederum auf die Personalstruktur (interne Demographie) der Betrie­
be und zieht personalwirtschaftliche Folgeprobleme nach sich. Die eingespiel­
ten Strategien konnen im Spannungsfeld zwischen der Arbeitsmarktentwicklung 
und dem demographischen Druck nicht mehr problemlos greifen. Bevor auf 
Probleme künftiger Personalplanung bzw. betrieblicher Beschaftigungspolitik 
naher eingegangen wird, wird kurz die Verteilung der Erwerbspersonen nach 
der GroBe der Betriebe dargestellt. Die BetriebsgroBe hat wesentlichen Ein­
fluB auf die organisatorische Ausgestaltung betrieblicher Beschaftigungspo­
litik. 

Die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit (Stand am 30.6.1991) weist aus, 
daB 57,7 v.H. der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten in Betrieben 
mit einer Betr1ebsgr~Be von unter 200 Beschaftigten arbeiten. Beim überwie­
genden Teil der Betriebe (62,30 v.H.) handelt es sich um 0rganisationen in 
einer GroBenklasse von 1 bis 4 Beschaftigten. Der relative Anteil von GroB­
betrieben mit mehr als 1 000 Beschaftigten betragt 0,1 v.H. Allerdings binden 
diese Betriebe etwa 20 v.H. der Beschaftigten insgesamt {vgl. KÜHL 1992). Die 
Mehrzahl der Beschaftigten in der Bundesrepublik Deutschland arbeitet dem­
nach in Klein- und Mittelbetrieben . Diese sind im Unterschied zu GroBbetrie­
ben dezentralisiert und als Einzelbetrieb haufig autonomer als z.B. der 
Filialbetrieb eines GroBunternehmens. Zugleich wird auch deutlich, daB hin­
sichtlich der Frage nach moglichen Auswirkungen der demographischen Entwick­
lung auf die Personalpolitik bzw. Personalplanung von einer groBen Varia­
tionsbreite einzelbetrieblicher Reaktionsweisen auszugehen ist. 

Ausgangspunkt für die Überlegungen über die Ausgestaltung der Erwerbsarbeit 
der Zukunft ist der Betrieb bzw. die betriebliche Beschaftigungspolitik. Da­
bei stellt das betriebliche Kosten- und Rentabilitatskalkül den Handlungs­
rahmen dar. Die menschliche Arbeitskraft ist ein betrieblicher Faktor neben 
anderen z.B. Kapitalkosten, Maschineneinsatz, Lagerhaltung usw. Nach KÜHL 
(1992) lassen sich drei Definitionsmerkmale betrieblicher Beschaftigungspo­
litik feststellen: 
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- Betriebe entscheiden relativ autonom über Zugangswege zum Betrieb und Uber 
Belegschaftsstrukturen und Mechanismen innerbetrieblicher Arbeitsmarkte. 
Sie regeln Betriebswechsel, Altersfluktuation, Personalabbau und Entlassun­
gen. Sie fordern Hoherqualifizierung der Belegschaften und reagieren auf 
deren Alterung. 

- Betriebe werden flankiert von einem breitgefacherten Instrumentarium zum 
Auffangen und Stützen bei Beschaftigungsabbau und Betriebsstillegungen. 
Hierbei handelt es sich um betriebsextern verantwortete und finanzierte 
MaBnahmen. 

- Schlie61ich kann der Betrieb als Handlungsort extern verantworteter Politik 
der Arbeits- und Beschaftigungspolitik sowie der Arbeitszeitpolitik ge­
kennzeichnet werden. 

Ein zentrales Ziel betriebl i cher Beschaftigungspolitik ist das Erreichen einer 
ausgewogenen Altersstruktur. Bewahrt haben sich in diesem Zusa01T1enhang soge­
nannte Senioritats- Ent l ohnungssysteme. Arbeitnehmer, die schon langere Zeit 
im Betrieb beschaftigt sind, nehmen eine bessere Einko01T1ensposition ein und 
haben Anspruch auf bestimmte innerbetriebliche Privilegien. Dadurch wird für 
jüngere Beschaftigte ein Anreiz für eine innerbetriebliche Karriereplanung 
geschaffen. Diese Strategien funktionieren allerdings nur bei einer optimalen 
"Durchmischung" der verschiedenen Lebensalter innerhalb einer Betriebsbeleg­
schaft und einem reibungslosen Wechsel auf den jeweiligen betrieblichen Posi­
tionen (vgl. WAGNER 1990). 

Für Bet riebe war und ist es relativ unproblematisch, altere Arbeitnehmer 
"freizusetzen" und entsprechend den veranderten Arbeitsanforderungen durch 
Jüngere auszuwechseln . Hierfür steht ein Instrumentarium sozialer Sicherung 
bereit, das neben dem Arbeitsunfall, der Berufskrankheit, der Arbeitsunfahig­
keit und der Arbeitslosigkeit auch die langerfristige Minderung der Erwerbs­
fahigkeit sowie das Al ter als leistungsauslosende Tatbestande materiell 
sichert (vgl. BEHREND 1992). 

Der in der Bundesrepublik charakteristische Trend einer vorgezogenen, bereits 
früh einsetzenden Beendigung des Erwerbslebens beruht auf einem unausgespro­
chenen Konsens zwischen den Akteuren im Bereich der gesetzlichen Rentenver­
sicherung, der Betriebe bzw. deren Geschaftsführungen und schlieBlich der 
Arbeitnehmer selber. Soziologisch ausgedrückt handelt es sich beim "early 
exit" um einen Emergenzeffekt der Interaktion interdependenter Systeme 
(vgl. z.B. ROSENOW/NASCHOLD 1993). Durch die Institutionalisierung von Mog­
lichkeiten der vorgezogenen Beendigung des Erwerbslebens in Form gesetzli­
cher Regelungen, z.B. dem Vorruhestandsgesetz (1984-1988), der "59er-Rege-
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lung", vor allem aber durch die Flexibilisierung der Altersgrenzen im Be­
reich der gesetzlichen Rentenversicherung (1973) sollte u.a. dem Problem­
druck auf dem Arbeitsmarkt Rechnung getragen werden. Die sozialpolitische 
Drientierung dieser Instrumente ist darauf ausgerichtet, den Lebensstandard 
der aus dem Erwerbsleben Ausscheidenden weitgehend zu sichern. Ein versi­
cherungsmathematischer Abschlag bestand bei den vorgezogenen Rentenarten 
nicht. Im Falle der Erwerbsminderungsrenten, die nicht an ein bestimmtes 
Alter gebunden sind, erfolgt sogar eine Gleichstellung infolge fiktiver 

Beitragsanrechnungszeiten. 

Die Personalpolitik der Betriebe konnte sich problemlos an diesem Instrumen­
tarium ausrichten und mehr oder minder deutlich altere und/oder leistungsge­
minderte Arbeitnehmer zur "Freisetzung drangen" (Externalisierungsstrate­
gien). Dies war für einen Teil der vorzeitig Ausscheidenden mit zusatzlichen 
Anreizen wie Abfindungszahlungen, Betriebsrenten und anderen Zusatzversor­
gungen verbunden. Durch den Austausch mit jüngeren Arbeitskraften konnte zu­
dem den technologischen Innovationsschüben in den Wirtschaftssektoren und 
den veranderten Anforderungen andas Qualifikationsniveau Rechnung getragen 
werden. 

Die innerbetrieblichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer - Betriebs­
rate u.a. - haben u.a. die Aufgabe, Entlassungsma8nahmen auf ihre "Sozial­
vertraglichkeit" hin zu prüfen. Nach z.B. dem Betriebsverfassungsgesetz oder 
dem Personalvertretungsgesetz sind besondere Schutzregelungen für altere Be­
schaftigte zu beachten. Diese bestimmen die materiellen Bedingungen, unter 
denen Kündigungsvorgange verlaufen. Betriebs- oder personalratliche Entschei­
dungen hinsichtlich der Kündigung von Belegschaftsmitgliedern sind dabei 
aber auch weitgehend am beschriebenen Instrumentarium der Sozialen Sicherung 
orientiert. Dies machen Vergleiche von Kündigungsentscheidungen deutlich, 
wonach Betriebsrate eher der Entlassung eines Endzwanzigers als der eines 
Endvierzigers zustimmen, aber gleichzeitig eher der eines ·Endfünfzigers als 
der eines Endzwanzigers (vgl. BEHRENS 1994). 

Die Moglichkeit, vorzeitig - also vor der Vollendung des 65. Lebensjahres -
das Arbeitsleben aufzugeben, ist fester Bestandteil der Lebensplanung der 
Arbeitnehmer geworden (vgl. KOHLI et al. 1991). Vor dem Hintergrund bela­
stender Arbeitsbedingungen, sinkender Leistungsfahigkeit und steigendem Kon-
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kurrenzdruck entspricht dies auch weitgehend ihren Wünschen. Allerdings ist 
eine zunehmende Differenzierung der Struktur alterer Arbeitnehmer zu berück­
sichtigen, wobei empirisch vielfach belegt wurde, welche Unterschiede in den 
Einstellungen zur Frühberentung bestehen (NAEGELE 1992: 243 ff.). Dar-
über hinaus hat ein struktureller Wandel der Wertorientierungen stattgefun­
den, der von einer stark arbeitszentrierten Einstellung hin zu einer groBeren 
Bedeutung der Freizeit als gesellschaftlichem Wert geführt hat. Auch dieser 
Umstand hat dazu beigetragen, daB die Frühberentung zumindest bei einem 
groBen Teil der Arbeitnehmer durchaus akzeptiert und sogar angestrebt wird 
(vgl. hierzu auch die Beitrage von W0LF und NAEGELE in diesem Band). 

Aufgrund der demographischen Entwicklung wird sich langerfristig - sofern die 
zuvor beschriebenen arbeitsmarktpolitischen Bemühungen zur Forderung der 
Frauenerwerbstatigkeit usw. nicht greifen - die Personalstruktur der Betrie­
be verandern. Die bisherigen Strategien des Austauschs alterer gegen jüngere 
Arbeitskrafte lassen sich nicht mehr durchhalten. Konnen keine jüngeren Hit­
arbeiter bzw. Nachwuchskrafte für den Betrieb rekrutiert werden, so steigt 
der Anteil der alteren Belegschaftsmitglieder innerhalb der Unternehmung an. 

Die personalwirtschaftlichen Folgeprobleme dieser Entwicklung bestehen u.a. 
in der gefahrdeten Kontinuitat des Wissenstransfers durch den Generationen­
wechsel . Derartige Qualifikationsprobleme wirken sich auf die lnnovations­
fahigkeit der Unternehmung aus. Zugleich sind durch den hoheren Anteil alte­
rer Hitarbeiter die Aufstiegsmoglichkeiten innerhalb des Betriebes für die 
jüngeren Beschaftigten eingeschrankt (Beforderungsstau). Dies zieht wiederum 
Hotivationsprobleme der Hitarbeiter nach sich, deren Karriereplanung einge­
schrankt ist. lntegrationsprobleme neuer Arbeitskrafte entstehen durch die 
mit der Uberalterung der Belegschaft verbundene Verfestigung innerbetrieb­
licher sozialer Strukturen - auch hinsichtlich bestehender Werte und Normen. 
Kriterium für die Neueinstellung von Hitarbeitern ist eher die Anpassungsfa­
higkeit an derartige Strukturen als die kreative und kritische Auseinander­
setzung damit (vgl. WEBER 1990). Um derartige Folgeprobleme zumindest zu 
verringern, wird es langfristig für die Betriebe notwendig, das zur Verfü­
gung stehende Humankapital - den Faktor "Arbeit" - neu zu bewerten und einen 
Paradigmenwechsel von Hanagement- und Produktionsstrategien vorzunehmen. Im 
folgenden wird hierauf naher eingegangen, wobei die Bedeutung und die Mog­
lichkeit, derartige allgemeine Strategien für die Gruppe der alteren Arbeit­
nehmer nutzubar zu machen, besonders hervorgehoben wird. 
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3.1 Managementstrategien der Zukunft: "Das Human Resource Model l" 

Ansatze einer Neubewertung aus der Sichtweise des betrieblichen Managements 
ist im "Human Resource Modell" zu sehen. Nach STAEHLE (1989) hat der Be­
reich der Personalplanung in den Betrieben etwa sei t Beginn der achtziger 
Jahre einen Wandel erfahren. Die Aufgabe einer eher reaktiven Personalanpas­
sung an betriebliche Erfordernisse wird zunehmend abgel ost durch eine inte­
grative , proaktive und strategische Sichtweise. Der Mitarbeiter wird nicht 
wie im traditionellen Modell als im Grunde demotivierter und arbeitsscheuer 
Untergebener betrachtet, der standig zu kontrollieren und zu überwachen i s t 
(vgl. aus arbeitsorganisatorischer Sicht FRACKMANN/LEHMKUHL 1993: 62), son­
dern als Trager potentieller Fertigkeiten und Erfahrungen. Aufgabe des Mana­
gements ist es, diese Anlagen zu aktualisieren, zu fordern und weiterzuent­
wickeln (vgl. STAEHLE 1989: 391). Hierzu ist nach dem Ansatz des Human 
Resource Modells eine Atmosphare zu schaffen, in der die Mitarbeiter sich 
voll entfalten konnen. Dabei ist das Praktizieren von Mitbestimmung und die 
Entwicklung von Fahigkeiten zur Selbstbestimmung und Selbstkontrolle von Be­
deutung. Die Anwendung dieses Modells kann neben der Produktivitatssteige­
rung auch zu einer hoheren Betriebszufriedenheit der Belegschaftsmitglieder 
fUhren, da jeder seine Fahigkeiten voll in die Unternehmung einbringen kann. 
Gerade im Hinblick auf eine zukünftige Verknappung des nachwachsenden 
Arbeitskraftepotentials k0111Tit der menschlichen Arbeitskraft eine wichtige 
Bedeutung für Betriebe zu . Die planerische Ausnutzung des vorhandenen Human­
potential s stellt das Management hinsichtlich der Strategie zum Erreichen des 
Unternehmensziels vor eine veranderte Aufgabenstel l ung: Nicht die Personal ­
struktur ist an die Managementstrategie anzupassen, sondern die Strategie 
muB sich ebenso an der bestehenden Personalstruktur ausrichten (vgl. STAEHLE 
1989: 394). Mit anderen Worten: Betriebe, in denen das Durchschnittsalter 
der Belegschaftsmitglieder zwischen 30 und 35 Jahren liegt, müssen bereits 
heute in das Unternehmenskalkül einbeziehen, was und wie produziert werden 
kann und muB, wenn in 15 oder 20 Jahren dieselben Belegschaftsmitglieder dann 
durchschnittlich 45 bzw. 50 Jahre und alter sein werden. 

Die Effektivitat des Human Resource Modells, dessen Zukunftstrachtigkeit an­
gesichts der zu erwartenden Entwicklung auf der Hand zu liegen scheint, 
setzt allerdings ein fachlich qualifiziertes Management auch in bezug auf 
das Personalwesen voraus, das heute bestenfalls in GroBbetrieben anzutreffen 
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ist. Da der Uberwiegende Teil der Beschaftigten in der Bundesrepublik in 
Klein- und Mittelbetrieben arbeitet, ist es notwendig, das BewuBtsein für 
die besondere Bedeutung des vorhandenen Mitarbeiterpotentials bei den Be­
triebsleitungen zu scharfen und die Personalführung auch auf unterer und 
mittlerer Linie zu überdenken. 

3.2 Produktionsstrategien der Zukunft: "Dezentrale Organisationskonzepte" 

Die Einführung neuer Technologien hat in der Bundesrepublik Deutschland eben­
falls seit Anfang der achtziger Jahre einen strukturellen Wandel nicht nur 
im Bereich der Produktion ausgelost. Der Einzug programmgesteuerter Arbeits­
mittel (NCN-Werkzeugmaschineneinsatz, flexible Fertigungssysteme) insbeson­
dere in der Automobilindustrie wurde in seinen Auswirkungen vielfach analy­
siert (vgl. z.B. FRIEDRICH/RONNING 19B5). Wenn auch von einem allgemeinen 
Ende der Arbeitsteilung bzw. einem Abschied vom Taylorismus im Sinne von 
KERN/SCHUMANN (19B4) nicht uneingeschrankt die Rede sein kann, ist gegenwar­
tig doch deutlich ein Trend zu einer starkeren dezentralen Zusammenfassung 
von Teilarbeitstatigkeiten ("Aufgabenintegration am Arbeitsplatz") im Be­
reich der Produktion feststellbar (vgl. STROTGEN 1992). 

Die wirtschaftliche Entwicklung - insbesondere der Automobilindustrie - in 
den USA und in Japan hat den AnstoB fUr die Einführung neuer Konzepte der 
Fertigung gegeben. Dabei zeigt sich, daB die Reduktion der Massenproduktion 
bei gleichzeitiger Erweiterung der Kooperationsformen im Produktionsbereich 
zu Wettbewerbsvorteilen führt. Der Massenherstellung von Waren und Gütern 
(hier: Automobilen), deren Herstellung auf einer Vielzahl von repetitiven 
automatisierten Teilarbeitsablaufen beruht und auf einen unbestimmten Konsu­
mentenkreis gerichtet ist, steht die Produktion von Waren gegenüber, die auf 
hochqualifizierter komplexer Arbeit beruht und auf einen sehr eingegrenzten 
finanzkraftigen Abnehmerkreis beschrankt ist. Die sogenannten "schlanken 
Produktionskonzepte" (lean production) stellen eine Synthese zwischen beiden 
Produktionsarten dar, wobei versucht wird, qualifizierte Gruppenarbeit und 
flexible Automation mit einer systematischen Kundenorientierung und niedrigen 
Preisen zu verbinden (vgl. OEHLKE 1993: 100). Neben dem Rationalisierungs­
effekt, der mit lean production durch das "Abspecken" von Produktionsablaufen 
verbunden ist, wird zudem durch integrierte Gruppenarbeit eine hohere Wert-
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schopfun9 erreicht. An die Arbeitskrafte werden dabei hohere, komplexe 

Anforderun9en 9estellt. 

Die Arbeit in Gruppen oder in Form so9enannter Ferti9un9sinseln ist mit der 
Erweiterun9 von Entscheidun9skompetenzen der einzelnen Gruppenmit9lieder sowie 
der Gruppe innerhalb des betrieblichen Gesamtzusammenhan9es verbunden. Das be­
deutet sowohl einen hoheren Gradan Dezentralisierun9 als auch eine Tendenz 
zu flacheren Hierarchien (v9l. OEHLKE 1993: 101). Gruppenarbeit oder Gruppen­
arbeitssysteme konnen definiert werden als: 

"raumlich, sachlich und sozial fest umrissene Arbeitszusammenhan9e, in denen 
durch eine zielgerichtete aufeinander bezogene Gestaltung von Technik, Orga­
nisation und Arbeit eine Erhohung der Systemleistung und der Systemflexibi­
litat erzielt wird. Die besonderen Leistungspotentialel"ebendiger Arbeit sind 
dabei: 
- Kooperationsfahigkeit, 
- Lernfahi9keit, 
- Selbstoptimierungsfahigkeit, 
- Reflexivitat, 
- Kommunikationsfahigkeit, 
- Mobilitat, 
- lntegrationsfahigkeit und soziales Verstandnis." (GEBBERT 1992). 

Für den Bereich der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung ergibt sich 
mit der Gruppenarbeit eine grundlegende Neuorientierung. Die Qualifikations­
anforderun9en 

"zielen auf die Flexibilitat im gedanklichen Einstellen auf neue Arbeitsauf­
gaben, auf Selbstandigkeit in der Entscheidung bezüglich der Arbeitsauf9aben, 
auf Selbstsicherheit im argumentativen Vertreten und Verteidigen eigener 
Positionen innerhalb und au6erhalb der Gruppe, auf Ausdrucksfahigkeit hin­
sichtlich der eigenen Gedanken und des eigenen Befindens in der Gruppe, auf 
ein Kooperationsverstandnis, das Leistung nicht als individuelles, sondern 
als Gruppenergebnis fa6t, auf Reflexivitat hinsichtlich des Zustandekommens 
ei9ener Auffassun9en mit dem Ziel effektiver Fehlerauswertung und -vennei­
dun9 sowie auf Konfliktlosun9sstrategien im Umgan9 mit Gruppenkonflikten und 
-kompromissen" (FRACKMANN/LEHMKUHL 1993: 64). 

Diese Aufzahlun9 macht deutlich, da6 die neuen Produktionskonzepte letztlich 
auch einen neuen Arbeitnehmertypus erforderlich machen. Voraussetzung für die 
Schaffung beruflicher Handlun9skompetenz für derartige Gruppenarbeit ist die 
kontinuierliche betriebs- und arbeitsbezogene Qualifizierung von Mitarbeitern. 
Gruppenarbeit scheint auch für altere Beschaftigte eine optimale Moglichkeit 
zu bieten, ihre beruflichen Erfahrungen und ihr Wissen in die Gruppe einzu­
bringen und zugleich eventuell bestehende individuelle Leistungseinschran-
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kungen durch die Gruppe kompensieren zu konnen. Sowohl ein mehr kooperativer 

Führungsstil als auch die besondere Bedeutung, die auch dem alteren Mitarbei­
ter innerhalb der Gruppe zukommt, kann wesentli ch die Leistungsmotivation 
und Arbeitszufriedenheit fordern. Gruppenarbeit kann somit einen wesentli­
chen Beitrag zur Humanisierung des Arbeitslebens leisten. 

Die hier skizzenhaft beschriebenen Voraussetzungen und Vorteile der Gruppen­
arbeit stoBen in der betrieblichen Praxis allerdings an Grenzen. Die Umsetz­
zung dieser Konzeption fand, wenn überhaupt, bisher nur in einigen wenigen 
Bereichen/Abteilungen von GroBbetrieben statt (z.B. Opel AG; Daimler Benz AG ) 
und nur teilweise in mittelstandischen Betrieben (vgl. STROTGEN 1992). Ursa­
chen hierfür bestehen neben den traditionellen - überwiegend am Technikein­
satz orientierten - Denkweisen betrieblichen Managements, vor allem darin, 
daB die Effektivitat von Humanisierungskonzepten (z.B. geringere Fehlzeiten, 
hohere Flexibilitat der Mitarbeiter, verbesserte Motivation, hohere Quali­
tatssicherung, geringere Fluktuation usw.) s ich nicht kurzfristig im Sinne 
einer Kosten-Nutzen-Bewertung "rechnet", sondern sich indirekt, in Gewinnen 
oder Folgekosten erst langerfristig bemerkbar macht (vgl. ebenda). 

3.3 Gesundheitspravention als Zukunftsaufgabe 

Die Moglichkeit, durch dezentrale Arbeitsorganisation in Gruppen die Ressour­
cen alterer Arbeitskrafte langerfristig im Betrieb zu nutzen , ist allerdings 
an zwei Voraussetzungen gebunden: Zum einen muB, wie bereits erwahnt, ein 
kontinuierlicher, den veranderten beruflichen Anforderungen entsprechender 
QualifizierungsprozeB im Betrieb einsetzen . Zum zweiten ist der Erhalt der 
gesundheitlichen Leistungsfahigkeit der Mitarbeiter weiterhin das entschei­
dende Beschaftigungskriterium. 

Grundsatzlich ist nicht jede Arbeit in Gruppen mit Gruppenarbeit im oben be­
schriebenen Sinne gleichzusetzen. Innerhalb einer Gruppe herrscht ein beson­
derer "Druck", der von Faktoren abhangt wie z .B. der ZusalllllE!nsetzung der 
Mitglieder hinsichtlich ihrer Leistungsfahigkeit oder dem Entlohnungssystem. 
Der Gruppendruck wirkt sich vor allem dann aus, wenn für die Gruppe externe 
Leistungsvorgaben bestehen. Der interne Konkurrenz- und Leistungsdruck wird 
sich in diesen Fallen voraussichtlich weiterhin gegen die alteren Gruppen­
mitglieder richten. 
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Aber noch eine weitere Gefahr kann mit Gruppenarbeit im beschriebenen Sinn 
verbunden sein. Wie Ergebnisse aus der Herz-Kreislaufforschung zeigen, weisen 
komplexe Arbeitstatigkeiten, die mit hohem Verantwortungsgrad verbunden sind 
und unter besonderen Leistungsvorgaben erfolgen, ein deutlich hoheres lnfarkt­
risiko auf als Arbeitsplatze mit einfachen mechanischen wiederkehrenden Teil­
arbeitstatigkeiten (vgl. FRJCZEWSKI et al. 1986). Es bleibt abzuwarten, 
welche gesundheitsgefahrdenden Risiken mit einer Verallgemeinerung von Grup­

penarbeit verbunden sind. 

Um den zukUnftigen Mangel an Arbeitskraftenachwuchs durch langere Beschafti­
gungsdauern zumindest zum Teil kompensieren zu konnen, wi rd es wichtiger 
werden, eine gezielte Gesundheitspravention in den 8etrieben zu verankern . 
Ein Ansatz hierfUr kann in den Richtlinien zur Verbesserung des Arbeits­
schutzes im Zusanmenhang mit der Europaischen Sozialunion gesehen werden. So 
beschreibt z.8. die Rahmenrichtlinie 89/391/EWG vom 12.6.1989 (Amtsblatt der 
EG Nr. L 183/1 vom 29.6.1989) allgemeine Grund satze für die VerhUtung be­
rufsbedingter Gefahren, fUr die Sicherheit und den Gesundheitsschutz, die 
Ausschaltung von Risiko- und Unfallfaktoren, die Jnformation, die Anhorung, 
die ausgewogene Beteiligung der Betroffenen, die Unterweisung der Arbeitneh­
mer und ihrer Vertreter sowie allgemeine Regeln fUr die DurchfUhrung (vgl. 
LARBMED-Info vom Dezember 1992: 7; ZWINGMANN 1993: 7ff.). Auch ein betrieb­
liches Gesundheitsberichterstattungssystem ermoglicht es, besondere gesund­
heitliche Belastungsschwerpunkte im Betrieb zu ermitteln und entsprechende 
Ma6nahmen zu ergreifen (vgl. STUPPARDT 1990). Ein praktisches Beispiel vor­
beugender Ma6nahmen gegenüber Erkrankungen des Bewegungsapparates ist in den 
von einigen Krankenkassen unter fachlicher Anleitung durchgefUhrten RUcken­
schulen zu sehen. Gesundheitsfordernde Ma6nahmen dürfen somit nicht nur auf 
die "Reparatur" berei ts eingetretener Gesundheitsschaden begrenzt sei n, son­
dern mUssen eine gezielte Verhaltens- aber auch Verhaltnispravention bereits 
im Vorfeld der Krankheitsentstehung einschlieBen. 

4. Schlu6folgerungen 

Demographische Berechnungen bi s zum Jahr 2030 machen den Trend zu einem er­
heblichen Geburtenrückgang deutlich. Dieser "Megatrend" pragt nicht nur die 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, sondern lallt sich auth für 
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andere westliche Industrienationen nachweisen. Der demographische Druck der 
sogenannten "Altersschere" auf die sozialen und wirtschaftlichen Strukturen 
zeigt sich in einem wachsenden quantitativen MiBverhaltnis zwischen den 
(jüngeren) Erwerbspersonen und denjenigen (alteren), die überwiegend Einkom­
men aus sozialen Versicherungssystemen beziehen. Die Finanzierung dieser 
Einko111Tienniveaus, auf der Grundlage des für die Bundesrepublik bestehenden 
Generationenvertrages, wird daher zunehmend problematisch. 

Auswirkungen der demographischen Entwicklung sind aber auch auf die Struktur 
des Erwerbspersonenpotentials zu erwarten. Nicht nur die Bevolkerung insge­
samt, sondern auch das Arbeitskraftepotential ist durch den Geburtenrückgang 
strukturellen Alterungsprozessen unterworfen. Die für die Betriebe und damit 
für den Bereich der Wirtschaft verbundenen negativen Konsequenzen im Hinblick 
auf Arbeitskrafterekrutierung, Produktivitatsentwicklung und Konkurrenzfa­
higkeit werden sich den demographischen Berechnungen zufolge ab dem Jahr 2010 

dramatisch zuspitzen. 

Künftig wird sich der Konkurrenzkampf um Arbeitskrafte sowohl zwischen den 
Nationen als auch auf der Ebene der Einzelbetriebe verscharfen. Nur wenn es 
gelingt, nationale, wirtschaftliche und soziale Standortvorteile zu erhalten 
bzw. auszubauen, konnte die künftige Arbeitskrafteverknappung durch politisch 
gesteuerte Zuwanderungen teilweise aufgefangen werden. Grenzen sind hierbei 
allerdings durch das Qualifikationsniveau der Zuwanderer gezogen sowie durch 
die soziale Akzeptanz des Zuzugs von Auslandern in den jeweiligen Landern. 
Grundsatzlich bedarf es einer wohlüberlegten Zuwanderungskonzeption dahinge­
hend, wieviel Bedarf an Arbeitskraften für welche Tatigkeiten in der Zukunft 
besteht. Zugleich sollten in einer solchen Konzeption aber auch humanitare, 
kulturelle und ordnungspolitische Aspekte berücksichtigt werden. Betrachtet 
man die Kompensationsmoglichkeit durch Zuwanderungen aus der Perspektive einer 
durch die Bundesregierung politisch angestrebten europaischen Wirtschafts-
und Sozialunion, wird deutlich, daB es sich um einen bloBen Umverteilungs­
effekt handelt. Da der Geburtenrückgang ebenso für andere westeuropaische 
Industrienationen charakteristisch ist, bedeutet die Zuwanderung lediglich 
eine weitere Arbeitskrafteverknappung in den Abwanderungslandern. 

Steuerungsmoglichkeiten gegenüber dem demographischen Druck bestehen letzt­
lich in einer Umorientierung auf vorhandene Arbeitskrafteressourcen . Von ent-
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scheidender Bedeutung ist, wie weit es gelingt, Frauen in das Erwerbsleben 
starker einzubeziehen. Für die Bundesrepublik Deutschland besteht hierbei 
gegenüber anderen Landern durchaus ein Nachholbedarf. Für die bessere Aus­
schopfung des beruflichen Qualifikationspotentials von Frauen ist nicht nur 
eine grundsatzliche Gleichstellung gegenüber den mannlichen Erwerbspersonen 
Voraussetzung, sondern zugleich ist die Vereinbarkeit von Haushalt/Familie 
und Beruf zu verbessern. Eine hohere Arbeitszeitflexibilisierung und der Aus­
bau von Teilzeitarbeits~oglichkeiten konnen hierzu ebenso beitragen, wie 
Verbesserungen z. B. im Bereich der Kinder- und Familienbetreuung. Die renten­
wirksame Anrechnung von Kindererziehungs- und Pflegezeiten sind bereits als 
Schritte in diese Richtung zu werten. Uberdenkenswert ist es darüber hinaus, 
Anreize im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung, wie sie z.B. durch 
das Instrument der Hinterbliebenenrenten bestehen, abzubauen und grundsatz­
lich den Aufbau eigenstandiger Versichertenkonten auch für die Frauen anzu­
streben. Schlie6lich wird es fllr eine Erhohung der Frauenerwerbstatigkeit 
auch auf die Bereitschaft der Hanner ank011111en, zumindest Teile des von ihnen 
dominierten Bereiches der Arbeitswelt an Frauen abzugeben, mit der gleichzei­
tigen Konsequenz der Ubernahme bislang Uberwiegend frauenspezifischer Tatig­
keitsfelder wie Hausarbeit, Kindererziehung, Pflege usw. 

Wahrend die sozialstaatlichen bzw. sozialversicherungsrechtlichen Gestaltungs­
moglichkeiten in bezug auf die Forderung der Frauenerwerbstatigkeit relativ 
breit gefachert sind, ist die Drientierung auf die Ressourcennutzung von al­
teren Arbeitnehmern starker von betriebs-sozialpolitischen Entscheidungen 
abhangig . 

Langfristig wird durch die demographische Entwicklung der gesellschaftliche 
Konsens, auf dem die Externalisierung alterer Arbeitnehmer zugunsten von jün­
geren Nachwuchskraften beruhte, in Frage gestellt. Infolge des quantitativen 
und qualitativen Arbeitskraftemangels sind die Betriebe zunehmend auf altern­
de Belegschaften verwiesen. Die Bedeutung der menschlichen Ressourcen als 
Produktionsfaktor wird deutlich zunehmen. Es wird künftig darauf ankommen, 
die Gesamtpersonlichkeit von Beschaftigten in ihren Fahigkeiten und Entwick­
lungsstufen personalpolitisch mehr als bisher zu würdigen. Hierzu bedarf es 
eines qualifizierten betrieblichen Managements, das in der Lage ist, die Vor­
aussetzungen dafür zu schaffen, damit sich die Beschaftigten "ganzheitlich" 
in die Unternehmung einbringen konnen. 



- 138 -

Im engen Zusammenhang mit einem notwendigen personalpolitischen Paradigmen­
wechsel stehen Veranderungen im Hinblick auf die Produktionsweise. Die Ablo­
sung tayloristischer Produktionskonzepte zugunsten komplexer werdender 
Arbeitsaufgaben filr den einzelnen Beschaftigten beinhaltet die Moglichkeit, 
auch besondere Befahigungen und Erfahrungen von alteren Mitarbeitern im Rah­
men von Gruppenarbeit betriebl ich zu nutzen. Hiervon profitieren werden al ler­
dings nur die hoher qualifizierten und leistungsfahigen alteren Beschaftig­
ten, da die betriebsorganisatorische Zusammenfassung von bislang nacheinander 
erfolgenden Produktionsablaufen zugleich eine durchgreifende Rationalisie­
rungsmaBnahme darstellt und aktuell mit Beschaftigungsabbau verbunden ist. 
RegelmaBige Anpassung der beruflichen Qualifikation von Mitarbeitern an die 
betrieblichen Belange sind ebenso Voraussetzung für die Weiterbeschaftigung, 
wie der Erhalt der gesundheitlichen Leistungsfahigkeit. Der Paradigmenwechsel 
von Management- und Produktionsstrategien hinsichtlich der Wertschatzung und 
Forderung des betrieblichen Humankapitals hat sich bisher nur teilweise in 
GroBbetrieben wie z.B. in der Automobilindustrie und dort vor allem in den 
Bereichen Forschung und Entwicklung vollzogen. 

Da sich die demographisch bedingte Verknappung des Arbeitskraftepotentials 
erst in den Jahren nach 2010 deutlich auswirken wird, ist dies heute und in 
den nachsten Jahren fUr die Vielzahl der Klein- und Mittelbetriebe kaum mit 
betrieblichen Konsequenzen verbunden. Aufgrund veranderter gesellschaftlicher 
Rahmenbedingungen und der aktuellen konjunkturellen Entwicklung wird der 
Externalisierungsdruck auf altere Mitarbeiter in diesen Betrieben eher noch 
zunehmen. In diesem Zusammenhang ist ebenso darauf hinzuweisen, daB die Frage 
einer kUnftigen Neubewertung der lebendigen Arbeitskraft in den Betrieben 
letztlich nur vor dem Erfahrungshintergrund in den alten Landern der Bundes­
republik Deutschland diskutiert wird. FUr die neuen Bundeslander stellt sich 
gegenwartig diese Problematik in einem grundsatzlich anderen Kontext, nam­
lich der massenhaften Freisetzung von Arbeitskraften, ohne Rücksicht auf 
Alter, Leistungsfahigkeit oder Qualifikation. 

Mit der Rentenrefonn'92 wurden in der Bundesrepublik Deutschland staatlicher­
seits die Weichen in Richtung auf eine Verlangerung der Erwerbsphase in der 
Zukunft gestellt. Die Heraufsetzung der Altersgrenze steht dem derzeit noch 
vorherrschenden Trend zum vorgezogenen Ruhestand gegenüber. Künftig wird es 
nur in Verbindung mit einer deutlichen EinbuBe beim Renteneinko11111en moglich 
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sein, das Erwerbsleben vor der Vollendung des 65. Lebensjahres zu beenden. 
Hit der Aufhebung der Differenzierungen und dem Senken von Anreizen für einen 
vorgezogenen Ubergang in den Ruhestand sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
- zumindest was die Entscheidungsspielraume der Versicherten betrifft - fest­
gelegt. 

Das Spannungsverhaltnis zwischen Betrieben und Staat wird sich künftig ver­
gro6ern. Besonderer Handlungs- und Anpassungsdruck entsteht dabei aus der 
aktuellen Arbeitsmarktsituation einerseits und den künftigen demographischen 
Herausforderungen andererseits. Von den Beschaftigungschancen alterer Arbeit­
nehmer in den Betrieben wird es künftig abhangen, ob es sich bei der Her­
aufsetzung der Altersgrenze durch die Rentenreform '92 um die Schaffung einer 
notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingung handelt, die dem demographischen 
Druck durch die Verlangerung der Lebensarbeitszeit wirksam entgegensteuert 
und zum Erhalt des sozialen Standards in der Bundesrepublik beitragt. 
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l. Pflege in der Familie - Problemskizze anhand empirischer Daten 

Pflegende Tochter sind neben den Ehepartnerlnnen die wichtigste Personengrup­
pe. die den gegenüber früher um ein Vielfaches gewachsenen Pflegebedarf al­
terer Menschen in der Familie auffangen. Um dies mit Zahlen zu verdeutlichen: 
Ca. 80 % der Hilfs- und Pflegebedürftigen werden zu Hause von Angehorigen 
versorgt. Zudem ist die Mehrzahl der Betreuungspersonen von alteren Menschen 
weiblichen Geschlechts. Von den in Privathaushalten lebenden alteren Pflege­
bedUrftigen sind mehr als 60 % bereits verwitwet. so da6 es sich bei den 
weiblichen Angehorigen um (Schwieger-)Tochter handeln mu6 (BMJFFG 1986: 28-34; 
HEINZ 1987: 76; SOCIALOATA 1980: 62 und 252; THIEOE 1988: 252 f.) Gepflegt 
wird trotz der physischen und psychischen Beanspruchung oft unter Mi6achtung 
jeder Belastungsgrenze, so da6 die Risiken für die eigene Gesundheit hoch 
sind (BRACKER/OALLINGER/KAROEN/TEGETHOFF 1988; WANO/LEHR 1986). Die Unter­
stUtzung durch ambulante soziale und pflegerische Oienste ist derzeit noch 
erstaunlich gering, vergegenwartigt man sich, da6 nur bei 12 % der Pflegebe­
dUrftigen Hilfsdienste hinzugezogen werden. Ebenso gering ist im Vergleich 
zum Umfang der von Angehorigen betreuten alteren Menschen der Anteil im Heim 
lebender Alterer (BRUDER 1981; SOCIALDATA 1980), auch wenn diese Versorgungs­
form wegen der hohen Kosten und auch wegen humaner Gründe im politischen 
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Diskurs gro6e Beachtung findet. Tochter losen also die für den Wohlfahrts­
staat zunehmend zu einem gravierenden Problem werdende Versorgung pflegebe­
dürftiger alterer Menschen privat und individuell. 

Da6 es für das Ungleichgewicht zwischen Pflegebedarf und Pflegepotential so­
wohl demographische als auch durch Veranderungen der Gesellschaftsstruktur 
und der individuellen Verhaltensweisen bedingte Gründe gibt. gehort zu den 
Grundaussagen in der Literatur zu diesem Problembereich. ohne da6 den indivi­
duellen Verhaltensweisen und der sie steuernden Orientierungen detaillierter 
nachgegangen würde (DEPPE/PRIESTER 1987: 51; RUCKERT 1984; SEUBERT 1991: 336; 
THIEDE 1986: 123) . Deshalb soll in diesem Beitrag das konflikthafte subjekti­
ve Erleben der pflegenden Tochter konzeptionell mit dem Wandel von Normali­
tatsvorstellungen weiblicher Lebenslaufe und der Pluralisierung auch Frauen 
zuganglicher Lebensmuster verknüpft werden. Subjektives Erleben wird hier 
nicht mit psychologischen Kategorien beschrieben, sondern mit Selbstdeutungen 
und -beschreibungen, die Frauen in der Auseinandersetzung mit sozialen Normen 
und ihrer realen Situation als Pflegende entwickeln. Bevor dies ausgefUhrt 
wird, soll eine BrUcke zur Sozialpolitik geschlagen werden . 

In den letzten Jahren hat der Problernzusammenhang, da6 die hausliche Pflege 
durch Angehorige und die dabei langerfristig auftretende Uberlastung letzt­
lich zum Zusammenbruch der familiaren Ressourcen gefUhrt, wenigstens teilwei­
se den Rang eines sozialpolitisch anerkannten Problems erreicht (BUND-LANDER­
ARBEITSGRUPPE 1980; DEUTSCHER BUNOESTAG 1984). Die sozialpolitischen Konse­
quenzen. die dies nach sich zog, bewegen sich jedoch - sei es auf der Ebene 
des Ausbaus von Diensten, sei es auf gesetzgeberischer Ebene - in einem be­
grenzten Rahmen. Sozialpolitisches Programm sind vorrangig "familienergan­
zende" Losungen, nicht jedoch auch die genauso wichtigen "familienersetzen­
den", die erst eine Wahlfreiheit zwischen hauslicher und anderen Pflegeformen 
gewahrleisten konnte. Weitergehenden Losungsansatzen steht entgegen, da6 der 
Sozialstaat im Zuge von SparbemUhungen an noch bestehende lebensweltliche 
Ressourcen und normative Voraussetzungen in der Familie anzuknüpfen versucht. 
Dabei realisiert er jedoch zu wenig die Veranderungen der Familienstrukturen 
und der weiblichen lebensmuster. Verstarkte Erwerbsbeteiligung von Frauen. 
erhohte raumliche Mobilitat. steigende Scheidungsraten wie auch die Zunahme 
alleinlebender alterer Menschen zogen langst veranderte Rahmenbedingungen der 
Pflege nach sich. 
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Wie die Zahlen belegen, wird aber nach wie vor hauptsachlich in der Familie 
gepflegt, was nicht nur auf eine Sozialpolitik, die sich an fast schon 
Ideologie gewordenen Familienbildern orientiert, sondern auch auf die indi­
viduelle Bindung an traditionelle familiare Zusarmnenhange zurUckzuführen ist. 
Faktoren auf der individuellen Ebene konnen folgende sein: 

- psychische Faktoren wie eine positive emotionale Bindung zwischen Eltern­
teil und Tochter. Problematisch sind jedoch die bis in das Erwachsenenal­
ter hinein ungelosten Eltern-Kind-Beziehungen. Die Psychodynamik ungeloster 
Eltern-Kind-Beziehungen (egal ob positiv oder negativ gefarbt) kann eine 

so enge Verflechtung von hilfsbedürftiger Person und pflegender Angeho­
riger bedeuten, daB Entlastungsangebote zu keinen entlastenden Effekten 
führen. Hier setzt das Konzept filialer Reife an (BRUDER 1988); 

- materielle Faktoren wie Erbe, mit Haus- und Bodenvererbung gekoppelte 
Pflegeverpflichtung oder Wohnrecht; 

- fehlende, nicht akzeptable oder nicht finanzierbare Entlastungsdienste; 
- schlieBlich die Wirkung sozialer Normen auf das individuelle Handeln pfle-

gender Tochter. Die Pflege aus Liebe, aus Dankbarkeit gegenüber den Eltern 
tritt in den Selbstdeutungsmustern zurUck hinter die Begründung der Pflege­
bereitschaft mit der Pflicht als Tochter. 

In diesem Beitrag wird von den oben genannten Ebenen die normative herausge­
griffen (ohne die Bedeutung der anderen Faktoren leugnen zu wollen), da sich 
hier der Konflikt zwischen der gleichzeitigen Orientierung an traditionellen 
und modernen weiblichen Lebensmustern deutlich niederschlagt. Die auch heute 
Uberwiegend von Frauen getragene Pflege soll vor den Hintergrund einer ver­
anderten Normalbiographie der Frau gestellt werden. 
Einen von den normativen Orientierungen ausgehenden Ansatz legen die Ergeb­
nisse einer qualitativen Studie zur Pflegebereitschaft der Tochter nahe1). 
Zum einen machen sie deutlich, daB nur vor dem Hintergrund von Normenkon­
flikten das Belastungsempfinden und die den Tochtern moglichen Bewalti­
gungsformen der Pflege verstandlich sind. Zum anderen war _für die mei sten 
Interviews charakteristisch, daB in den Selbstdeutungsmustern der Tochter 
die Thematisierung von Pflege als Tochterpflicht, von Schuldgefühlen und 
feh lenden Handlungsalternativen deutlich im Vordergrund steht. Die Fahig­
keit der Interviewpartnerinnen, ihre konflikthafte Situation überhaupt zu 
thematisieren, ist bereits ein Zeichen der Offnung einer ehemals geschlos­
senen Norm der Pflege als "Pflicht der Tochter". 
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Die in der Studie gewahlten offenen, narrativ-biographischen Interviews er­
wiesen sich als besonders gut geeignete Methode, mit der Normenkonflikte 
und Selbstdeutungsmuster der Person nachgezeichnet werden konnen (HOPF 1982; 
SCHÜTZE 1976, 1983). 

2. Individualisierung des weiblichen Lebenslaufes und widersprüchliche Normen 

Zur Verdeutlichung der Verbindung zwischen den individuellen Normenkonflik­
ten und dem sozialen Wandel, der Frauenleben erfa8t hat, lohnt es sich, zu­
nachst einen Blick auf die zeitliche Stellung der Kohorten2lder heute 
pflegenden, i.d.R. zwischen 45 und 60 Jahre alten Tochter zu werfen. 
Im Unterschied zur noch eindeutig traditionell gepragten Elterngeneration 
hat diese Tochtergeneration, die vor und im 2. Weltkrieg geboren wurde, 
sicherlich noch traditionelle Wertorientierungen aufgenOl!lllen, aber auch den 
Individualisierungsschub nach dem 2. Weltkrieg unter wohlfahrtsstaatlichen 
Bedingungen erlebt (KRÜGER 1991; MAYER/MÜLLER 1989). 
Au8erdem trug die heute pflegende Tochtergeneration die verstarkte Integra­
tion der Frau, auch der verheirateten und der Frau mit Kindern, in die Er­
werbsarbeit (DALLINGER 1987: 47 f.; WILLMS-HERGET 1985). Individuen wurden 
aus "Versorgungsbezügen der Familie herausgelost und verstarkt auf sich selbst 
und ihr individuelles Arbeitsmarktschicksal verwiesen" (BECK 1986: 116). 

Die zunehmende Individualisierung des Lebenslaufes war bei der Frau aber 
nicht wie beim Mann eine Konsequenz der Entberuflichung durch den sinkenden 
Stellenwert der Berufsrolle (Arbeitslosigkeit, FrUhverrentung bzw. Vorverle­
gung des Ruhestandsalters). Vielmehr wurde die Verselbstandigung der Frau 
als Individuum gegenUber familiaren Rollen gerade durch die Berufsrolle 
moglich. 
lm Zuge dieser von BECK-GERNSHEIM (1983) dargestellten Offnung der weibli­
chen Normalbiographie ergaben sich Wahlmoglichkeiten au8erhalb der Familie, 
Optionen der Bildungs- und Berufsbeteiligung. BECK-GERNSHEIM spricht in 
ihrem Aufsatz die gleiche Gespaltenheit als grundlegendes Merkmal der Verge­
sellschaftung der Frau an, wie sie sich auch in der Selbstbeschreibung der 
pflegenden Tochter widerspiegelt: die Ambivalenz zwischen der Verhaftung in 
traditionellen Werten und modernen, individualistischen Zielen3). 
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Weibliche Lebenswelt ist zwar heute - so zeigen die Selbstinterpratations­
muster pflegender Tochter - nicht mehr nur Sorge für andere. Allerdings 
blieb der lndividualisierungsschub für Frauen wegen ihrer "doppelten Verge­
sellschaftung" (KRUGER 1991) in der Familie und auch im Beruf unvollstandig. 
Denn halb sind sie aufgrund eigener familiarer Orientierung oder aber wegen 
auBeren sozialen Drucks weiter an die Pflicht gebunden, als Tochter die 
Pflege der Eltern zu leisten. Gleichzeitig wirken Ansprüche und neue Orien­
tierungen auf Selbstverwirklichung, selbstbestimmte Lebensgestaltung in 
Beruf oder Freizeit (KLAGES 1984). Dies hat zur Folge, daB mit einer starke­
ren Orientierung an eigenen Zielen (z.B. Erwerbstatigkeit, eigene Familie, 
Hobbies, Reisen, Bildung) auch das Belastungsempfinden durch die Versorgung 
des Elternteils groBer ausfallt (vgl. BRACKER/DALLINGER/KARDEN/TEGETHOFF 

1988: 149 ff.). 

Auch wenn die pflegenden Tochter selbst faktisch nicht nach "modernen Mustern" 
leben, also Erwerbstatigkeit gar nicht realisieren, so stehen diese Lebens­
ziele und -stile jedoch als mogliche Optionen und als Beispiel für die Be­
wertung der eigenen Lage zur Verfügung. Beim Vergleich mit der eigenen 
LebensfUhrung, die wegen Versorgung und Hilfeleistung wenig oder gar keine 
individuellen Gestaltungsfreiheiten erlaubt, mit den heute sozial akzeptier­
ten Zielen und Lebensweisen entsteht der Eindruck des "ungerechten" Dran-seins. 

Weitgehend geteilt wurde von den lnterviewpartnerinnen die Norm, daB die 
Pflege eine Aufgabe der Frau sei. Dies zeigt auch, daB die hier beschriebe­
nen Nonnenkonfl i kte keineswegs bei ei ner überdurchschnittl ich "modern" 
orientierten Personengruppe auftreten. 

Charakteristischerweise beschreiben sich Pflegende als innerlich zerrisen, 
gespalten und belastet durch Schuldgefühle und widersprüchliche Orientierun­
gen. Beides hangt eng zusammen. Das Wahrnehmen der Diskrepanz zwischen dem 
Ideal der Sorge für die Eltern im Rahmen famil iarer - bess·er: weibl icher -
Hilfeleistung, motiviert durch Liebe, familiare Solidaritat und andererseits 
der realen Situation mit Uberlastung, Verzicht auf personliche Spielraume 
u.U. dem Empfinden von Abneigung, verursacht ein schlechtes Gewissen. 
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lndividualistischere Lebensziele sind heute auch für Frauen gUltig. Einer­
seits fUhlen sie sich an die Familie gebunden, andererseits ist durchaus 
ein Bewu6tsein vorhanden, in einer der letzten Modernisierungsnischen des 
Sozialstaats zu wirken, wo im Unterschied zur Kinderbetreuung, zur Siche­
rung bei Krankheit etc. nur wenige sozialstaatliche Interventionen bestehen. 
Es wird das "Alleingelassen-Sein" thematisiert, die Nichtbeachtung als 
Pflegende von der eigenen Familie ebenso wie von der Offentlichkeit. 

Bei der intrapersonalen Auseinandersetzung mit der eigenen Situation stehen 
die Normen der Famil ienpflege und das "Recht" auf e in Leben nach eigenen Be­
dUrfnissen einander gegenüber. Diese Normenkonfli kte sind relativ unabhangig 
von Faktoren wie Bildungsniveau, Berufstatigke it oder Alter. Jedoch zeigt sich 
bei jUngeren Frauen eine starkere Orientierung auf moderne "eigene" Ziele. 

3. Folgen fUr die Person 

Welches sind die Folgen einer Situation, in der die Person keine Alternative 
wahrninmt, in der sie in einen Normenkonflikt eingespannt ist? 

Es liegt auf der Hand, da6 in einer mit normativen und emotionalen Bindungen 
(Eltern-Kind-Beziehung) Uberfrachteten Situation, fUr die gut zugangliche 
und sozial akzeptierte Uisungen weitgehend fehlen, "rationales" Handeln (im 
Sinne eines fUr die Person selbst nicht schadlichen Handelns) oder die Aus­
bildung von Anpassungsstrategien nur schwer moglich ist4). Die Folgen rei­
chen vom "Erleiden", d.h. dem Aushalten der konflikthaften Situation mit gra­
vierenden physischen und psychischen Einbu6en, über die Herausbildung indivi­
dueller Strategien bis hin zur Absage an bisher gUltige Anforderungen und 
Normen im Verlauf eines krisenhaften Prozesses. 

3.1 Typen des Umgangs mit dem Normenkonflikt 

a) "Erleiden" 
Die Versorgung des pflegebedUrftigen Elternteils wird zur alles umfassenden 
Aufgabe. Einen selbstgesteuerten Umgang mit Zeit oder eine Gestaltung der 
Situation gibt es kaum. Da die Tochter keine Grenze ziehen konnen, rei chen 



- 151 -

die negativen Auswirkungen der Uberbeanspruchung bis hin zur Depression 
und zu irreparablen gesundheitlichen Storungen . Es k011J11t zum Auftreten 
psychosomatischer Beschwerden, des Tabletten-, Nikotin- und Alkoholmi6-
brauchs. Da die au6eren Rahmenbedingungen der Situation als alternativlos 
erlebt werden, bleibt nur die eigene Person als Raum für "Anpassungspro­

zesse". 

b) "Individuelle Strategien" 
Sie bedeuten im Unterschied zum vorhergenannten Typus aktive Handlungsan­
satze zur Bewaltigung der Belastungen, aber keine Absage an die belastende 
Situation. Verschiedenste "Tricks" (ich verwende diesen Begriff, um deut­
lich zu machen, da6 es für die Pflegenden noch keine gesellschaftlich ge­
bahnten, ohne gro6e Hürden zuganglichen Wege gibt) ermoglichen die Aufrecht­
erhaltung der doppelten Orientierung sowohl auf die Bindung an Tochter­
pflichten als auch auf eigene Lebensansprüche. 
Zum Beispiel wird mittels eines komplizierten Systems an Nachbarschafts­
hilfe, professionellen Diensten und privaten Hilfen eine Moglichkeit ge­
bastelt51, einer Berufstatigkeit oder anderen au6erhauslichen Aktivitaten 

weiter nachgehen zu konnen. Da hier u.U. viele verschiedene Personen koordi­
niert werden müssen, ist dieses Hilfssystem eher prekar und storungsan­
fallig. 

Die Erwerbstatigkeit wird bewu6t aufrecht erhalten als Ausgleich der in 
der Pflegesituation empfundenen Mangel. Der Beruf stellt insgesamt einen 
Bereich mit ganz anderen Erfahrungen und Handlungsweisen dar. Er wird als 
Gegenwelt beschrieben, in der im Kontrast zur Pflege Kontakte, KOOlllunika­
tion und Anerkennung moglich sind. Auch individuelle Strategien zur mora­
lischen Entlastung werden ausgebildet. So benotigen beispielsweise viele 
der befragten Tochter eine Legitimation gegenüber dem eigenen Gewissen, 
sich von der Versorgungsaufgabe abgrenzen zu dürfen. Sie verweisen dazu 
auf das Gefordert-Sei n in der ei ge nen Famil i e oder i m Beru.f. Di e ( begrenz­
te) Wahlfreiheit ist scheinbar nur zu erreichen, indem eine Pflicht gegen 
eine andere gestellt wird. Bei den alteren pflegenden Tochtern fehlt oft 
die Einbindung in andere Bereiche. 

Kleinste Zeitressourcen werden mehr oder weniger bewu6t genutzt, um eigenes 
Leben noch gestalten zu konnen (z.B. durch die Regel, da6 der Sonntag frei 
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von pflegerischen Aufgaben bleibt). Die Gestaltung von zeitlichen Freirau­
men erfordert gro6es organisatorisches Geschick, da bei den meisten Hilfs­
diensten für Pflegebedürftige stillschweigend die Existenz und notfalls die 
standige Prasenz von Angehorigen vorausgesetzt wird. Fast alle ambul anten 
Hilfsdienste erlauben keine Abwesenheit der Pflegeperson über einen langeren 
Zeitabschnitt des Tages und schlie6en somit Berufstatigkeit i .d.R. aus. (Aus­
nahme ist die Tagespflege; Kurzzeitpflege bietet eine andere Art der zeitli­
chen Entlastung.). Dennoch berufstatig zu sein, bedeutet für eine pflegende 
Tochter eine Auseinandersetzung nicht nur mit dem eigenen Gewissen, sondern 
zusatzlich mit organisatorischen Schwierigkeiten. 

Ein weiterer, über das aktuelle Zeitproblem hinausgehender Aspekt betrifft 
die Antizipation und Kontinuitat der eigenen Biographie. Da die Dauer der 
Pflege nicht planbar ist, wird die künftige eigene Lebensgestaltung eben­
falls als vollig unberechenbar erlebt. 

e) Krisenhafter Wandel bisher gelebter Orientierungen 
Im Verlauf eines sich potenzierenden Belastungserlebens, das keineswegs nur 
krankheits- und pflegebedingt ist, sondern haufig durch die subjektiv und 
in ihrer Ambivalenz belastende Situation entsteht, entwickelt sich ein 
Wendepunkt, bei dem sich eine wichtige Erfahrung durchsetzt. Diese bilan­
zierende Wertung eines langerfristigen Krisenprozesses wird geschildert mit 
Worten wie: "Mein Leben lang war ich nur für andere da", "am Schlu6 war ich 
selbst gar nicht mehr vorhanden", "ich war selbst nur noch ein Wrack". 
Danach wird eine Wendung hin zu anderen Handlungsweisen eingeleitet . 
Dieser Proze6 ist nicht so individualistisch wie es auf den ersten Blick 
scheint. 0ft waren andere Personen, die Rat gaben und die Entscheidung in 
eine neue Richtung unterstützten, beteiligt. Relevante Personen, die die 
bereits aufgebrochene nonnative Orientierung stellvertretend für die sozia­
le Umwelt sanktionierten, waren z.B. Arztlnnen, Selbsthilfegruppen oder 
Personen aus Behorden6l. 

Das Auftreten einer bestimmten der drei vorgestellten individuellen Verar­
beitungsweisen laBt sich nicht monokausal erklaren, sondern sie entstehen 
in einem Geflecht von Einflüssen. Grundsatzlich laBt sich jedoch feststel­
len: je gro6er die Familienzentrierung im Sinne der ldentifikation mit der 
traditionellen weiblichen Rolle und je enger die emotionale Verbindung mit 
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dem gepflegten Elternteil ist, desto weniger ist die Pflegesituation ge­
staltbar. Dagegen zwingen die eigene Berufstatigkeit oder andere au6erfa­
miliale Interessenbereiche geradezu zur aktiven Gestaltung der Pflegesitua­

tion, zum Lernen auch von Abgrenzung. 

3.2 Auswirkungen auf die Antizipation des eigenen Alterns 

Ein hohes Belastungsempfinden und die direkte Konfrontation m1t den nega t iven 
Seiten des Alterns losen bei den Pflegenden Angst und Verdrangung des eige­
nen Alters aus. Aussagen, die dies belegen, waren z.B. die Ablehnung lebens­
verlangernder Medizin, der Wunsch nach einem moglichst frühzeitigen eigenen 
Tod, das Planen von Selbsttotung ab einem gewissen Alter. Diese alannierenden 
Gedanken haben auf keinen Fall für die Betroffenen den Stellenwert des tat­
sachlich Gewollten . Sie sind vielmehr Ausdruck der gravierenden Auswirkungen 
der Belastungen auf die eigene Person und der dadurch hervorgerufenen nega­
tiven Erwartungen andas eigene Alter. 

Tochter, die heute noch die Pflicht der Pflege der Eltern einlosen, werden 
selbst zu Tragerinnen veranderter Vorstellungen Uber das ~lterwerden und 
akzeptabler Versorgungsformen. Die Mehrzahl der pflegenden Tochter lehnt 
ihrerseits bereits die Versorgung durch die eigenen Kinder ab, da dies eine 
"Zumutung" sei. Ihre eigene Erfahrung, wie unfreiwillig und belastend "fami­
liare Solidaritat• auch sein kann, la6t sie ein anderes Ideal für das eigene 
Alter entwickeln. Dieses betont im Unterschied zur quasi naturwüchsigen, 
selbstverstandlichen Bindung andas Familiennetz die personliche Autonomie. 
"Niemand soll mich zwangsweise pflegen mUssen". Mit dem Betonen der Freiwil­
ligkeit ist die Hoffnung verbunden, die positiven Gründe für eine Pflege 
(wie emotionale Verbundenheit) zu retten, die bei den Tochtern selbst oft dem 
Zwang zum Opfer fielen. 

Diese projektiven Aussagen über künftiges Handeln dürfen zwar nicht einfach 
mit dem spateren realen Verhalten gleichgesetzt werden, dennoch haben sie 
einen wichtigen Stellenwert. In ihnen zeichnet sich ein Wandel hin zu einem 
neuen Altersideal ab. Diesem Ideal entsprache das Erhalten von Versorgung 
aufgrund eigener Leistungen, die Wahl der Versorgungsform (z.B. Altenwohnung 
oder bezahlte Pflegerin). Hierin kommen die modernen, individualisierten 
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Prinzipien der sozialen Sicherung, wie sie die Tochtergeneration kennen­
lernte, im Hinblick auf das eigene Alter zum Ausdruck. 

4. Fazit 

Im Laufe der Modernisierung wurden mehr und mehr Leistungen der Familie oder 
anderer privater Subsysteme vom Wohlfahrtsstaat und den intermediaren Orga­
nisationen Ubernommen oder auch in die marktvermittelte Bedürfnisbefriedi­
gung überführt. Helfensprozesse im Wohlfahrtsstaat sind mittlerweile hoch­
gradig professionalisiert (ohne hier eine lineare Fortsetzung dieser Entwick­
lung behaupten zu wollen). Es dominiert das Aquivalenzprinzip der Leistungen, 
nicht nur als Versicherungsleistung, sondern auch als entgoltene (Dienstlei­
stungs-)Arbeit. In der Pflege hilfsbedürftiger alterer Menschen ist aber in 
Relation zu anderen Bereichen ein zeitlicher Abstand ("time lag") wohl­
fahrtsstaatlicher Entwicklung zu verzeichnen. 

Die Modernisierung und Individualisierung der sozialen Sicherung bei der 
Versorgung Hilfs- und Pflegebedürftiger ist - wie in bezug auf die Frauen 
und ihre Zustandigkeitsbereiche allgemein - unvollstandig oder halb geblie­
ben (vgl. die halbierte Modemisierung bei BECK 19B6). Den Pflegepersonen ent­
halt sie die versprochene individuelle Lebensgestaltung vor. Ja der Bereich 
der Pflege ist sogar einer der wenigen, in dem neuerdings gefordert wird, 
Arbeitsleistungen aufgrund traditioneller Prinzipien wie der "Pflicht" einzu­
fUhren (z.B. in der Diskussion um die EinfUhrung eines Pflichtjahres zur 
Losung des Pflegenotstandes). 

Die im Bereich der Altenhilfe nur langsam durchgesetzten Ma6nahmen vervoll­
standigen nicht etwa die moderne sozialstaatliche Entwicklung, indem sie 
dort, wo familiare Netze ihre traditionellen Funktionen nicht mehr erfüllen, 
einspringen. Bedenklich ist, da6 weiter auf die Ressourcen von Frauen und auf 
bestimmte Familienfonnen gebaut wird, die bereits überverpflichtet sind was 
Reproduktionsaufgaben anbelangt. 

Einerseits sind kritische Stimmen am professionellen Dienstleistungssystem 
berechtigt und kann professionelle Leistungserbringung bestimmte Qualitaten 
der familiaren Pflege nicht ersetzen. Andererseits tragen die traditionellen 
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infonnellen Netze nicht mehr so wie früher. Die sozialpolitischen Muster 
aus der Zeit ungebrochener Modernisierung mit einer inmer vollstandigeren 
Durchdringung sozialstaatlicher Existenzsicherung sto6en an Grenzen der 
Finanzierung, der Personalrekrutierung und der Wünschbarkeit. Andererseits 
haben die traditionellen, modernitatskritischen sozialpolitischen Konzepten 
entspringenden Losungswege wie die Verpflichtung oder die Rückverlagerung 
von Aufgaben in die Familie nicht mehr die lebensweltliche soziale Basis. 
Auch widersprechen sich die Proklamierung von "Familiensolidaritat" oder 
die Neue Ethik des Helfens und die vom Arbeitsmarkt geforderte vollstandig 
und flexibel verfUgbare "Arbeitsmonade", bei der von privaten Bindungen abge­
sehen werden kann. Die Perspektive liegt deshalb in einem neuen Denken Uber 
das Zusammenwirken von informellen Hilfenetzen und formellen Diensten unter 
Anpassung an (bisher allein durch das Verhalten von Frauen) veranderte Fami­
lienformen. 
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Anmerkungen: 

1) Der Aufsatz basiert auf den Ergebnissen des Forschungsprojektes "Die 
Pflegebereitschaft der Tochter" (vgl. BRACKER/DALLINGER/KARDEN/TEGET­
HOFF 1988), durchgeführt bei der Interdisziplinaren Arbeitsgruppe für 
Angewandte Soziale Gerontologie, Kassel. 

2) Der Kohortenbegriff beinhaltet die Relevanz kollektiver biographischer 
Einflüsse. 

3) Bereits SCHELSKY (1960: 345) formulierte die doppelte Vergesellschaf­
tung der Frau und die daraus resultierende Gespaltenheit: "Indem die 
Frau, die früher ausschlie6licher den seelischen Untergrund für die 
Verhaltensweisen in den Intimbeziehungen der kleinen familiaren 
Gruppe finden konnte, immer mehr in die industrielle und bürokratische 
Offentlichkeit hineingerissen wird, gerat auch sie in verstarktem 
Ma6e in die Spannungen zwischen primaren und abstrakten Sozialbezie­
hungen .•• " 

4) Der Begriff der Anpassungsstrategien impliziert eine Autonomie zur 
Gestaltung der Situation, die für Pflegende oft gar nicht gegeben ist. 
Sie verstricken sich eher in dem hohen Verbindlichkeitscharakter der 
emotionalen, nonnativen Bindungen gegenüber dem Elternteil. Auch der 
Charakter der Pflegeaufgabe bringt eine starke Anbindung im Sinne des 
standigen Prasent-Seins mit sich. 

5) Dies erinnert andas Bild von Patchwork, mit dem BALBO (1984) weibli­
che Reproduktionsarbeit beschreibt. 

6) Diese Personen konnen auch einen genau umgekehrten Einflu6 haben, nam­
lich Pflege durch die Tochter einfordern. 
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THESEN ZUR ALTENPFLEGEARBEIT VON FRAUEN 

von Marianne Heinemann-Knoch 

Alle verfUgbaren Datenquellen bestatigen, da6 in der Bundesrepublik hilfe-
und pflegebedürftige alte Menschen mehrheitlich zu Hause von Familienangeho­
rigen betreut werden. In der Regel wird diese Familienpflege als Frauenpflege 
durch Ehefrauen , Tochter und Schwiegertochter geleistet. Nach dem Sozio-oko­
nomischen Panel von 1987 lag der Anteil der weiblichen Pflegepersonen bei 
etwas mehr als 80 %; dabei stehen die Pflegenden selbst bereits in einem ho­
heren Alter: fast die Halfte war alter als 65 Jahre, ein weiteres Drittel be­
fand sich im Alter zwischen 50 und 65 Jahren (THIEDE 1988; CLAUSSEN/HEINEMANN­
KNOCH 1992). Wenn auch fUr die professionelle Pflege kaum 9enaue Zahlen vor­
liegen , so belegen alle einschlagigen Quellen hier ebenfalls einen starken 
weiblichen Uberhang der Pflegenden; allerdings sind diese in der Regel jünger: 
so ergab eine Infas-Umfrage, da6 91 % der in der ambulanten und stationaren 
Altenpflege Beschaftigten weiblich und wenig mehr als 40 % jUnger als 30 Jah­
re sind (zitiert bei NOLL-ROESCH 1992). DarUber hinaus zeigt sich im pro­
fessionellen Bereich zumindest in der ambulanten Altenpflege, da6 im Verhalt­
nis von ausgebildeten zu unausgebildeten Pflegerinnen die Helferinnen, also 
Mitarbeiterinnen mit ungelernten Berufen, mit etwas mehr als 40 % dominieren 
gegenUber nur einem runden Drittel der Krankenschwestern bzw. lediglich 6 % 
Altenpflegerinnen. 1) 

So kommen z.B. OSTNER/BECK-GERNSHEIM (1979) oder ALBER (1990) zu dem Schlu6, 
da6 Frauen in den Alten-Pflegeberufen in ein Berufsfeld geraten sind, das 
lange Zeit - zu lange - von Frauen und von religiosen Orden beherrscht wurde. 
Das Pres tige des Berufes blieb gering - schlechte Bezahlung, eine hohe Fluk­
tuationsrate , hohe Belastungen und zugleich für aufstiegsorientierte Frauen 
unattraktive Arbeitsbedingungen waren und sind die Folge. · 

Alten-Pflegearbeit im Mantelchen von Weiblichkeit und Mitmenschlichkeit um 
Gottes Lohn spricht den pflegenden Frauen nach wie vor die gesellschaftlichen 
Chancen einer solidarischen Gestaltung von Pflegearbeit ab und überla6t sie 
der Vereinzelung und den in dieser Vereinzelung und Vereinsamung zu tragenden 
schweren Belastungen. 
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Sowohl Politik für pflegebedürftige alte Menschen wie diejenige fUr Frauen 
- obwohl von unterschiedlichen Akteuren/-innen gestaltet - ist kein plan­
volles, sondern in hohem Ma6 chaotisiertes und atomisiertes Handeln. 

An einer der Schnittstellen, wo beide Politiken greifen, namlich bei der pro­
fessionellen und familiaren Pflege von alten Menschen - Hilfen also vorran­
gig von Frauen fUr Frauen - fUhrt dies zu je individuellen Entscheidungen in 
der Bewaltigung der professionellen wie familiaren Belastungen, die Pflege 
zwangslaufig verursacht. Dennoch bringen diese individualisierten Entschei­
dungen ein gesellschaftliches Muster hervor, wodurch pflegende Frauen in 
Normen- und Handlungsbereiche des ausgehenden 20. Jahrhunderts zurUckgeworfen 
werden und sie nicht an dem den Frauen in anderen gesellschaftlichen Berei­
chen eroffneten Chancen teilhaben konnen. 

Frauen sind diejenigen, auf die innerhalb der Familie die Pflege von Angeho­
rigen zurUckfallt. Bei langer andauernder Pflege geben die Berufstatigen in 
der Regel ihre Berufstatigkeit auf und dienen nach wie vor ohne Bezahlung 
den kranken und siechen Nachsten. In der hauslichen Vereinzelung versuchen 
sie, die schweren Belastungen der Pflege so lange wie moglich zu ertragen. 
Eine Skandalisierung und kollektive Verweigerung der Belastungen vor der Of­
fentlichkeit wird weder von ihnen noch von Akteuren/-innen der Politik erwo­
gen. Der Versuch des "solidarischen Kampfes" gegen die den Frauen zugemuteten 
Pflege- und damit Arbeitsbedingungen und eine grundlegende Reformierung von 
Pflegearbeit steht aus. 

"Jeder mu6 irgendwie ran (in der Familie), wenn es brennt. Aber die 
meiste Arbeit habe ich, das ist klar, die Hauptbelastung. ( ••• ) Wir ha­
ben uns Fristen gesetzt, wir schauen uns das jetzt erst noch mal ein 
Jahr an, jetzt machen wir das ein Jahr, inzwischen sind es vier Jahre. 
Wenn es noch schlinmer wird, das Heim habe ich irrmer im Hinterkopf, das 
ist klar, aber das schiebe ich noch weg. Solange es geht, lasse ich 
sie (- die Schwiegermutter -) zu Hause. Solange ich auch selber noch 
kann. Wissen Sie, das kann man nicht erklaren, die laugen einen aus, 
die Leute, die nimnt mir alles. Ich bin ja nur noch eine HUlle, kraft­
los, ich bin eigentlich ein sehr energischer Mensch, tatkraftig, ich 
lese gern, ich gehe gerne ins Theater, mache Reisen, ••. , aber es ist 
eine gro6e Aufgabe, und es kostet bestirrmt fUnf bis zehn Jahre von mei­
nem Leben." 

"Und was haben Sie an Hilfen gehabt?" 

"Nichts. Gar nichts. Acht Tage kam mal jemand zu Spritzen, denn ich war 
berufstatig bis voriges Jahr im Herbst, halbtags, .•. ich bin oft zu 
spat gekon-rnen, muBte das dann nacharbeiten, und als ich dann den ganzen 
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arbeiten sollte, da mu6te ich mich kündigen lassen. lch war in einer 
Versicherung beschaftigt. Halbtags , von 8 Uhr bis 12 Uhr, ich konnte 
aber gleiten bis neun, und der Chef war sehr nachsichtig, sonst ware 
das gar nicht gegangen , ich bin ja oft zu spat gekommen. Dann kommst 
du an im Büro, dann mu6t du dich erst mal erholen. Ja, und das habe ich 
auch bis voriges Jahr im Herbst gemacht . Bin dann ins Büro gegangen." 

"Sie haben den Beruf aufgegeben wegen der Orna?" 

"Ja, ich kHnnte jetzt gar nicht arbeiten. Ich bin jetzt auch arbeitslos, 
solange das geht, nehme ich das noch mit. Ich mu6 mich zwar wieder vor­
stellen zwischendrin, aber wenn die Leute Pflegefall hHren, dann i st 
der Ofen aus. Da stellt Sie niemand ei n, wenn Sie einen Pflegefall ha­
ben. Der Staat und auch die Mitmenschen akzeptieren keine Pflegefalle." 
(lnterviewpartnerin, Schwiegertochter von 45 Jahren pflegt Schwieger­
mutter) 

Uber die hochgradige Belastung pflegender Frauen besteht sowohl seitens der 
gerontol ogischen Forschung als seitens der Praxi s wie der Sozialpolitik Ein­
vernehmen. Die zumeist qualitativen Untersuchungen Uber diese Belastungen wie 
auch die hier zugrunde gelegte eigene empirische Basis2l belegen individuali­
sierte LHsungen zur Bearbeitung der Belastung durch Pflege, die sich bei 
Profess ionellen und Laien-Pflegerinnen ahneln. 

Bei den AngehHrigen finden sich vor allem folgende Bearbeitungsmuster: 3) 

- Einschrankung au6erhauslicher Aktivitaten und Beziehungen; 
- Verdrangen eigener Gefühle und BedUrfnisse; 
- Ertragen der Belastungen bis zum kHrperlichen bzw. psychischen Zusammen-

bruch (auch Anwendung von Gewalt); 
- Erwerbsaustritt, vor allem bei langer dauernder Pflege; 
- vereinzelte Organisation von (zusatzlicher) Fremdhilfe (z.B. ambulante 

Dienste), Selbsthilfe (z.B. Besuch von AngehHrigengruppen) und bewu6te Re­
strukturierung der Beziehungs- und Pflegesituation. 

Bei erwerbstatigen Pflegerinnen zeigen sich vergleichbare Bearbeitun9smuster 
(vgl. z.B. FORSTER 1992; auch Referat der Staatssekretarin im BMFUS, Frau 
VERHÜLSDONK, in KDA 1991): 

Verdran9un9 von GefUhlen und BedUrfnissen durch eine starke Orientierung 
an Arbeits- und Betriebsablaufen (bis hin zur Schikanierun9 der anderen), 
teilweise bis zum kHrperlichen oder psychischen Zusammenbruch ; 

- Abgrenzung 9e9enüber dem Pfle9eallta9 durch "Lachen und BlHdeln" bzw. 
"Schnoddri9keit"; 
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- Abarbeitung der am Arbeitsplatz entstandenen Konflikte zu Hause; 
- Einschrankung au8erberuflicher Aktivitaten; 
- Reduzierung der Arbeitszeit; 
- Ausstieg aus dem Beruf;4) 
- vereinzelte, "privatisierte" Ansatze der Restrukturierung der Arbeit -

durch Pflegeplanung, Supervision, Dienstplanung, Arbeitszeitgestaltung, 
finanzielle Anreize und Fortbildung. 

Auch die Anerkennung professioneller Alten-Pflege ist von gesellschaftlicher 
Seite nach wie vor geschuldet. Hier führen die beruflichen Belastungen und 
die vereinzelten und daher "chaotischen" Versuche, diese zu mildern, haufig 
zum Erwerbsaustritt und zum Rückzug der Frauen in die Familie oder zum ato­
misierten Versuch einzelner Berufstatiger, die individuellen Arbeitsbedingun­
gen bedürfnisgerechter zu gestalten. Auch Arbeitgeber versuchen vereinzelt, 
Arbeitsplatze attraktiver zu gestalten (z.B. durch finanzielle Anreize oder 
flexible Dienstplane oder das Angebot der Kinderbetreuung am Arbeitsplatz 
usw.). Auch professionelle Pflegearbeit bleibt daher ein an Weiblichkeit, 
Ohnmacht und Nachstenliebe orientiertes Relikt. Sie entzieht sich selbst die 
Chancen für eine planvolle Weiterentwicklung von Arbeitsbedingungen. Die Ge­
sellschaft verweigert ihr solidarische Problemlosungen. 

Trotz des konstatierten Pflegenotstandes wird nach wie vor an Problemlosungen 
herumlaboriert, die neue Probleme schaffen, ohne die alten aufheben zu kon­
nen. Dies zeigt sich z.B. bei dem Versuch, die Altenpflege in den neuen Bun­
deslandern den Standards der alten anzupassen. Ein Beispiel: 

In der ambulanten Pflege ist seit langem bekannt, da8 die somatische Pflege 
von Sozialstationen hinsichtlich einer umfassenden Hilfe fUr hilfebedürftige 
altere Menschen unzureichend ist und zur Sicherung ihres Alltags vor allem 
Haushaltshilfen benotigt werden, die in den alten Bundeslandern vielfach feh­
len und unzureichend bezahlt werden. In den neuen Bundeslandern bzw. in der 
ehemaligen DDR standen bei der Volkssolidaritat Haushaltshilfen zur VerfU­
gung, die offensichtlich auf einem quantitativ hoheren Niveau als in der al­
ten Bundesrepublik die Haushaltsführung hilfebedürftiger alterer Menschen 
sichern konnten (vgl. KDA/ISG 1991). Der Uberhang an halbprofessionalisiertem 
ambulanten Pflegepotential der Volkssolidaritat in der ehemaligen ODR wurde 
nach der Wende zwar auf ABM-Basis in der Regel weiter beschaftigt. In Sachsen­
Anhalt z.B. wurde aber im Oktober 1991 für die ambulanten sozialen Dienste 
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(für die Zeit vom 1.7.91 bis 30.6.92) ein Abrechnungsmodus zwischen den 
Spitzenverbanden der freien Wohlfahrtspflege und der Krankenkassen ausgehan­
delt, aufgrund dessen der gro6ere Teil dieser Frauen 'in Zukunft nicht mehr 

beschaftigt werden kann. Die Politik hat wenig planvolle Anstrengungen und 
Phantasie entwickelt, um das früher vorhandene halbprofessionelle Hilfe­
system zu qualifizieren und zur Entlastung von Familien und zur Erganzung 
der unzureichenden ambulanten Dienste einzusetzen. Vielmehr wurden nach der 
Wende die Voraussetzungen dafür geschaffen, Hilfen für Pflegebedürft1ge mog­
lichst in die Familien zurück zu verlagern, in denen zudem arbeitslos gewor­
dene Frauen zur Verfügung stehen, die zukünftig die Pflege ihrer Angehorigen 
werden Ubernehmen müssen. Doppelt erzwungener Erwerbsaustritt von Frauen ist 
Voraussetzung dafür, da8 Pflegearbeit in den neuen fünf Landern refamiliali­
siert und individualjsiert werden kann. Die sich bietenden Chancen zur Ent­
wicklung von solidarischer Altenpflegearbeit wurden nicht wahrgenonmen. 

Die gleichzeitig zu beobachtende professionelle Mobilitat von den neuen zu 
den alten Bundeslandern orientiert sich am Gefalle der Bezahlung und sonsti­
ger vereinzelter Anreize, die Attraktivitat der gebotenen Arbeitsplatze zu 
erhohen. Auch diese atomisierten Versuche der Erhohung der Arbeitsplatzattrak­
tivitat auf seiten vereinzelter Arbeitgeber wie der entsprechenden Abwande­
rung von Arbeitnehmern/-innen sind Ausdruck des nach wie vor bestehenden kol­
lektiven Mangels an solidarischen Losungsversuchen des Pflegenotstandes. 

Dabei sind schon langst Problemlosungsstrategien fonnuliert und auch von der 
Praxis der Altenhilfe eingefordert. So fonnuliert z.B. die Leiterin eines 
gro6en Alten- und Pflegeheimes einer süddeutschen Gro8stadt: 

"Seit August 1988 lauft hier (- in einem Altersheim einer süddeutschen 
Gro8stadt -) das rehabilitative Konzept und die Bewohner hier haben 
eine andere Zugangsvoraussetzung als im Altenheim, .weil der Trend ja 
dahin geht, da8 sie wieder in ihre Wohnung sollen oder konnen und 
nicht der Verbleib im Altenheim .•• Es ist sehr frustrierend zu beob­
achten, da8 Konzepte hier entwickelt werden, Konzepte .auch eingeführt 
~erden, man auch kontinuierlich versucht, Konzepte aufrecht zu erhal­
ten, da8 es aber immer wieder scheitert an der Personalsituation, an 
den Veranderungen des Personals und - ich meine, wir konnen darüber ja 
reden, die finanzielle Situation ist ja immer noch nicht geklart. 
Diese Anhebung des Tarifs ab l. August 1989 hat für einzelne Mitarbei­
ter vielleicht eine Erleichterung untenn Schnitt von 70 Mark netto 
gebracht, aber wenn man die gesamte Situation hier in • . • sieht, und 
die Mieten, dann ist es einfach sehr schwierig, auf langere· Sicht auch 
Mitarbeiter zu halten. Es ist also nicht nur das finanzielle Problem, 
es ist auch die Wohnsituation, es ist die Qualifikation, dann kolTlllt 
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die Problematik der gerontopsychiatrischen Abteilung hinzu, daB man das 
eigentlich nur einige Jahre tun soll ••• Wenn Sie aber tagein tagaus 
immer wieder den gleichen Bewohner in seiner Vielfalt und in seinem 
Aggressionsverhalten erleben, dann •.• muB man aufpassen, daB man nicht 
abstumpft, daB man sensibel bleibt, daB man immer wieder bewuBt darauf 
eingeht. ( ... ) Und was ich mir noch wünschen würde, ware, wenn der 
Stellenschlüssel angehoben würde, zumindest auf 1 : 2,5; und dann Fort­
bildung für das Pflegepersonal, vielleicht alle vier Wochen ein geziel­
tes Thema, Pflichtteilnahme für die Mitarbeiter, und was sicher sinn­
voll ware, das ware eine kontinuierliche Be leitun für die Mitarbeiter 
im Gesprach, also so eine Art Gesprachsrunde." Interview mit der Lei­
terin eines Altenpflegeheimes mit einer gerontopsychiatrischen Abtei­
lung) 

In diesem Zitat sind solidarische Losungsansatze formuliert, die folgende 
Elemente enthalten (vgl. dazu HEINEMANN-KNOCH/v. KARDORFF/KLEIN-LANGE 1991): 

- arbeitsplatzbezogene Team- und Organisationsberatung; 
- Verbesserung des Personalschlüssels; 
- Attraktivere Gestaltung des Berufsbildes der Altenpflege durch bessere 

Bezahlung, verbesserten Freizeitausgleich, verbesserte Gestaltung der 
Arbeitszeiten wie der Arbeitsanreize (z.B. Wohnungsangebote); 

- Praxisbegleitende Fortbildungsangebote; 
- Verhinderung von burn-out-Erscheinungen durch Supervision bzw. Teambera-

tung; 
- Forderung der Eigeninitiative, Spontanitat und Phantasie der Pflegekrafte 

bei der Betreuung alter Menschen durch die Trager und Heimleitungen. 

Auch für die pflegenden Familienfrauen lassen sich die Elemente einer solida­
rischen Losung ihrer individuellen Pflegeprobleme stichwortartig zusammen­
fassen: 

- Umfassende und realistische, leicht abrufbare Informationen über die ver­
schiedenen Formen der Hilfeerfordernisse und die zur Verfügung stehenden 
medizinischen, sozialen, pflegerischen und finanziellen Hilfen; 

- verbesserte Beratungsangebote: vom niedergelassenen Arzt über Wohlfahrts­
verbande bis zur Kommune; 

- Entlastung der Angehorigen durch stundenweise bezahlte Hilfen von nicht 
wechselnden Bezugspersonen; 

- Urlaub von der Pflege für die pflegenden Angehorigen bei realistischer 
Bezahlung der Ersatzpflege, 

- Forderung der Selbsthilfe durch die Organisation von Angehorigengruppen. 
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1) Diese Zahlen sind fUr NRW sowohl fUr 1987 belegt als auch fUr die ge­
samte Bundesrepublik fUr 1984 (vgl. MAGS 1991; Claussen/Heinemann-Knoch 
1992; Dt. Verein 1987). 

2) Namlich: 
- qualitative lnterviews mit pflegenden Angehürigen, 
- qualitative lnterviews mit Mitarbeiterinnen in der Altenpflege, 
- Erfahrungen in der Teamberatung von Mitarbeitern der ambulanten und 

stationaren Altenhilfe. 

3) Vgl. zusanvnenfassend Claussen/Heinemann-Knoch 1992; dort ist auch die 
wichtigste Literatur aufgefUhrt. 

4) Nach einer Expertenmeinung (0re61er 1980) steigen 50 % aller Pflege­
personen nach nur 5 Jahren Berufstatigkeit aus dem Beruf aus (zitiert 
bei Alber 1990, S. 21). 
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l. Infonnelle Hilfe als Teil des "welfare mix" 

Sozialpolitische Steuerungsversuche sind vennutlich indirekt am wirkungsvoll­
sten, namlich dann, wenn sie sich nicht als Konigsweg zur Losung sozialer 
Probleme gerieren, sondern, durch "empowennent" und Sicherung von Rahmenbe­
dingungen, den Betroffenen Raum für eigenstandige Problemlosungsmuster 

schaffen. 

"Fertige" Losungen konnen sich - auch wenn sie nach fachlichen und sozial­
politisch-rationalen Kriterien optima] erscheinen - als unpraktikabel erwei ­
sen. Die Entscheidungsalternative "Pflege" oder "Erwerbsarbeit" erscheint 
angesichts ambivalenter Bedürfnisse und Obligationen sowie sich verandernder 
Relevanzhierarchien haufig lebenswel tfremd, simplifiziert. Hier müssen Ent­
scheidungshintergründe in Rechnung gestellt werden, die sich nicht standardi­
sieren und daher auch nicht in verallgemeinerbare sozialpolitische Losungs­
muster einbinden lassen. 

Nicht selten suchen die Betroffenen nach Moglichkeiten, Pflege- und Erwerbs­
arbeit miteinander zu vereinbaren. Hier setzt das Konzept des "welfare 
pluralism" oder "welfare mix" an (EVERS/WINTERSBERGER 1990; JOHNSON 1987), 
in dem eine gro6ere Flexibilitat und Vielfalt der Optionen programmatische 
inhaltliche Bestandteile sind. Intendiert ist u.a. die planerisch bewu6te 
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Vernetzung ven formeller, offentlicher Pflegearbeit (also Pflegearbeit als 
Erwerbsarbeit), mit infonneller, privater Pflegearbeit ohne Erwerbscharakter. 
Ein wohlbegründetes Ziel, an dem sich allerdings auch verdeutl ichen laBt, daB 
konzeptionelle Plausibilitat allein den Erfolg auf der Umsetzungsebene noch 
nicht garantiert. Nachstehend seien einige der empirischen Probleme erlau­
tert, die sich auf dem Weg vender Planung zur alltagsweltlichen Realisierung 
als Barrieren bemerkbar machen. 

Formelle Hilfe findet, selbst wenn sie auf kooperatives Handeln ausgerichtet 
ist, den AnschluB an die infonnellen Helfer nicht eben leicht. Informelle 
Helfer, insbesondere die Angehorigen (und sie stellen den bei weitem groBten 
Anteil der informellen Helfer), pflegen in der Mehrzahl, ohne sich auf of­
fentliche UnterstUtzungsangebote einzulassen . In der Sprache der Dienstean­
bieter gilt dies als "mangelnde Inanspruchnahme", oder, anders akzentuiert, 
als "Zugangsproblematik". Beides ist um so mehr zu beklagen, je deutlicher 
die materiellen, sozialen, physischen und psychischen Kosten werden, die 
pflegende Angehorige erbringen. 

Die Produktivitat informeller Hilfe wird in sozialpolitischen Diskursen wegen 
ihres quantitativen und qualitativen Stellenwerts , ihrer Lebensweltnahe und 
ihrer vergleichweise geringen Kostenhohe für die offentliche Hand gewürdigt. 
Sie wird jedoch "kontraproduktiv", wenn die unerwünschten Nebeneffekte ihrer 
lobenswerten Eigenschaften überwiegen, und ven den infonnellen Helfern nicht 
mehr aus eigener Kraft abgepuffert werden konnen. Dann namlich kann aus einem 
psychisch und sozial gesicherten und ven den Beteiligten positiv bewerteten 
Hilfearrangement eine Quelle gemeinsamen Leidens werden, ein "Krisenzirkel", 
der wachsende - auch offentliche - Folgekosten entstehen laBt. 

Abgesehen ven den im engeren Sinne fachlich oder moralisch fundierten Argu­
menten, die in solchen Fallen der Uberlastung professionelle Interventionen 
nahelegen - wir kennen sie beispielsweise aus Untersuchungen der Situation 
ven Angehorigen, die psychisch Kranke versorgen {JOHNSON/CATALANO 1983) -, 
liegt es auch in der unmittelbaren Rationalitat sozialpolitischen Denkens, 
die Ressource "infonnelle Hilfe" durch fonnelle Unterstützung davor zu 
schützen, daB sie vollig verschleiBt. Einmal verbraucht, ist sie , wenn über­
haupt, nur schwer zu ersetzen . 
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Informelle Hilfe la6t sich allerdings auch zum Zweck ihrer UnterstUtzung 
nicht voraussetzungslos mit formeller Hilfe verknüpfen. Wichtige Bedingungen 
auf seiten der informellen Helfer und Hilfeempfanger scheinen zu sein: Weit­
gehende Autonomie bei ihrer Entscheidung, zu helfen und sich helfen zu lassen, 
weitgehender Konsens bei der Realisierung des Hilfearrangements und relative 
Starke des (noch) vorhandenen Selbsthilfepotentials. 

Wo diese Bedingungen nicht gegeben sind, mu6 formelle Hilfe bei ihrer Suche 
nach dem informellen Gegenpart zunachst dessen Defizite kompensieren - was 
mit den Selbstbildern der informellen Helfer kollidieren kann. "Nicht Ersatz, 
aber bessere Unterstützung der informellen Helfer", "Hilfe für die Helfer", 
"Pflege für die Pflegenden" (care for the caregivers), sind entsprechende 
Programmformeln, die erfUllt sein mUssen, um informelle Helfer mit bereits 
Uberstrapaziertem Engagement Uberhaupt in ein gemischtes Hilfesystem einbezie­
hen zu konnen. Diese Helfer, die einerseits als sozialpolitische Ressource 
betrachtet werden, erscheinen andererseits vor allem als Klienten. In ihren 
Selbstbildern jedoch sind sie weder das eine noch das andere, und es ist ent­
sprechend schwer, Zugang zu ihnen zu finden. 

2. Kooperation statt Vernetzung oder Koordination 

Begriffsklarungen sind notwendig. "Vernetzung" ist das Stichwort, das die 
sozialpolitischen Diskussionen der achtziger Jahre bestimmt hat und noch be­
stimmt. Vernetzung im Sinne des besagten "welfare pluralism" greift weit; 

sie soll nicht nur dazu dienen, formelle Dienste untereinander besser zu koor­
dinieren, sondern auch, fonnelle Hilfen mit infonnellen Hilfen. "Koordination" 
(Platz zwei auf der aktuellen Hitliste der sozialpolitischen Begriffe) hat 
jedoch zwei wichtige Voraussetzungen: sie bedarf sowohl einer übergeordneten, 
von den Betroffenen als Autoritat anerkannten Instanz, die Ziele setzt, vor­
handene Ressourcen definiert, in ihren Leistungen evaluiert, sie aufeinander 
abstimmt und miteinander in Einklang bringt, als auch der entsprechend ein­
satzwilligen, einsatzfahigen und steuerbaren Akteure. Diese Voraussetzungen 
sind, wie wir wissen, nicht einmal innerhalb des formellen Bereichs durchgan­
gig gegeben und erst recht nicht - hier gewisserma6en axiomatisch - auf der 
Seite der informellen Helfer. Als besser geeignetes Muster der Verknüpfung 
informeller mit fonnellen Helfern erscheint daher "Kooperation". Aber auch 
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Kooperation ist an Voraussetzungen gebunden: Konsens Uber Ziel und Mittel, 
geklarte Rollen und transparente Aufgabenteilung. Die Pflegearrangements, in 
denen informelle und fonnelle Helfer zusammentreffen, sind daraufhin naher 
zu betrachten. Dies soll anhand einiger Konkretisierungen versucht werden, die 
der einschlagigen Literatur entnommen sind. Erganzend flieBen erste Auswer­
tungen eines DZA-Projekts zur Wechselwirkung von infonnellen und fonnellen 
Helfern ein. 

3. Selbst- und Fremddefinitionen der Rollen infonneller und fonneller Helfer 

In einem 1989 erschienenen Artikel hat die englische Soziologin Julia TWIGG 
analysiert, wie soziale Einrichtungen und Dienste ihre Beziehung zu informel­
len Helfern konzeptualisieren. Sie fand drei Hauptmodelle, die die informel­
len Helfer als "Ressource", als "Mitarbeiter• und als "Co-Klienten" etiket­
tieren. Die Spannungen zwischen diesen - simultan angewendeten - idealtypi­
schen Bezugsrahmen bewirken entsprechend widersprUchliche sozialpolitische 

und soziale Orientierungen. 

Geht man davon aus, daB die Verknüpfung von infonneller und fonneller Hilfe 
sich in den Interaktionen der Helfer praktisch zu bewahren hat, so ist es 
wichtig zu wissen, ob die Beziehungsmodelle der fonnellen Helfer denen ihres 
infonnellen GegenUbers überhaupt entsprechen und ob sie offen sind fUr Modi­
fikationen durch eine gemeinsame Situations- und Beziehungsdefinition. Diese 
Frage soll bezogen auf die beiden erstgenannten Konzepte erortert werden. 

Zum ersten Konzept: "Infonnelle Helfer als Ressource". Sehen sich z.B. altere 
Frauen, die ihren Ehemann pflegen oder Tochter, die eine hilfebedUrftige 
Mutter versorgen, als Ressource im Bezugsrahmen des formellen Hilfesystems? 
Eine Ressource, die - wenn sie sich auch auf typische Weise genereller Steu­
erbarkeit entzieht - von den fonnellen Helfern genutzt werden kann, um die 
Versorgungsleistung fUr den Patienten zu sichern? 

Erste Auswertungen im Rahmen der oben angeführten DZA-Studie zeigen, daB sich 
informelle Helfer nicht als sozialpolitische Ressource, sondern allenfalls 
als Ressource des Hilfeempfangers betrachten. Man _kann spekulieren, wie sie 
sich verhielten, wenn ihnen bewuBt würde, daB sie - indem sie aus privaten 
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Motiven Pflegeleistungen erfüllen -, gleichzeitig der Gesellschaft als Gan­
zes (und dem formellen Hilfesystem im besonderen) einen Teil der sogenann­
ten "Alterslast" abnehmen . Vielleicht zogen sie daraus andere Konsequenzen, 
als das sozialpolitisch administrative System erwartet. Nicht Bereitwillig­
keit, sich als Ressource weiter nutzen zu lassen, sondern Forderung nach 
politischer und offentlicher Akzeptanz und "Hilfe für die Helfenden" 
nach ihren eigenen Spielregeln waren moglicherweise angesagt: d.h. die Eti­
kettierung würde zurechtgerückt und auf formelle Hilfe angewandt. Informelle 
Helfer würden formelle Hilfe vermutlich verstarkt als Ressource für sich re­
klamieren, legitimiert dadurch, daB sie selbst von der Gesellschaft als Res­
source genutzt werden. 

Typischerweise ist dieses Beziehungskonzept für die informellen Helfer jedoch 
nicht relevant. Mogen sich auch anders gerichtete Orientierungen entwickeln: 
die meisten infonnellen Helfer - also in der Regel Frauen, seltener Eheman­
ner, manchmal Sohne imprimaren Netzwerk des engsten Familienkreises - folgen 
offenbar der tradierten Norm, ihren hilfebedürftigen Angehorigen pflichtge­
maB und aufgrund personlicher Verbindlichkeit und Verbundenheit zur Seite zu 
stehen. Eine Verbindlichkeit, die nicht sozialpolitischen Konzepten ent­
springt, sondern vor allem einer verflochtenen Biographie und den unsichtba­
ren und sichtbaren Loyalitaten, die daraus resultieren. 

Hilfe von auBen nachzufragen, bedeutet aus der Perspektive informeller Helfer 
zunachst, die Grenzen ihrer eigenen bis dato genutzten Ressourcen zu erken~ 
nen, oder nicht willens zu sein, sie auszuschopfen. Fonnelle soziale Dienste 
und Hilfeleistungen konnen dann eine weitere Ressource (unter anderen) sein, 
die informelle Helfer an diesem Punkt zu erschlieBen versuchen. 

Die Differenz der Erwartungen, die aus der wechselseitigen Etikettierung als 
Ressource resultiert, ist nicht ohne Konsequenzen für die Interaktion zwi­
schen informellen und formellen Helfern. Sie begründet MiBverstandnisse und 
Konflikte, die nur zu bearbeiten und bestenfalls aufzulosen sind, wenn Zu­
schreibungen und dahinter stehende unterschiedliche Interessen zum Gegenstand 
von Metakommunikation gemacht werden. 

Informelle Helfer werden von den sozialen Diensten des ofteren als "Mitarbei­
ter" gesehen. Entspricht dies, so unsere zweite Frage, ihrem Selbstverstand­
nis? 
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Im Bezugsrahmen des Gesamtkontextes der Unterstützung fUr den Hilfebedürfti­
gen argumentieren die infonnellen Helfer, wie die bisherigen Ergebnisse der 
DZA-Untersuchung zeigen, wiederum gegensatzlich. Der Tenninus "Arbeit" als 
Bezeichnung der Art, wie sich infonnelle Helfer um den Hilfeempfiinger "kUm­
mern", ist ihrer Lebenswelt an sich fremd. Sich um jemanden klifllnern, ihn ver­
sorgen, betreuen und pflegen, macht zwar Arbeit, wird aber nicht als eine 
Arbeit verstanden. Der Begriff "Pflege-Arbeit" hat sich bislang alltags­
sprachlich nicht etabliert, ebensowenig wie Erziehungsarbeit und im Gegen­
satz zu Hausarbeit und Gartenarbeit. Noch fremder ist den Betroffenen die 
Vorstellung einer "Produktion" von Pflegeleistungen. Pflege als Arbeit ist 
Aufgabe der fonnellen Helfer, bei denen Pflegearbeit und Erwerbsarbeit in 
eins fallt. Dennoch, wenn wir auf das Faktum pflegerischer Aktivitaten re­
kurrieren, so sieht sich der infonnelle Helfer in der wichtigeren Position, 
d.h. er reklamiert grundsatzlich für sich, daB der fonnelle Helfer ihm zuar­
beitet und nicht umgekehrt. In der konkreten Situation ist dies allerdings 
abhiingig von der spezifischen Aufgabenteilung. Eine Haushaltshilfe wird als 
Mitarbeit im Sinne von Zuarbeit verstanden, eine Krankenschwester, die in 
der Hauskrankenpflege tatig ist, hingegen setzt ihre professionelle Situa­
tionsdefinition durch, in der der infonnelle Helfer assistierende Mitarbei­
terfunktion erhalten kann. 

Hier zeigt sich, daB die funktionale Betrachtung der Trennung und Teilung 
von Aufgaben der infonnellen und fonnellen Helfer als Rahmenbedingung ihrer 
Interaktion durchaus wichtig ist. NOELKER und BASS haben dies 1989 in einer 
empirischen Studie versucht und dabei zunachst festgestellt, daB in einer 
Vielzahl von Fallen (42 % ihrer Stichprobe) Uberhaupt keine Verknüpfung in­
fonneller mit formeller Hilfe stattfand, was sie "kin independence", "Unab­
hangigkeit des Verwandtschaftssystems" genannt haben. 
Verknüpfungen lieBen sich in vier Typen charakterisieren, niimlich als: 

"Aufgabenspezial isierung des fonnellen Dienstes" ( "fonnal service 
specialization"), 

- "zusiitzl iche fonnelle Hil fe" ( "supplementati on"), 
- "beiderseitige Spezialisierung" ("dual specialization") und 
- "Ersetzung" ("substitution"). 

"Kin independence" war vor allem durch geringe Grade der physischen Beein­
triichtigung und ein geringeres Niveau der mit der Pflege verbundenen gesund-
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heitlichen Einbu6en des primaren Helfers gekennzeichnet. (Ein Ergebnis, des­
sen Verallgemeinerbarkeit weiter unten zur Diskussion steht.) 

Oagegen scheint es bei starker gesundheitlicher Beeintrachtigung und pflege­
bezogenen Gesundheitseinbu6en des primaren Helfers haufiger zu einer Aufga­
benteilung zu kommen, bei der beide Helfer den Patienten gemeinsam unter­
stützen, der formelle Dienst jedoch au6erdem spezialisierte Hilfe leistet 
("formal service specialization"). Es ist anzunehmen, da6 es sich dabei 
primar um Aufgaben der medizinischen Behandlungspflge handelt; allerdings 
sind wir in der eigenen DZA-Untersuchung auch auf Falle gesto6en, in denen 
berufliche Pfleger die Intimpflege oder korperlich anstrengendere Hilfelei ­
stungen (z.B. das Baden) übernehmen. 

"Zusatzliche formelle Hilfe" {"supplementation") findet vor allem statt, 
wenn die informellen Helfer, hier fast immer die Ehefrau oder Tochter, in 
ihren sozialen Aktivitaten durch die Pflege stark eingeschrankt sind. lnfor­
melle und fonnelle Helfer erfüllen dabei {funktional) die gleichen Aufgaben, 
und es ist fUr die Autoren eine offene Interpretationsfrage, ob die Entla­
stung des formellen Helfers im Vordergrund steht oder seine mangelnde Bereit­
schaft, sich aus Pflegeaufgaben zurückzuziehen. 

Zu einer "beiderseitigen Spezialisierung" {"dual specialization"), bei der 
die Aufgaben der infonnellen und fonnellen Helfer vollig vonei nander getrennt 
sind, kommt es offenbar am ehesten, wenn Ehemanner die primaren Pfleger sind, 
wenn die Pflege mit sehr viel Stress verbunden ist, oder wenn die Hilfeemp­
fanger funktional nicht so stark behindert sind. Die strikte Aufgabentren­
nung entspricht dem viel diskutierten Komplementaritatskonzept, welches vor 
allem von LITWAK (1985) vertreten wurde. Eine optimale Versorgung sei zu er­
reichen, so seine These, wenn das infonnelle und das formelle System nur je­
weils die Aufgaben übernahmen, für die sie am ehesten geeignet seien. So ent­
sprache es der Primargruppenstruktur i nfonneller Hilfe, unvorhersehbare, 
nicht standardisierbare ("nonunifonn") und nicht-instrumentelle Aufgaben zu 
losen, wahrend fonnelle Hilfe besser mit genau definierten ("specialized") 
und vorhersehbaren Problemen umgehen konne. 

"Substitution" bezeichnet die Grenzfalle, bei denen der infonnelle Helfer 
durch den fonnellen ersetzt wird. NOELKER und BASS (1989) verweisen darauf 
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lediglich als ein Ergebnis anderer Studien. Bei genauer Analyse kann man 
sich jedoch u.E. nicht der Einsicht verschlie6en, da6 die Rede von der Sub­
stitution informeller durch formelle Hilfe nur plausibel ist, wenn die Be­
trachtung auf funktionale und instrumentelle Aspekte reduziert wird. Ansonsten 
besteht namlich - selbst bei Erfüllung gleicher Aufgaben - aufgrund der un­
terschiedlichen Beziehung zum Hilfeempfanger, der unterschiedlichen Handlungs­
motivation, unterschiedlicher Gratifikationen, unterschiedlich zu erfüllender 
Reziprozitatsnonnen, ein qualitativer Unterschied in der Hilfeleis tung. Was 
aber qualitativ differ iert , so la6t sich folgern, kann auch nicht wechsel­
seitig ersetzt werden. 

In der eigenen DZA-Untersuchung sind wir auf ein anderes, vermutlich weit­
verbreitetes und wachsendes Verknüpfungsmodell informeller mit formeller 
Hilfe gesto6en, welches oberflachlich auf Substitution hinzuweisen scheint; 
es scheint jedoch angemessener, hierbei von partieller "Delegation" zu spre­
chen: Die infonnellen Helfer, meist Kinder, die nicht mit dem Hilfeempfanger 
im selben Haushalt leben, nehmen keinen Platz in der unmittelbaren Pflege 
ei n, sondern delegieren die damit verbundenen Aufgaben andas formelle Hil­
fesystem. Damit unterlaufen sie unter anderem den Entscheidungskonflikt 
zwischen Pflegearbeit und Erwerbsarbeit (eine Moglichkeit, die interessan­
terweise nicht nur von Sohnen, sondern auch von Tochtern gewahlt wird). Die 
informelle Helferrolle bleibt dabei in w1cht1gen Aspekten erhalten . Es ent­
stehen neue, anders geartete Aufgaben, beispielsweise die Vennittlung zwi­
schen den Bedürfnissen des Hilfeempfangers und dem Diensteangebot, die Kon­
trolle des Pflegearrangements und die Gewahrung sozialer und emoti onaler 
Unterstützung (gegenüber dem Hilfeempfanger, manchmal auch gegenüber formel­
len Helfern). Es spricht einiges dafür, da6 der informelle Helfer, gerade 
weil er gro6ere Distanz gegenüber den unmittelbaren instrumentellen Anteilen 
der Pflegerolle wahrt, eine Rolle von übergeordneter Bedeutung für den ge­
samten Kontext zu spie len vennag ( "case manager" ). 1 nfonne 11 e He lfer, di e 
zu partieller Delegation fahig si nd, garantieren nach unseren Beobachtungen 
haufig eine Art von Hintergrundsicherheit und Hintergrundkontinuitat, die 
dem Pflegekontext angesichts der Fluktuationen und Vielfalt fonnel ler Helfer 
dringend benotigte Ruhe und Stabilitat gibt. Natürlich konnen sie ebenso 
leicht Konflikte in das Pflegearrangement hineintragen und seine s ich ent­
wickelnden Routinen nachhaltig storen. 



- 179 -

Wir stoBen an die Grenzen der funktionalistisch dominierten Betrachtungswei­
se, wenn wir uns vergegenwartigen, daB auch die von den Beteiligten reali­
sierten spezifischen Verknüpfungen informeller und formeller Hilfe lediglich 
Rahmenbedingungen sind, die auf unterschiedliche Weise mit Sinn gefüllt sein 
konnen. Sie alle ermoglichen Kooperation der Helfer ebenso wie Konkurrenz 
oder Ignoranz. Solche Beobachtungen müssen daher erganzt werden durch inter­
pretative Verfahren, die sich um besseres Verstandnis auf der Ebene geteil­
ter oder divergenter Situationsdefinitionen bemühen. 

4. Das Konzept der "Pflegetriade" 

In einem vierten Schritt soll dieser Anspruch vertieft werden, ohne die damit 
verbundenen Schwierigkeiten zu verhehlen. Vertieftes Situationsverstandnis 
steht z.B. vor der Schwierigkeit, den groBeren Rahmen des Hilfearrangements 
einbeziehen zu müssen, bei dem es sich zumindest um eine Triade handelt, die 
die beiden Helfer und den Hilfeempfanger umfaBt. Eine gehorige Komplexitats­
reduktion ist bereits dies, wenn man das gleichzeitige Engagement mehrerer 
informeller und - vielleicht haufiger noch - mehrerer fonneller Helfer be­
rücksichtigt. Bleiben wir jedoch bei der Triade, denn schon sie ist in ihren 
interaktiven Wechselwirkungen kaum überschaubar; zumal sie zusatzlich an 
Transparenz verliert, wenn sie sich nicht komplett prasentiert. Die "Pflege­
triade" ist uns in der eigenen Untersuchung bislang nur als ein System 
wechselnder Dyaden (Hilfeempfanger-informeller Helfer, infonneller Helfer­
formeller Helfer, formeller Helfer-Hilfeempfanger) begegnet. 

Ware dies verallgemeinerbar, so lage hier eine typische Quelle interaktiver 
Probleme. Beide Helfer verkennen namlich sehr leicht, da6 einem Teil der 
Interaktionsstorungen, die sie miteinander haben, im Rahmen ihrer eigenen 
Beziehung nicht auf den Grund gegangen werden kann, da sie der jeweils ande­
ren Dyade entspringen. 

In der Regel ist die Dyade infonneller Helfer und Hilfeempfanger von un­
gleich gro6erer Relevanz für die Gesamtsituation, da sie dichter ist und für 
die Beteiligten Prioritat besitzt. Dies la6t sich illustrieren anhand einer 
Longitudinalstudie von JOHNSON und CATALANO (1983), die beobachtet haben, 
da6 pflegende Angehorige unter wachsendem Pflegestress zwei - einander ent-



- 180 -

gegengesetzte - Anpassungsmuster entwickeln: zum einen die Etablierung 
gro6erer physischer oder psychischer Distanz in der Pflegedyade, zum anderen 
deren engere Verstrickung. 
Die Entwicklung solcher Anpassungsformen wird - so JOHNSON und CATALANO 
(1983: 617) - in einem "Kaskaden-Effekt" ausgelost, der "mit dem Zustand 
des Patienten beginnt, wobei die langfristige Abhangigkeit zu einer Ver­
schlechterung seiner Zukunftsaussichten führt, die sich dann auf seine Be­
ziehung zur primaren Pflegeperson auswirkt. Wahrend immer mehr Erwartungen 
auf die Beziehung gerichtet werden, fallt es dem Helfer immer schwerer, 
diese Verantwortung zu tragen. Dies wird moglicherweise durch wachsende so­
ziale Isolation der Dyade verscharft. Am Ende wird die Situation zunehmend 
unertraglich, jedoch nicht nur wegen der mit dem physischen und mentalen 
Zustand des Patienten verbundenen Belastungen, sondern auch wegen der nega­
tiven Wertigkeiten, die sich in der Beziehung entwickeln. ( ••• ) Wahrend 
sich die dyadische Beziehung wegen der Veranderungen sowohl des Patienten 
wie des Helfers verschlechtert, werden für den Helfer mogliche Alternativen 
akzeptabel, um groBere Distanz zum Patienten zu gewinnen" (ebenda; eigene 
Ubersetzung). 

In den von uns erhobenen Daten beschreiben professionelle Helfer, wie pfle­
gende Angehorige die Pflegesituation physisch verlassen. "Sie ziehen sich 
vollig raus" und sagen "machen Sie, was Sie fUr richtig halten". Wenn dieses 
Verhalten als krankende Indifferenz gegenüber der Pflegearbeit des Perso­
nals interpretiert wird, dann berücksichtigen die formellen Helfer nicht, 
daB es dabei haufig gar nicht um sie selbst geht, bzw. um die Dyade "infor­
me 11 er-forme ller Hel fer", sondern um di e Beziehung zum Hi l feempfanger. 
Moglicherweise nutzt der informelle Helfer, um die Gesamtsituation besser 
ertragen zu konnen, die Anwesenheit des formellen Helfers zu kurzfristiger 
physischer Distanzierung. (Eine andere Form der raumlichen Distanzierung 
geschieht, wenn informelle Helfer nicht langer mit dem Hilfeempfanger die 
Mahlzeiten einnehmen und nicht langer in einem Bett oder im selben Raum 
mit ihm schlafen.) 

Andererseits wurde uns berichtet, da6 pflegende Angehorige sozusagen an der 
Situation kleben, d.h. dem professionellen Pflegepersonal bei seiner Arbeit 
keinen Augenblick von der Seite weichen - dabei jedoch in scheinbar teil­
nahmsloser Beobachtung verharren. Ein Verhalten, das in seiner Widersprüch-
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lichkeit den formellen Helfern schwer interpretierbar erscheint, letztlich 
aber zumeist als Kontrolle und MiBtrauen empfunden wird. Wiederum wird die 
Moglichkeit nicht erwogen, daB für den pflegenden Angehorigen die Beziehung 
zum formellen Helfer sekundar ist und es sich vielleicht um eine Art der 
psychischen Distanzierung innerhalb der primaren Dyade handelt, bei Auf­
rechterhaltung physischer Prasenz. 

Manchmal fühlen sich formelle Helfer, wie sie sagen, geradezu überschüttet 
von Klagen und Vorwürfen des infonnellen Helfers gegen den Hilfeempfanger 
und ihr Taktgefühl wird strapaziert durch Informationen, die ihnen der in­
formelle Helfer über hochst intime Aspekte seiner Beziehung zum Hilfeempfan­
ger ungefragt übermittelt - wahrend dieser schweigend danebensitzt. Dies 
wird als Versuch bewertet, das Pflegepersonal in eine Koalition gegen den 
Hilfeempfanger hineinzuziehen und den - so das Personal - ohnehin Schwache­
ren vollends zum Opfer zu machen. Aggressionen des formellen Helfers gegen 
den infonnellen sind die Folge. Ware es dem Pflegepersonal moglich, die 
Intention solchen Verhaltens nicht nur auf die eigene Dyade zu beziehen, 
sondern auch als - vielleicht fehlgelaufenen - Versuch des informellen Hel­
fers zu sehen, sich in der für ihn physisch unentrinnbar gewordenen Situa­
tion zumindest psychisch freizukampfen, so konnte darauf angemessener rea­
giert werden. 

Das Verha ltensmus ter der Di stanznahme wi rd kontrasti ert von den "enmeshi ng 
techniques•, den Techniken der Verstrickung. Mit zunehmender Abhangigkeit 
des Patienten kann sich die Beziehung zum primaren Helfer bis zum volligen 
AusschluB anderer Beziehungen intensivieren. Dieses Adaptationsmuster einer 
"sozialen Regression" findet man z.B. zwischen alteren Ehepaaren, besonders 
den kinderlosen oder denen, deren Kinder in groBerer Entfernung leben. 

Die bereits erwahnte "kin independence", also die Unabhangigkeit des prima­
ren Hilfesystems gegenüber formeller Hilfe, rückt in ein anderes Licht, wenn 
man sie nicht nur als Ausdruck "geringer gesundheitlicher Beeintrachtigung" 
interpretiert, wie NOELKER und BASS (1989), sondern als Folge e1ner beson­
ders engen Umklarrmerung in der primaren Dyade. Die sogenannte Unabhangig­
keit gegenüber dem fonnellen System kann also auch extreme Abhangigkeit 
innerhalb des infonnellen Systems bedeuten. 
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Die Situation einer solchen abhan9i9en 11Unabhan9i9keit11 wird prekar, wenn 
sich der Gesundheitszustand des informellen Helfers rapide verschlechtert. 
Erst der drohende Zusanrnenbruch der primaren Hilfedyade eroffnet einen Zu-
9an9 für das fonnelle System und damit die Mo9lichkeit der Restabilisierun9, 
voraus9esetzt, die Selbsthilfereste reichen noch ifllTler aus, und die Betei­
li9ten sind flexibel 9enu9, um das Hilfe- und Beziehun9ssystem auf verander­
tem Niveau neu einzupe9eln, neu zu kalibrieren (FILIPP 1981; BRAUN 1991). 

Formelle Helfer, die in Konstellationen dieser Art ihre Arbeit aufnehmen, 
benoti9en ein hohes Ma6 an Arnbi9uitatstoleranz, denn sie werden 9leichzeiti9 
9ebraucht und zurückgewiesen (KNOBLING 1985: 273 ff.). In dieser zwiespalti -
9en Situation konnen zwischen informellem und fonnellem Helfer massive In­
teraktionsprobleme entstehen, z.B. wenn der infonnelle Helfer sich - trotz 
der 9eschwundenen Krafte - nicht mit seinen Grenzen abfinden kann und um 
seine Rolle als dominierender Pfle9er kampft. Dies 9eschieht vor allem, wenn 
dies die einzi9e soziale Rolle war, die er in den letzten Jahren kultiviert 
hat, wenn er also einen Adaptationsmechanismus entwickelt hat, den JOHNSON/ 
CATALANO (1983) als "role entrenchment", Rollenverschanzun9 bezeichnen. Da­
bei wird versucht, alle Selbstwert- und Kompetenzver9ewisserun9en, alle 
Kompensationen für den Verlust anderer Rollen mit Hilfe der hypertrophen 
Pfle9erolle zu erreichen (siehe auch DREITZEL 1980). Vor allem, wenn der 
Hilfeempfan9er die Reziprozitatsnonn nicht langer zu erfüllen vennag, 
scheint die altruistisch idealisierte Helferrolle alternative Gratifikatio­
nen in Aussicht zu stellen. Dem professionellen Personal erscheinen diese 
Menschen als Co-Klienten (siehe das 0.9. dritte Modell der Beziehun9 zwi­
schen infonnellen und fonnellen Helfern bei TWIGG 1989), aber wieder konnen 
wir nicht davon ausgehen, da6 sich die primaren Pfle9er selbst auch so 
etikettieren würden, im Gegenteil: ihre Identitat, bei schwindenden Kraften 
mühsam erkampft, han9t daran, gerade diese Etikettierun9 nicht zuzulassen. 
Es kann dann sein, so wurde uns berichtet, da6 die pflegenden An9ehori9en, 
vor allem Ehefrauen (weil sie die Pfle9e in der 9ewohnten Art selbst nicht 
lan9er realisieren konnen), den fonnellen Helfer darauf zu verpflichten su­
chen, "alles 9anz 9enauso zu machen", wie sie es 9etan haben. Oies ist aller­
din9s eine Aufforderung, der das Personal nicht folgen kann, ohne selbst 
eine Rolleneinbu6e in Kauf zu nehmen. Der Versuch, solche Appelle wortlich 
umzusetzen, würde übrigens u.E. 9eradewegs in eine pra9matische Paradoxie 
führen ("tue i ch , was ich soll, ist es falsch; unterlasse ich es, ist es 
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genauso falsch"). Besteht dabei dann gleichzeitig ein Druck, die Situation 
nicht einfach zu verlassen, z.B. weil man ja dem Hilfeempfanger gegenüber 
verantwortlich ist, so wird daraus eine klassische "double-bind-situation" 
(WATZLAWICK/BEAVIN/JACKSON 1974). 

Die formellen Helfer, mit denen wir darüber sprachen, definieren solche 
Situationen in ihrem Sinne neu, wobei sie ihre Qualifikation als ausgebilde­
tes Personal in den Vordergrund stellen. Natürlich hangen die Chanc~n. in 
dieser Rolle akzeptiert zu werden und der Situation einen professionellen 
Bezugsrahmen zu geben, auch von der funktionalen Aufgabenstellung zwischen 
informeller und formeller Hilfe und der faktischen Qualifikationsverteilung 
ab. Zu erinnern ist an die beschriebenen VerknUpfungsmodelle. 

Wenn beide Helfer die gleichen Aufgaben erfüllen, bleibt eigentlich nur der 
Verweis, vielleicht das Eingestandnis, da6 trotz gleicher Aufgaben ein qua­
litativer Unterschied in der Erfüllung dieser Aufgaben nicht ganz aufzulosen 
ist. 

5. Probleme der Kommunikation 

Zusammenfassend und abschlie6end sei auf generelle Kommunikationsprobleme 
verwiesen: Die Fragen der funktionalen Aufgabenteilung von informellen und 
formellen Helfern müssen - dies haben wir zu zeigen versucht - von Fragen 
ihrer wechselseitigen Beziehungsdefinition analytisch getrennt werden; und 
zwar gerade weil sie empirisch so stark verquickt sind. Gesondert zu betrach­
ten sind auch einerseits Probleme, die aus den jeweiligen spezifischen In­
halten der lnteraktion entstehen und andererseits allgemeine Kommunika­
tionsprobleme, die sich hier lediglich beispielhaft niederschlagen. Dies 
alles rUckt auch Konzeptualisierungen der Beziehung von informellen und for­
mellen Helfern, die im sozialpolitisch-administrativen System in Umlauf 
sind, in ein besonderes Licht. 

Es scheint ein Axiom menschlicher Kommunikation zu sein, da6 sich Rollenin­
terpretationen und Erwartungen, gerade wenn sie die Beziehungen im Kern 
strukturieren, nicht vollig transparent machen lassen. Folgt ma n den Er­
kenntnissen der pragmatischen Kommunikationstheorie, so ist der Beziehungs-
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aspekt zwar konstant Thema, wird jedoch primar in Analogien, haufig nonver­
balen Charakters, ausgedrückt, bedarf also standiger lnterpretationen durch 
die Teilnehmer. lnterpretationen aber sind immer offen für Mi8verstandnisse, 
und diese Mi8verstandnisse werden perpetuiert, wenn die interpretativen Be­
zugsrahmen - etwa die genannten Beziehungsmodelle - selbst einem Kommunika­
tionstabu unterliegen. Dies aber ist der Normalfall, da die offene Themati­
sierung solcher Orientierungsmuster bereits als Manifestation von Storungen 
des lnteraktionsflusses bewertet und daher vermieden wird. 

Hinzu konrnt, selbst unter den Ausnahmebedingungen einer beiderseitig ge­
wünschten Metakommunikation, eine weitere Barriere der Kommunizierbarkeit 
von beziehungsstrukturierenden Orientierungen: Wechselseitige Beziehungsdefi­
nitionen und Rollenerwartungen sind immer auch emotional angereichert. Emo­
tionen aber werden ihrerseits analog kommuniziert. 

Weitere Komplikationen entstehen durch die triadische Struktur, die sich aus 
wechselnden, für die Gesamtsituation ungleich bedeutungsvollen Dyaden zusam­
mensetzt. Haufig sind z.B. gravierende Einflüsse aus der primaren Pflege­
dyade auf die Beziehung zwischen informellen und formellen Helfern den Be­
teiligten nicht bewu8t, was sie zu inadaquaten Situationsdefinitionen ver­
anla8t. 

Regeln für das Zusammenwirken informeller und fonneller Helfer, die sich aus 
den leistungskatalogen und Aufgabenbeschreibungen des formellen Hilfesystems, 
aus arztlichen Verordnungen und Kriterien der Abrechenbarkeit erschlie8en 
lassen, strukturieren allenfalls eine funktionale Oberflachenebene, der Be­
ziehungsaspekt jedoch bedarf des situativen Aushandelns, mit den beschrie­
benen Schwierigkeiten. Entlastung konnten spezifische Normen eines angemes­
senen Umgangs zwischen infonnellen und fonnellen Helfern schaffen; wir sind 
auf der Suche nach ihnen und unsicher, ob sie existieren. Normen, die den 
Hintergrundverpflichtungen entstammen, z.B. der Solidaritat zwischen infor­
mellem Helfer und Hilfeempfanger, oder der Kollegialitat zwischen den for­
mellen Helfern, scheinen das Vakuum zu füllen, das der Mangel an Spielregeln 
für das Zusammenwirken von informellen Helfern und formellen Helfern entste­
hen la8t. 
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Unter dieser Uberschrift soll von finanziellen Zuweisungen die Rede sein, 
die im Rahmen eines staatlichen Gesetzes oder Gesundheits- und Sozialpro­
gramms an Privathaushalte adressiert sind. Das kurz Pflegegeld genannte ge­
sundheits- und sozialpolitische Instrument hat in vielen Landern deshalb an 
Bedeutung gewonnen, weil man erkannt hat, daB Pflege- und Hilfeleistungen 
der Privathaushalte insbesondere mit Blick auf den wachsenden Anteil alter 
pflege- und hilfsbedürftiger Menschen eine Schlüsselrolle spielen; selbst 
in einem Land wie Schweden mit seinen gut ausgebauten offentlichen Diensten 
machen informelle Pflegeleistungen ca. zwei Orittel der gesamten im Pflege­
bereich aufgewandten Zeit aus. Einer Substitution dieser Beitrage aus den 
Privathaushalten durch professionelle Oienste sind, so hat man auch dort 
erkannt, enge Grenzen gesetzt; auch deshalb denkt man darüber nach, wie man 
das bestehende informelle Hilfesystem besser unterstützen kann. Finanzielle 
Entgelte für hausliche Pflegeleistungen sind hier ein wichtiges Mittel. Zum 
einen kann es sich dabei um eine direkte finanzielle Zuwendung an die pfle-
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gende und helfende Person handeln, also z.B. eine Familienangehorige oder 
Bekannte; eine ahnliche Funktion kann jedoch auch indirekt von jenen staat­
lichen Pflegegeldregelungen ausgehen, wo an die betroffene behinderte oder 
anderweitig pflegebedürftige Person Gelder zur Abdeckung der daraus erwach­
senen zusatzlichen Hilfs- und Pflegebedarfe zur Auszahlung gelangen, die 
dann von der groBen Mehrzahl der Betroffenen an ihre informellen Helferin­
nen und Helfer weitergegeben werden - zwei unterschiedliche Moglichkeiten, 
bislang unentgeltlich erbrachte hausliche Pflegeleistungen finanziell zu 
honorieren. 

Ein Vergleich verschiedener nationaler Regelungen zu derartigen Entgelten 
für hausliche Pflegeleistungen ist aus zwei Gründen zum Gegenstand dieses 
Beitrages gemacht worden. 

Zum ersten soll mit der gewahlten Thematik ein Einblick in Materialien und 
methodische Vorüberlegungen zu zwei international vergleichenden Studien 
gegeben werden, die u.a. vom Verfasser am Europaischen Zentrum in Wien 
koordiniert wurden (vgl. die Anmerkung am SchluB des Beitrags). 

Zum zweiten ist mit Blick auf das Thema der Konferenz die international ver­
gleichende Thematisierung von Entgelten für hausliche Pflegeleistungen auch 
deshalb eine besonders interessante Herausforderung, weil dieser Themenbe­
reich ahnlich wie die Selbsthilfe oder die Flexibilisierung von Arbeitsmarkt 
und Arbeitszeitregelungen mehrdeutig ist und sich einer einfachen Vorabbe­
wertung entzieht. Pflegegeldregelungen haben einerseits einen zentralen 
Stellenwert in Regierungsstrategien, die in erster Linie auf eine Entlastung 
der offentlichen Hand zielen angesichts steigender Zahlen pflegebedürftiger 
alter Menschen und steigender Kosten für offentliche Dienstleistungen im 
Sozial- und Gesundheitsbereich. Entgelte für hausliche Pflegeleistungen 
werden aber auch in der sozialpolitischen Fachdiskussion und im offentlichen 
Bereich, insbesondere von weiten Teilen der Frauenbewegung, aufmerksam und 
durchaus kontrovers diskutiert. Wahrend sie dabei den einen eher als einen 
Schritt zurUck in die Zeiten der Abschiebung von Pflegeverantwortlichkeiten 
an Frauen und Familien erscheinen, sehen andere Pflegegelder durchaus als 
ein Instrument, das helfen konnte, die bisher unterbewerteten hauslichen 
Leistungen und Tatigkeiten gesellschaftlich aufzuwerten, anzuerkennen und 
weniger belastend zu gestalten. Angesichts dieser Fokussierung der Diskus-
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sion und aufgrund der Tatsache, da6 hausliche Pfl ege inmer noch überwiegend 
Frauenarbeit ist, mochte ich mogliche Ausformungen und Funktionen solcher 
Entgelte denn auch vor allem unter dem Gesichtspunkt der Interessen haus­
liche Pflege leistender Frauen ansprechen; andere Gesichtspunkte, wie z.B. 
die Praferenzen der Pflegebetroffenen, lasse ich hier einmal beiseite. 

In dem so gesteckten Rahmen zielt der folgende Beitrag jedoch nicht einfach 
darauf ab, über Entwicklungen in einem Detailgebiet zu informieren. Es sol l 
darüber hinaus versucht werden, am Beispiel des Regulativs Pflegegeld einen 
fUr komparative Analysen generell bedeutsamen inhaltl ichen und methodischen 
Sachverhalt zu verdeutlichen. 

Inhaltlich soll gezeigt werden, wie verschieden sozial polit ische Ma6nahmen 
sein konnen, die sich auf ein und dieselbe, scheinbar simple Herausforde­
rung beziehen - Entgelte für Pflegeleistungen. Darüber hinaus sol l deutlich 
werden, da6 deren mogliche zukünftige Bedeutung in vieler Hi nsicht offen 
bleibt und nicht schon zwingend aus der jeweiligen Regelung abgeleitet 
werden kann. Entscheidend i st vielmehr - und hier lage der methodische 
Verweis - die Einbeziehung des jeweiligen nationalen oder regionalen insti ­
tutionellen und diskursiven Kontextes und der darin eingelagerten Bestim­
mungsfaktoren. Das gilt sowohl für eine angemessene Charakterisierung der 
gegenwartig vorhandenen nationalen Regelungen, wie auch bei der Thematisie­
rung ihrer moglichen zukünftigen Bedeutungen. 

Um diese zentrale Rolle von national spezifischen Traditionen, Kontexten 
und Diskursen zu unterstreichen, sind für diesen Beitrag aus dem vorliegen­
den Material auch vier sehr verschiedene Lander ausgewahlt worden: der 
Staat Michigan in den USA, England, Finnland und Deutschland. 

l. Merkmale verschiedener Typen von Wohlfahrtsstaatlichkei-t, die für Pflege­
geldregelungen von Bedeutung sind 

Eine gute Grundlage für einen derartigen komparativen Ansatz hat dabei Gosta 
ESPING-ANDERSEN mit seiner 1990 erschienenen vieldiskutierten Untersuchung 
"Three Worlds of Welfare Capitalism" gelegt, in der er für qualitativ ver­
gleichende Studien verschiedener Typen von Wohlfahrtsstaatlichkeit eine 
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Reihe von Untersuchungsmerkmalen benennt. Vier dieser den jeweils spezifi­
schen wohlfahrtsstaatlichen Kontext pragenden Merkmale sind dabei für unse­
ren Gegenstand besonders wichtig. Es laBt sich zeigen, wie ihre jeweils 
unterschiedliche Geltungskraft und Auspragung sich auch in den entsprechen­
den verschiedenen Losungen in Sachen Pflegegeld niederschlagt. 

Ein erstes qualitatives Merkmal der Art von Wohlfahrtsstaatlichkeit ist das 
AusmaB universalistischer Orientierungen in einem Land, so z.B. in den so­
zialdemokratisch gepragten nordischen Wohlfahrtsstaaten, wo Rechte als 
citizenship rights, als universelle Bürgerrechte verankert sind. 

Das zweite Merkmal betrifft die Bedeutung residualer Orientierungen; sie 
stehen vor allem in liberalen Regimes, wie z.B. den USA im Vordergrund, wo 
sozial- und gesundheitspolitische Regelungen - man denke etwa an MediCare 
oder die verschiedenen Annutsprogramme - sich vor allem auf die Armenpopu­
lation konzentrieren und an eine vorherige Bedarfsprüfung gebunden sind. 

Das dritte für uns wichtige Merkmal ist Art und AusmaB der Lohnarbeitsorien­
tierung sozialpolitischer Regelungen, also die Orientierung von Sicherungen 
und Diensten am Bild des lebenslang voll beschaftigten "Normalarbeiters" in 
dem jeweiligen Land. 

Ein viertes, in verschiedenen Wohlfahrtsregimes unterschiedlich ausgepragtes 
Merkmal ist u.a. durch die sozialpolitisch orientierte Frauenforschung in 
der Auseinandersetzung mit Esping-Andersen als zusatzliches Unterscheidungs­
merkmal in die Diskussion eingeführt worden: der EinfluB von Familien­
ethiken, bzw. umgekehrt von Art und AusmaB der Bearbeitung geschlechterbezo­
gener Ungleichheiten im jeweiligen sozialstaatlichen Kontext; bestimmte 
Annahmen über "natürl iche" famil iare Verpfl ichtungen insbesondere der Frauen 
sind seit jeher konstitutiv für sozialpolitische Regelungen gewesen. 

Der folgende kurze Uberblick soll nun zeigen, wie je nach dem Gewicht dieser 
vier Merkmale unterschiedlicher Konzeptionen von Sozialstaatlichkeit auch 
die Verfahren zum Entgelt informeller Pflegeleistungen in den vier Landern 
jeweils unterschiedlich konstruiert sind. 
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2. Etwas Taschengeld, wer ill'l!ler den Job macht- das amerikanische Modell 

Aus dem US-amerikanischen Kontext sind die Regelungen des Staates Michigan 
ausgewahlt worden, weil sie klarer entwickelt und besonders gut dokumentiert 
sind {einen Uberblick zur amerikanischen Situation gibt eine Dokumentation 
der American Association of Retired Persons/AARP 1991). 

Die Zahlung von Pflegegeldern an nicht professionell Hilfe und Pflege Lei­
stende im Staate Michigan {vgl. zum folgenden: KEIGHER 1991 sowie KEIGHER/ 
STONE in: EVERS/PIJL/UNGERSON 1993) ist zunachst einmal dadurch charakteri­
siert, da6 sie nur dann erfolgen kann, wenn es sich um die Erbringung von 
Leistungen für eine hilfe- und pflegebedürftige Person unterhalb bestimmter 
Ersparnis- und Einkommensniveaus handelt; entsprechend der residualen oder 
annenrechtsbezogenen Pragung dieser Regelung gibt es also staatliche "Hilfen 
für Helfer" nur, wenn es sich um Hilfeleistungen für "means tested", "truly 
needy", also behordlich anerkannte Arme handelt. 

Es dUrfte bei einiger Kenntnis des US-amerikanischen Kontextes weiterhin 
nicht Uberraschend sein, da6 die dortigen Regelungen Hilfe und Pflege lei­
stende Familienmitglieder weitgehend von der Empfangsberechtigung finan­
zieller Entgelte ausschlie6en; Eltern eines z.B. behinderten Kindes oder 
Ehegatten konnen keine finanziellen Entgelte erhalten; die GrUnde liegen 
hier in der Dominanz einer Familienethik, die davon ausgeht, da6 mit der 
Form der Familie Hilfsverpflichtungen verbunden sind, die als private mora­
lische Gebote durch offentliche Gelder eher korrumpiert als gestUtzt werden. 

1989 wurde im Rahmen dieser Regelung je nach geleisteten Pflegestunden ein 
Maximum von ca. 570 DM pro Monat an die Pflege leistende Person ausgezahlt; 
der jeweilige Scheck geht dabei an die zu pflegende Person und muB von bei­
den, dem Klienten und der Pflegeperson, unterzeichnet werden. Zwischen die­
sen Personen ergeben sich damit Moglichkeiten, das jeweilige Pfle9earrange­
ment, die Geldverwendung und den Nachweis fUr die Behorden informell aus­
zuhandeln. 

Was nun die jeweilige Pflegeperson angeht, so gibt es ansonsten im Michigan­
Modell kaum Einschrankungen. Die Pflegeperson kann mehrere Klienten betreu­
en; ihre Einkommen, Vennogen und das Ausma6 ihrer Erwerbstatigkeit spielen 



- 192 -

für die Bezugsrechte einer finanziellen Entschadigung keine Rolle, und mit­
unter wird das Geld nach einer einvernehmlichen Absprache zwischen Klienten 
und Pflegeperson, also etwa einem Vater und seiner pflegenden Schwieger­
tochter, auch genutzt, um eine Haushaltskraft zu beschaftigen. Da es keine 
besonderen Kontrollen gibt, kann es auch bei unveranderten informellen 
Pflegearrangements in das allgemeine Haushaltsbudget eingehen. Kurz: Das 
Pflegegeld fungiert hier gewisserma6en als Entgelt für diejenigen oder den­
jeni gen, der diesen "Job" überninmt. 

Sharon KEIGHER hat in ihren vorliegenden Untersuchungen dieses Modell der 
Pflegegeldregelung als "payment for production model" bezeichnet: Die offent­
liche Hand kauft gewissermaBen zu einem sehr günstigen Tarif eine Service­
leistung ein, wobei die soziale Lage und Sicherung der betreffenden Pflege­
person, aber auch ihre Erwerbsstrategie als ihr privates Problem betrachtet 
werden, das den offentlichen Einkaufer dieser spezifischen Pflegeleistung 
nicht weiter interessiert. 

3. Ein wenig Entschadigung für Erwerbseinkommensverluste durch familiare 
Pflege - das englische Modell 

In vieler Hinsicht verschieden von diesem durch wirtschaftsliberale und 
konservative Elemente gepragten Modell einer Pflegegeldregelung ist die in 
England praktizierte Losung (dazu KEIGHER 1991; die auf England bezogenen 
Abschnitte bei EVERS/LEICHSENRING/PRUCKNER 1993 und 1993a sowie den Beitrag 
von LEAT/UNGERSON in: EVERS/PIJL/UNGERSON 1993). Hier erhalten zunachst nur 
die Pflegepersonen eine care allowance, wo die Klienten bereits den Bezug 
eines Pflegegeldes für sich (also einer attendance allowance) erwirkt haben, 
und somit ein bestinmter Grad der Pflegebedürftigkeit geprüft und anerkannt 
worden ist. Der Bezug einer attendance allowance durch eine zu pflegende 
Person ist jedoch, im Unterschied zum Michigan-Modell, nicht an die zusatz­
liche Bedingung der materiellen Verannung geknüpft, also nicht Teil einer 
spezifischen Sozialhilfe und Armenpolitik, sondern universelles Bürgerrecht. 

Einschrankungen des Bezugsrechts von Geld für Pflegeleistungen gibt es 
jedoch nun auf der Seite der jeweiligen Pflegeperson. Sie erhalt ein finan­
zielles Entgelt, wenn sie im arbeitsfahigen Alter ist, sie darf sich nicht 
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um mehr als eine Person kümmern, muB personlich mindestens 35 Stunden pro 
Woche zur Verfügung stehen, und der gleichzeitige Bezug von Einko11111en aus 
Erwerbstatigkeit ist ihr praktisch untersagt. Bis 1987 waren auch verheira­
tete und geschiedene Ehegatten, also realiter pflegende Ehegattinnen vom 
Recht auf Bezug der care allowance ausgeschlossen; diese mit der Michigan­
Regelung vergleichbare konservative familienpolitische Klausel konnte 
jedoch im Rahmen einer Klage beim europaischen Gerichtshof abgeschafft wer­
den, ein Umstand, den in England insbesondere die Frauenorganisationen als 

wichtigen Erfolg ansehen. 

Aus den verbleibenden Vorbedingungen zum Bezug einer Entschadigung für in­
fonnelle Pflegeleistungen wird die spezifische Form der Erwerbszentrierung 
des englischen Ansatzes deutlich: Es handelt sich hier - im Unterschied 
zum Michigan-Modell - um die rudimentare Form einer Einko11111ensausfallrege­
lung, die dann gezahlt wird, wenn eine Person im erwerbsfahigen Alter zu­
gunsten ihrer Pflegeverpfl ic_htungen auf eine berufl iche Tatigkeit weitgehend 
verzichtet. Dieser Logik entspricht es, daB das Pflegegeld auch nach dem 
Tode der Pflegeperson bei Fehlen sonstiger staatlichen Altersversicherungs­
leistungen gewissermaBen als Pensionselement weitergezahlt werden kann, 
umgekehrt jedoch dann, wenn die zu pflegende Person weiter lebt und eine 
staatliche Rente bezieht, mit dieser verrechnet wird. Rechnet man die Zah­
lungen an die zu pflegende Person und die Zahlungen an die Pflege leistende 
Person zusamrnen, so ergibt sich im günstigsten Falle ein Bezug von 700 DM 
pro Monat. Wahrend die Selektivitat des Michigan-Modells bei den Pflege­
empfangern liegt, liegt sie hier bei den Pflege leistenden; ca. 50 % sind 
Eltern von behinderten Kindern und lediglich 20 % pflegende Ehegattinnen; 
der Anteil der zuletzt genannten Gruppe ist deshalb niedrig, weil, wie er­
wahnt, mit dem Austritt aus dem Erwerbsalter in den allermeisten Fallen die 
Zahlung der Entschadigung für Pflegeleistungen stoppt und somit die bedeut­
samste Gruppe von pflegenden Angehorigen, altere Ehefrauen, vom GenuB der 
Regelung ausgeschlossen ist. 

lm Unterschied zum Michigan-Modell sind die diskriminierenden Effekte für 
Frauen hier also nicht mehr auf eine spezielle familienpolitische Klausel 
gegründet, sondern sie ergeben sich daraus, daB der gesamten Regelung eine 
mannlich gepragte Erwerbs- und Sicherungsbiographie als Normalfall und Be­
zugsrahmen zugrundegelegt wird. 
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4. Ein zusatzliches Wahlrecht auf Unterstützung im Rahmen eines ausgebauten 
professionellen Versorgungssystems - das finnische Modell 

Die finnische Regelung (zum folgenden vgl. dazu: SIPILA 1991; SIPILA/BUTONEN, 
in: EVERS/PIJL/UNGERSON 1993 und MINISTRY OF SOCIAL AFFAIRS 1992) erfüllt 
demgegenüber noch am ehesten zwei Voraussetzungen, von denen hiesige Diskus­
sionen oft allzu sel bstverstandlich ausgehen: l . Betroffene pflegebedürfti­
ger Personen haben, unabhangig von Einkommen und sozialer Lage, ein Recht 
auf offentliche professionelle Unterstützung und 2. staatliche Gelder für 
informell Pflegende werden als direkte materielle Gratifikation für diese 
sozial wichtige Leistung verstanden. 

Sobald bei einer Person Pflegebedürftigkeit amtlich festgestellt worden ist 
(in lokalen, sehr stark streuenden Verfahren), hat jede Person, die sich um 
diesen pflege- und hilfsbedürftigen Menschen kümmern will, Anspruch auf 
eine materielle Entschadigung; es gibt also keine Einkommens- und Alters­
grenzen; die Stellung der Pflege leistenden Person im Familiensystem oder 
auBerhalb davon spielt keine Rolle, ebensowenig wie ihre sonstigen Erwerbs­
oder Transfereinkommen. Offentliche Hilfe im Pflegefall ist ein universelles 
Bürgerrecht - sowohl auf der Seite der direkt Betroffenen, wie auf der Seite 
der indirekt durch Pflegeverpflichtungen Betroffenen. Anzumerken ist noch, 
daB die Vergütung hier hoher liegt, als in den vorgenannten Beispielen; sie 
kann bis zu 1.200 DM erreichen; und aufgrund des Fehlens von familienpoli­
tisch motivierten und erwerbsbezogenen Ausgrenzungsregeln entspricht in 
Finnland auch die Struktur der Bezieher von finanziellen Entgelten für in­
fonnelle Pflegeleistungen, im Unterschied zum englischen und amer ikanischen 
Beispiel, der Realstruktur informeller Pflegebeziehungen. Mehr als 50 % der 
Empfangerlnnen sind altere Ehepartner an der Grenze zum (1/ 3) oder im 
Pensionsalter (2/3) . 

Trotzdem mochte ich dabei jedoch nicht, wie Jorma SIPILA, der dieses finni­
sche System evaluiert hat, von einem "free service contract model" spre­
chen . Denn es werden hier ja überwiegend solche Pflegeleistungen honoriert 
und offentlich anerkannt, die aufgrund personlicher Bindungen und Verpflich­
tungen zur zu pflegenden Person eingegangen worden sind, also nicht dem Bild 
vom "freien Vertrag" entsprechen. Es handelt sich m.E. hier eher um einen 
Schritt zur sozialpolitischen Entdiskriminierung solcher informeller Bin-
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dungsbeziehungen, die auf der Basis einer derartigen materiellen Gratifika­
tion mit weniger Belastungen und Kosten verbunden sind als bisher, oder um­
gekehrt, etwas leichter gelebt werden konnen. 

5. Einstieg in die Pflegesicherung durch offentliche Geldleistungen statt 
garantierter Versorgung mit Dienstleistungen? - Die deutschen Entwick­
lungen im Verglei ch 

Last not least soll nun von der in Deutschland existierenden Regelung die 
Rede sein. Sie ist im Rahmen der Gesundheitsreform zu Beginn des Jahres 1991 

in Kraft getreten und sieht vor, da6 schwer pflegebedürftige Personen ein 
Anrecht haben auf professionelle Pflegestunden im Wert von bis zu 750 DM 
oder fakultativ auf ein Pflegegeld zur eigenen Verfügung in Hohe von 400 ~M. 
Diese Regelung ist ein erster bescheidener Schritt heraus aus der bisherigen 
armenrechtlichen Regelung des Pflegerisikos im Rahmen der Sozialhilfe und 
hin zu minimalen einkommensunabhangigen universellen Rechten auf Hilfe und 
Pflege . Aufgrund der UngewiBheiten über das Wie und 0b einer zukünftigen 
grundlegenden Reform der Pflegesicherung sollen hier die dabei vorgelegten 
Vorschlage nicht diskutiert werden. Die gegenwartige Regelung wird dabei 
im Kontext von Leistungen für informell Pflegende deshalb angeführt, weil 
Interviews mit den Kosten erstattenden Krankenkassen gezeigt haben, daB in 
mehr als 90 S der Falle die Auszahlung der Geldleistung beantragt wird 
(vgl. KDA 1991). Eine Evaluation in zwei Modellregionen durch das Institut 
für Sozialforschung und Sozialwirtschaft Saarbrücken (BRANDT/SCHWEIKART 
1990) hat darUber hinaus ergeben, daB die fragliche Geldsumme in der Regel 
zur finanziellen Entschadigung bereits Pflege leistender Angehoriger oder 
Bekannter oder zur Bezahlung von Haushaltshilfen - nicht zuletzt auf dem 
"grauen Markt" - genutzt wird. Die Entwürfe der beiden groBen Parteien für 
ein zukünftiges Pflegegesetz beabsichtigen bisher, diese Regelung beizube­
halten und auszuweiten. Die Geldleistungen an Pflegebedürftige würden 
allein nach MaBgabe der Pflegeabhangigkeit unabhangig von der Einkommens-
und Vermogenslage differenziert; die Wahlmoglichkeit zwischen Sach- und 
Geldleistungen beibehalten. 

Bei einer vergleichenden Bewertung ist zunachst einmal festzuhalten, daB 
selbst dann, wenn diese Geldleistung de facto überwiegend informell Pflege 
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Leistenden zugute kOfTlllt, sie jedoch, im Unterschied zu allen vorgenannten 
nationalen Regelungen, ihnen kein garantiertes Anrecht eroffnet und beste­
hende Abhangigkeitsverhaltnisse zur pflegebedürftigen Person (etwa von 
pflegenden Ehepartnernlnnen) damit eher sanktioniert als aufgeweicht werden . 
Ansonsten teilt die deutsche Regelung ihrem Konstruktionsprinzip nach eine 
Reihe von Vorzügen mit dem finnischen Gesetz: Einkorrmens- oder Altersgrenzen 
spielen auf beiden Seiten, bei Pflege Leistenden und Pflegebedürftigen, 
keine Rolle, und jene Klienten, die sich für eine Geldleistung entscheiden, 
konnen frei entscheiden, wem sie das Geld zukorrmen lassen wollen. 

Da6 die deutsche, stark familienpolitisch motivierte Regel ung Rechte auf 
eigene direkte und unabhangige Anerkennungen informeller Hilfen nicht 
einschlie6t, ist jedoch nicht der einzige Unterschied zur finnischen Rege­
lung; denn die dort an informell pflegende Personen gezahlten Gelder stellen 
ja eine Ausweitung offentlicher Hilfsverpflichtungen Uber die bisherigen 
Garantien im Rahmen eines voll ausgebauten professionellen Dienstesystems 
dar, wahrend in Deutschland derartige Pflegegelder oder Stundendeputate 
die einzige Grundlage rechtlich garantierter Ansprüche auf Hi l fe und Pflege 
bilden. 

Aus diesem Grunde konnte man die in Deutschland entstehende spezifische 
Regelung als ein Modell der verwendungsoffenen Nachfragefinanzierung von 
universellen gleichen Minimalrechten auf Hilfs- und Pflegeleistungen be­
zeichnen. Idealiter entscheiden die Betroffenen, wie sie ihren Rechtsan­
spruch auf Hilfe m~~erialisieren wollen und wie dabei professionelle gegen­
Uber informellen Beitragen gewichtet werden sollen. Da6 der Gesetzgeber 
dabei bislang die Wahl eines offenen Arrangements, also der Geldleistung, 
diskriminiert (hier werden gegenwartig ja nur 400 DM statt 750 DM in Sach­
leistungen ausgezahlt), ist dabei ebenso bemerkenswert wie die Tatsache, 
da6 sich die Antragsteller in der Regel trotzdem für die Geldzahlung ent­
scheiden. 

Anhand einer vergleichenden Diskussion von vier nationalen Regelungen 
wurde hier zu umrei6en versucht, wie unterschiedlich, je nach sozialpoliti­
schen Traditionen und den darin materialisierten Denkstromungen mit einem 
auf den ersten Blick einfachen Sachverhalt, namlich Entschadigung und Aner­
kennung für informelle hausliche Pflegeleistungen, umgegangen wird und da6 
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der pragende EinfluB der Mehrzahl dieser Traditionselemente mit Ausnahme 
des universalistischen Prinzips, selektive und diskriminierende Effekte 
für die informell Pflege Leistenden, also in der Regel für Frauen, zur 
Folge hat. Der letzte und abschlieBende Teil von Uberlegungen soll sich 
nun auf die denkmoglichen zukünftigen Bedeutungen von derartigen Regelungen 

beziehen . 

6. Ein Bestandteil verschiedener Strategien und Diskurse. Warum eine 
eindeutige Bedeutungszuschreibung von Pflegegeldregelungen keinen 

Sinn macht. 

Wenn es gelange, Entgelte für hausliche Pflegeleistungen ohne die eben er­
wahnten diskriminierenden und selektiven Komponenten durchzusetzen, so wie 
etwa im finnischen Beispiel, so bleibt jadie Frage bestehen, wie eine 
Entwicklung einzuschatzen ist, die im hauslichen Kontext erbrachte Hilfe­
und Pflegeleistungen nicht nur honoriert, sondern auch systematisch als 
Teil eines komplexen Versorgungssystems in Anspruch nirrmt. 

In den meisten Landern ist die sozialpolitisch orientierte Frauenforschung 
hier gespalten oder sogar kontrovers (zur Diskussion dieser Kontroverse 
vgl. UNGERSON 1992}. Die eine, eher ablehnende und skeptische Haltung argu­
mentiert, daB im ungünstigsten Fall die Monetarisierung von informellen 
Pflegeleistungen als "Pflegefalle" wirken kann, die Frauen gewissermaBen 
dazu verführt, unter dem Druck informeller Hilfeverpflichtungen eigene 
Ansprüche auf Beteiligung am offentlichen und Erwerbsleben zurückzustellen; 
derartige Regelungen mogen es dann Frauen ein wenig leichter machen mit den 
bei ihnen verbleibenden Pflegebelastungen zumzugehen, aber die Strategie 
des payment for care leistet keinen Beitrag zur gesellschaftlichen Umver­
teilung von Pflegeverantwortlichkeiten, sei es nun zwischen dem informellen 
und offentlich-professionellen Bereich oder gar zwischen den Geschlechtern. 

Andere Stromungen argumentieren demgegenüber zunachst einmal, daB es bisher 
empirisch nicht nachweisbar ist, daB Frauen wegen materieller Gratifikatio­
nen sich für Pflegeverpflichtungen entscheiden, sondern hier Werthaltungen, 
Normen und Traditionen ausschlaggebend sind; zum anderen argumentieren sie 
in Sachen Umverteilung von Pflegeverantwortung, daB Entgelte für hausliche 
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Pflegeleistungen verstanden als Teil einer komplexen Strategie der mate­
riellen Aufwertung und Unterstützung von bislang fast ausschlieBlich weib­
licher Pflegetatigkeit zumindest die Voraussetzungen dafür verbessern 
konnen, daB auch in den professionellen Bereich mehr Ressourcen flieBen 
und zumindest einige der Barrieren einer Beteiligung von Mannern im hausli­
chen Bereich damit abgebaut werden konnen. 

Bemerkenswert an beiden Argumentationen ist, da6 sie implizit nicht so sehr 
auf Regelungen zum Pflegegeld abstellen, sondern mit Annahmen zu Entwick­
lungen in anderen Bereichen operieren: im Bereich kultureller Orientierun­
gen mit Blick auf die Beharrungskraft mannlicher Lebens- und Verhaltens­
muster und in der Sozialpolitik insbesondere mit Blick auf den Arbeitsmarkt 
sowie die weitere Entwicklung der professionellen Pflegedienste. Ob also 
mit Pflegegeldern traditionelle Rollenteilungen gewisserma6en nur sanktio­
niert und ertraglicher gemacht oder aber aufgeweicht werden konnen, ent­
scheidet sich demnach nicht allein an dieser oder jener Paraphe der hier 
studierten Regelungen, sondern auch vermittelt Uber den institutionellen 
und diskursiven Kontext. 

Der erste mitentscheidende Bereich ist die Arbeitsmarkt- und Zeitpolitik: 
Ist man bereit oder kann durchgesetzt werden, sieso umzugestalten, da6 
Frauen und Manner mehr Moglichkeiten erhalten, erwerbsbezogene und familia­
re Verpflichtungen zu verbinden, so daB, wie es Barbara SICHTERMANN (1987} 
so treffend formuliert hat, den Wechselfallen des Lebens besser Rechnung 
getragen werden kann? Stichworte waren hier Fragen des Pflegeurlaubs, der 
Moglichkeiten, Erwerbskarrieren im Lebenszyklus anders einzubauen, auf 
langere Sicht mit Wiedereinstellungsgarantien die Erwerbsbeteiligung unter­
brechen zu konnen; wer pflegt und mit welchen Kosten das trotz Pflegegeld 
für den eigenen Lebensplan verbunden ist, darUber wird also durch arbeits­
markt- und arbeitszeitpolitische Rahmenbedingungen mitentschieden. 

Die weitere Entwicklung der gesundheitlichen und sozialen Dienste ist der 
zweite zentrale Faktor. Bislang laBt in vielen Fallen das schlichte Fehlen 
offentlicher Dienste pflegenden Angehorigen überhaupt keine Wahl zwischen 
einem starker professionell gestützten oder einem primar privaten infor­
mellen Pflegearrangement; vorhandene Dienste adressieren sich in vielen 
Fallen gar nicht an die pflegenden Angehorigen, nehmen aber gleichwohl deren 
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Vorleistungen und komplementaren Hilfen gerne auf; es fehlen insbesondere 
Tagespflegeeinrichtungen zur gelegentlichen und verlaBlichen Unterstützung 
und Entlastung pflegender Angehoriger. Doch selbst wenn es gelingt, derar­
tige Hilfen fUr Helferlnnen starker als bisher auszubauen - es bleibt im 
Einzelfall zu prüfen, inwieweit sie tatsachlich versuchen, den Pflegenden 
die Legitimitat der Inanspruchnahme von entlastenden professionellen Hilfen 
naherzubringen, oder inwieweit sie den Bruchpunkt hinausschieben wollen, 
an dem die informelle Pflegeperson die sich selbst auferlegten Belastungen 
der hauslichen Pflege trotz gelegentlicher Entlastung physisch und psy­
chisch einfach nicht mehr tragen kann und eine mit hohen Kosten verbundene 

stationare Pflege unumganglich wird. 

Die SchluBfolgerung wUrde lauten: Auch die groBzUgigste Pflegegeldregelung 
kann Teil eines instrumentell orientierten Diskurses um die kostengUnste­
gere, starker prívate Bewaltigung der sogenannten Altenlast sein; und umge­
kehrt: Selbst eine Pflegegeldregelung, die nur geringe Entschadigungen an­
bietet, kann als Teil eines progressiven Diskurses gedacht werden, der nach 
Wegen sucht, personliche Hilfe und Pflege nicht nur weniger belastend zu 
gestalten, sondern auch auf mehr Schultem zu verteilen. Nach MaBgabe der 
Durchsetzungskraft solcher unterschiedlicher EntwUrfe und Strategien auf 
dem weiteren Feld von Frauen-, Gesundheits- und Sozialpolitik haben Pflege­
geldregelungen also nicht eine, sondern immer mehrere konkurrierende Bedeu­
tungszuschreibungen; sie sind damit ein StUck weit offen. Und nur über 
Analysen, die diese rivalisierenden Diskurse mit einbeziehen, laBt sich 
diese Mehrdeutigkeit entschlüsseln und diskutieren. 
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Anmerkun9: 

Von diesen zwei Forschungsprojekten ist das eine bereits abgeschlossen; es 
wurde vom Osterreichischen Ministerium fUr Arbeit und Soziales im Vorfeld 
der mittlerweile beschlossenen Reform der osterreichischen Pflegesicherung 
in Auftrag gegeben und untersucht Geldregelungen in verschiedenen europai­
schen Landern, die an pflegebedUrftige Personen adressiert sind (vgl. dazu 
EVERS, A./LEICHSENRING, K./PRUCKNER, B. 1993: Pflegegeldregelungen in aus­
gewahlten europaischen Landern. Ein Projektbericht. MINISTERIUM FUR ARBEIT 
UNO SOZIALES, Wien). Das internationale Projekt "Payments for Care"/Vergü­
tungen von Pflegeleistungen untersucht Entwicklungen bei Geldern fUr 
pflegeleistende Angehorige und freiwillig Helfende in siebzehn Landern; es 
wird geleitet von Adalbert EVERS (European Centre, Wien/Justus-Liebig­
Universitat, Gie6en), Maria PIJL (Netherlands Institute of Social Work 
Research, Den Haag) und Clare UNGERSON (University of Kent at Centerbury). 
Uber Zwischenergebnisse informiert ein Beitrag von A. EVERS/K. LEICHSEN­
RING/8. PRUCKNER (1993a), der in den Marz-, April- und Mai-Nurrmern der 
Nachrichten des Deutschen Vereins für offentliche und private Fürsorge 
(fortlaufend) erscheint. Beitrage von Mitarbeiterlnnen aus allen diesen 
Landern zusanrnen mit einigen theoretischen Einleitungsbeitragen der Heraus­
geberlnnen erscheinen in einem Reader im Herbst 1993 (A. EVERS/M. PIJL/ 
C. UNGERSON (eds.): Payments for Care, Avebury). 
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Die individuelle und gesellschaftliche Gestaltbarkeit von Lebens- und be­
sonders Altersverlaufen ist heute in einem nicht mehr erwarteten AusmaB 
unsicher und vielgestaltig geworden. ,,Deregulierung" auf der Ebene der 
Arbeits- und Sozialpolitik und ,,lndividualisierung" auf der gesellschaftlichen 
Ebene markieren heute die Eckpunkte eines Diskussionszusammenhangs, 
in dem die gegenwartigen und zukünftigen Altersverlaufe nur ein thema­
tischer Schwerpunkt unter mehreren darstellen. 

Durch die Vereinigung und unter dem Eindruck der Wirkungen des demo­
graphischen Wandels ist diese in der Zukunft steigende Unsicherheit der 
Lebens- und Altersverlaufe noch in besonderem MaBe für die deutsche 
Situation bedeutungsvoll geworden. Der vorliegende Band verfolgt die mog­
lichen gesellschaftlichen Konsequenzen in mehrfacher Hinsicht. In einem 
Vergleich zwischen den alten und neuen Bundeslandern wird die unter­
schiedlich starke Dynamik der Entberuflichung analysiert und auf die ver­
schiedenen Strategien der Situationsbewaltigung und der Selbstdeutungen 
der Alteren hingewiesen. In einem weiteren Abschnitt wird die Pflege the­
matisiert: die zunehmende Hochaltrigkeit macht es für die Altersverlaufe 
immer wahrscheinlicher, daB die Auseinandersetzung um adaquate Pflege­
arrangements immer mehr zum biographischen ,,Normalfall" wird. Diese 
Entwicklung wird dabei besonders unter der Fragestellung diskutiert, was 
dies für weibliche Altersverlaufe bedeutet. 
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